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1 

EINFÜHRUNG 

Der Begriff "Europa der Bürger" ist aus der gemeinschaftlichen Termi­

nologie nicht mehr wegzudenken. 

Die spanische Ratspräsidentschaft beispielsweise erklärte das "Europa 
der Bürger" zu einem der Hauptanliegen ihrer Amtszeit im ersten Halbjahr 
19891

. Bundeskanzler Helmut Kohl forderte in seiner Regierungserklärung 
zum Weltwirtschaftsgipfel in Toronto und zum Europäischen Rat in Hanno­
ver vom 24. Juni 1988, "dem 'Europa der Bürger' noch deutlichere Konturen" 

zu geben2
• Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft wählte den Be­

griff "Europa der Bürger" als einen der Gliederungspunkte des fünften Jah­

resberichts an das Europäische Parlament über die Kontrolle der Anwen­
dung des Gemeinschaftsrechts im Jahr 19873. Ebenso verfuhr sie bei der 

Gliederung des 22. Gesamtberichts der EG4
. Außerdem ste11t das "Europa 

der Bürger" einen der Zuständigkeitsbereiche des EG-Kommissars Jean 
Dondelinger dar5. Schließlich hat der Europäische Gerichtshof die Verwirk­
lichung des "Europas der Bürger" jüngst zu den allgemeinen Zielen der Ge­
meinschaft gezählt6. 

Die Etablierung dieses Begriffs wirft Fragen nach seiner Entwicklung und 
seinem Inhalt auf. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Vgl. Europe - Agence Internationale Nr. 4935 v. 18.1.1989, S. 6. 

Vgl. Europa-An:hiv 1988, S. D 388 (D 393). 

Vgl. KOM (88) 425v. 3.10.1988, S. 29. 

EG-Gesamtbericht 22/1988, S. 140. 

Vgl. Bull. EG 12- 1988, Ziff. 1.2.2. 

Vgl. das Urteil v. 305.1989, Rs. 242/87 (ERASMUS), Rn. 29; noch nicht in der amtli­

chen Sammlung. 
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I. DER BEGRIFF "EUROPA DER BÜRGER": EN'IWICKLUNG UND 

BEDEUTUNG 

Ausgangspunkt der Überlegungen bezüglich der Entwicklung und Be­
deutung des Begriffs "Europa der Bürger" sind die Gründungsverträge der 
drei Europäischen Gemeinschaften EGKS7

, EWG8 und EAG9
• 

Diese scheinen in erster Linie wirtschaftliche Zwecke zu verfolgen. Aller­
dings weisen die Präambeln der drei Verträge weit über die wirtschaftliche 
Zielsetzung hinaus. So findet z.B. in der Präambel des EWG-Vertrags10 der 
Wille der Vertragsparteien Ausdruck, "die Grundlagen für einen immer en­
geren Zusammenschluß der europäischen Völker zu schaffen" und "durch 

diesen Zusammenschluß ihrer Wirtschaftskräfte Frieden und Freiheit zu 

wahren und zu festigen". Daraus folgt, daß die gemeinschaftsweite wirt­
schaftliche Kooperation nicht Selbstzweck, sondern Mittel zur Erreichung 
weitergehender Ziele ist. 

Diese Schlußfolgerung wird von Art. 2 EWGV untermauert und konkre­
tisiert. Danach hat die EWG fünf Ziele; zu denen - neben der harmonischen 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft - die Förde­
rung engerer Beziehungen zwischen den Staaten, die in der Gemeinschaft zu­
sammengeschlossen sind, gehört; die Errichtung des Gemeinsamen Marktes 

und die schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaa­
ten sind lediglich Mittel zur Erreichung dieser Ziele. 

Äußerungen auf höchster Ebene bestätigen diesen Befund. Die Staats­
und Regierungschefs der Mitgliedstaaten bezeichneten es in ihrer Schlußer­

klärung zu der Konferenz im Dezember 1%9 im Haag als Aufgabe der Ge-

7 

8 

9 

10 

Vertrag iiber die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 

18. April 1951, BGBt 1952 H, S. 447. 

Vertrag Zlll" Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 1957, 

BGBI. 1957 II, S. 766. 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft v. 25. März 1957, BGB\. 

1957 II, S. 1014. 

Im folgenden wird nur noch auf den EWG-Vertrag Bezug genommen. 
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meinschaft, "die internationale Entspannung und die Verständigung der Völ­
ker - in erster Linie zwischen den Völkern des ganzen europäischen Konti­

nents - zu fördern"11
. Anläßlich der Gipfelkonferenz vom 19. bis 21. Oktober 

1972 in Paris erklärten die Staats- und Regierungschefs, die wirtschaftliche 
Expansion sei kein Selbstzweck, sie müsse ihren Niederschlag in einer Ver­
besserung der Lebensqualität und des Lebensstandards finden; europäischem 
Geiste gemäß werde den nichtmateriellen Werten und Gütern sowie dem 
Umweltschutz besondere Aufmerksamkeit gelten, damit der Fortschritt 
wirklich im Dienst des Menschen stehe12

. Zwei Jahre später, im Dezember 
1974, beschlossen die Regierungschefs der Mitgliedstaaten die Bildung 
zweier Arbeitsgruppen. Eine der Arbeitsgruppen sollte die Möglichkeit prü­
fen, eine Paßunion und einen einheitlichen Paß einzuführen. Die andere Ar­
beitsgruppe sollte untersuchen, "unter welchen Voraussetzungen und inner­

halb welcher Fristen den Bürgern der neun Mitgliedstaaten besondere 

Rechte als Angehörige der Gemeinschaft zuerkannt werden könnten~13• 
Beide Initiativen behandelte die Kommission in dem "Europa für die 

Bürger" genannten Bericht an den Rat vom 3. Juli 197514 und ordnete sie in 
dem zusammenfassenden Vorwort dem Beitriff "Europa der Bürger" zu. dem 
sie den Begriff "Europa der Kaufleute" geg;nüberstellte15• - . 

Ein inhaltlicher Unterschied zwischen den Begriffen "Europa der Bürger" 
und "Europa für die Bürger" ist nicht feststellbar16

, auch wenn in sprachlicher 
Hinsicht der erstgenannte Begriff den Bürger eher als aktiv Handelnden an­
zusprechen scheint, während letztgenannter Begriff den Bürger eher als Ob­
jekt ansieht. 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

EG-Gesamtbericht 3/1969, S. 528. 

EG-Gesamtbericht 6/lm, S. 8. 

EG-Gesamtbericht 8/1974, S. 339. 

Bull. EG Beil. 7 /75. 

Ebd„ S.1. 

Vgl. auch die Äußerung der Kommission im EG-Gesamtbericht 10/1976, Ziff. 16: "Das 

Europa der Bürger und für die Bürger nimmt allmählich Gestalt an•. 
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Als "besondere Rechte" bezeichnete die Kommission in dem Bericht vor 
allem ffdie Zuerkennung des aktiven und passiven Wahlrechts auf kommuna­
ler Ebene sowie des Rechts auf Zugang zu den öffentlichen Ämtern, die mit 
der Eigenschaft eines auf dieser Ebene gewählten Vertreters verbunden 

sind"17
. 

Eine erste Erweiterung und Verfeinerung erfuhr der Begriff "Europa der 
Bürger" Ende 1975 in dem Bericht des belgischen Premierministers Leo Tin­
demans über die Europäische Union18. Hier wurden die Gewährleistung der 
Grundrechte, der Schutz der Rechte des Verbrauchers und der Umwelt­
schutz ebenso zum ''Europa der Bürger" gezählt, wie die Abschaffung der 

Personenkontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft, die Vereinfa­
chung der Kostenerstattung bei Heilbehand1ungen in einem anderen Mit­
gliedstaat und der Schüler- und Studentenaustauscll19• 

Eine neuerliche Initiative für ein "Europa der Bürger" ging von der Ta­
gung des Europäischen Rats am 25./2ii. Juni 1984 in Fontainebleau aus. Es 
wurde ein Ad-hoc-Ausschuß eingesetzt, der Maßnahmen der Gemeinschaft 

vorbereiten und koordinieren sollte, "durch die ihre Identität gegenüber den 
europäischen Bürgern und der Welt gestärkt und gefördert wird und durch 
die sie an Prestige gewinnt"20• 

Der Europäische Rat forderte außerdem den Rat und die Mitgliedstaaten 
auf, Maßnahmen zu prüfen, "durch die innerhalb kurzer Frist, auf jeden Fall 
aber vor Ende des ersten Halbjahres 1985 erreicht werden kann, daß: ein 

Einheitsdokument für den Warenverkehr eingeführt wird; alle Polizei- und 
Zollformalitäten an den innergemeinschaftlichen Grenzen im Personenver­
kehr entfallen; ein allgemeines System für die GJeichwertigkeit der Hoch­
schuldiplome geschaffen wird, um dem Recht auf freie Niederlassung .inner­

halb der Gemeinschaft effektive Geltung zu verleihen"21• 

17 

18 

19 

20 

21 

Vgl. Fn. 14, S. 28. 

Bull. EG Beil. 1/76. 

Ebd„ S. 29-31. 

Bull. EG 6 - 1984, Ziff. 1.1.9. 

Ebd. 
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Die Kommission erläuterte den Stand der Arbeiten auf den genannten Ge­
bieten im September 1984 in einer Mitteilung an den Rat22. Im März 1985 
legte der Ad-hoc-Ausschuß "Europa der Bürger", der auch nach seinem Vor-

•. • • • • • • ~ . • .1'1 • - • • • • • . • 
slCzen<.ten A<.tonmno-Ausscnuu genannt wi:ra-, einen L..WIScnenoencm vor, m 

dem Maßnahmen vorgeschlagen wurden, "bei denen konkrete Aussichten 
dafür bestehen, daß sie binnen verhältnismäßig kurzer Zeit verwirklicht wer­
den können"24

• Neben konkreten Vorschlägen zur Vereinfachung der Perso­
nenkontrollen, zur Erleichterung des Fremdenverkehrs und des Warenver­
kehrs und Vorschlägen im Bereich der Freizügigkeit und des Niederlassungs­
rechts sowie des Aufenthaltsrechts25 formulierte der Ausschuß eine abstrakte 
Begriffsbestimmung des "Europas der Bürger". Dieses umfasse Maßnahmen, 
"die für die Bürger der Gemeinschaft unmittelbare Bedeutung haben und ih­
nen offensichtlich greifbare Vorteile im Alltagsleben bieten°26

• 

Im Juni 1985 erstattete der Ausschuß dem Europäischen Rat von Mai­
land den Abschlußbericht27

, in dem er eine Vielzahl unterschiedlicher Maß­
nahmen anregte, z.B. für die Gewährleistung politischer Rechte, Maßnah­
men in den Bereichen Kultur und Kommunikation, Jugendaustausch, Bil­
dung und Sport sowie auf den Gebieten der Gesundheit und der sozialen Si­
cherheit. Außerdem wurde vorgeschlagen, die Identität der Gemeinschaft 
durch verschiedene symbolische Initiativen zu stärken. 

Beide Berichte wurden vom Europäischen Rat geb~. Die Gemein­
schaftsorgane und die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, für die Durch-

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

"Europa der Bürger; Durchführung del' Schlußfolgerungen des Europäischen Rates 

von Fontainebleau", KOM (84) 446v. 24.9.1984. 

Vgl. die Mitteilung der Kommission "Europa der Bürger", Bull. EG Beil. 2/88, S. 6; 

der Au-=huß bestand aus 11 Mitgliedem, vgl. die Liste de? Mitgliede? in Bull. EG 3 -

1985, s. 133/134. 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 9. 

Ebd., S. 9-15. 

Ebd.,s. 9. 

Ebd., s. 19-33. 

Ebd., S. 16 und S. 34. 
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führung der in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich fallenden Maßnahmen 

Sorge zu tragen29
. 

Ende 1985 bemängelte die Kommission in einer Mitteilung, die erreichten 

Ergebnisse seien im Verhältnis zur Zielsetzung bescheiden30
• Auch das Eu­

ropäische Parlament kritisierte in seiner Sitzung vom 13. November 1985 den 

Rat, "daß dieser nicht schnell an die Umsetzung dieser Vorschläge herange­

gangen ist"31. 

Auftrieb erhielt die Idee eines "Europas der Bürger" durch die am 1. Juli 
1987 in Kraft getretene Änderung des EWG-Vertrags durch die Einheitliche 

Europäische Akte (EEA)32
. Das durch Art. 8 a EWGV eingefügte Ziel der 

Schaffung eines Raums ohne Binnengrenzen bis zum 31.12.1992 veranlaßte 

die Kommission, Bilanz des bisher Erreichten zu ziehen und die Vorstellung 

eines "Europas der Bürger" in den neuen Kontext einzuordnen33
• Dieser 

Kontext ist im Hinblick auf das "Europa der Bürger~ vor allem geprägt durch 

das in der Präambel zur EEA niedergelegte Bekenntnis zur Demokratie und 

zu den Grundrechten sowie durch das in Art. 1 EEA festgelegte Vertragsziel 

der Schaffung der Europäischen Union. 

Auch das Europäische Pariament befaßte sich erneut mit dem "Europa 

der Bürger" und verabschiedete drei Entschließungen zu diesem Thema34. Es 

beanstandete aberma1s "die nur sehr schleppende Verwirklichung der im 
Adonnino-Bericht empfohlenen Vorschläge zur Verwirklichung eines Eu­
ropa der Bürger durch den Rat"35. 

Zusammenfassend läßt sich der Begriff "Europa der Bürgerff charakteri­
sieren als programmatisch und ohne scharfe Konturen. Er wurde im Lauf der 

29 

30 

31 

32 
33 

34 

35 

Ebd„ S.34. 

•Mitteilung der Kommission an den Rat über das Europa der Bürger", KOM (85) 640 

v. 19.11.19&5, s. 1. 

ABI. C 345/27v. 21.12.1985, Ziff. 3. 

BGBI. 1986 II, S.1104; ABI. L 169/1v.29.6.1987. 

Mitteilung der Kommission "Europa der Bürger", Bull. EG Beil. 2/&!.. 

ABI. C 262/'38 v. 10.10.1988. 

"Entschließung zum Europa der Bürger•, ABI. C 262/39 v. 10.10.1988, Ziff. 2. 
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Zeit ständig erweitert. Hilfreich bei der Zuordnung von Maßnahmen zu die­
sem Begriff ist, entsprechend der oben erwähnten Definition durch den 
Adonnino-Ausschuß, die Frage, ob die Maßnahmen den Gemeinschaftsbür­
gern im täglichen Leben greifbare Vorteile bieten und sie unmittelbar berüh­
ren. 

II. GANG DER DARSTELLUNG 

Die verschiedenartigen Maßnahmen, die zum "Europa der Bürger" vorge­
schlagen worden sind, lassen sich überwiegend dem politischen, dem kul­
turellen, dem sozialen oder dem wirtschaftlichen Bereich zuordnen. Die 
Gliederung ist an dieser Einteilung ausgerichtet. Der letzte Abschnitt faßt 
unter dem Titel "Die Freiheit des Personenverkehrs in einem Europa der 
Bürger" gemeinschaftliche Aktivitäten zusammen, die sich keinem der zuvor 
genannten Bereiche eindeutig zuordnen lassen. 

Der vorliegende Zwischenbericht soll einen Überblick über die Thematik 
des "Europas der Bürgertt und über den Stand der „AJbeit auf den einzelnen 
Gebieten geben. Er orientiert sich dabei an den Rechtsakten, Vorschlägen 
und sonstigen Äußerungen der Gemeinschaftsorgane und anderen primären 
Quellen; eine Auswertung von Sekundärliteratur wurde nicht vorgenommen. 
Der Bericht kann - nicht zuletzt wegen der erwähnten Unschärfe des Begriffs 
"Europa der Bürger" - keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben36

• Die 
Darstellung umfaßt Maßnahmen, die für das "Europa der Bürger" besonders 
sjgnifikant sind. 

36 Nicht behandelt werden z.B. Maßnahmen im Bereich des Umweltschutze&, des Kata­

strophenschutze& und des freiwilligen Entwicklungsdienstes in der dritten Welt. 
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A. DER POLITISCHE ASPEKT DES EUROPAS 
lllU<HÜKG~K 

1. DAS DEMOKRATISCHE PRINZIP 

Die Frage nach der Geltung des demokratischen Prinzips auf Gemein­
schaftsebene ergibt sich unmittelbar aus dem - wörtlich genommenen - Be­
griff "Europa der Bürger". 

Auf der Ebene des primären Gemeinschaftsrechts findet das demokrati­
sche Prinzip nunmehr ausdrücklich in der Präambel zur Einheitlichen Euro­
päischen Akte1 Erwähnung. Die Vertragsparteien bekunden ihre Entschlos­
senheit, "gemeinsam für die Demokratie einzutreten, wobei sie sich auf die in 
den Verfassungen und Gesetzen der Mitgliedstaaten, in der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und der 
Europäischen Sozialcharta anerkannten Grundrechte, insbesondere Freiheit, 
Gleichheit und soziale Gerechtigkeit, stützen". 

Aber auch schon vor Verabschiedung der EEA wurde das Demokratie­
prinzip auf Gemeinschaftsebene anerkannt. 

Die Mitgliedstaaten bekräftigten auf der Gipfelkonferenz im Oktober 
1972 in Paris den Willen, "die Entwicklung ihrer Gemeinschaft auf Demo­
kratie, Meinungsfreiheit, Freizügigkeit von Personen und Ideen sowie Mit­
verantwortung der Völker über ihre frei gewählten Volksvertreter zu grün­
den"2. Ein Jahr später verabschiedeten die Staats- und Regierungschefs in 
Kopenhagen eine Erklärung zur europäischen Identität, in der sie "die 
Grundsätze der repräsentativen Demokratie, der RechtsstaatlicbJceit, der so­
zialen Gerechtigkeit „. sowie die Achtung der Menschenrechte als die 

2 
ABI. L 169/1 v. 29.6.1987. 

EG-Gesamtbericht 6/1972, S. 8, 
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Grundelemente der europäischen Identität" beschrieben3. Wiederum in 
Kopenhagen nahm der Europäische Rat auf der Tagung vom 7./8. April 1978 
eine "Erklärung zur Demokratie" an4

• Er bezeichnete die erste Direktwahl 
des Europäischen Parlaments aJs "eine herausragende Demonstration des 
allen Mitgliedstaaten gemeinsamen demokratischen Ideals.S; außerdem 
erklärten die Staats- und Regierungschefs feierlich, "daß die Achtung und 
Aufrechterhaltung der parlamentarischen Demokratie und der Menschen­
rechte in allen Mitgliedstaaten wesentliche Elemente ihrer Zugehörigkeit zu 

den Europäischen Gemeinschaften sind"6
• 

Auch der Europäische Gerichtshof hat die gemeinschaftliche Dimension 
des demokratischen Prinzips anerkannt. In seinem Urteil vom 29.10.1980 in 
der Rechtssache 139/79 (SA Roquette Freres)7 entschied er, die im EWG­
Vertrag vorgesehene Anhörung des Europäischen Parlaments ermögliche 
diesem eine wirksame Beteiligung am Gesetz.gebungsverfahren der Gemein­
schaft; diese Befugnis spiegele "auf Gemeinschaftsebene, wenn auch in be­
schränktem Umfang, ein grundlegendes demokratisches Prinzip wider, nach 
dem die Völker durch eine Versammlung ihrer Vertreter an der Ausübung 
der hoheitlichen Gewalt beteiligt sind"8. 

Die grundsätzliche Geltung des demokratischen Prinzips auf Gemein­
schaftsebene wirft die Frage nach dessen Verwirklichung auf. Nachstehend 
werden zunächst Initiativen zur Gewährleistung des kommunalen Wahlrechts 
für Angehörige der Mitgliedstaaten im Aufenthaltsstaat dargestellt. An­
schließend wird auf die Wahl des Europäischen Parlaments eingegangen. 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

EG-Gesamtbericht 7/1973, S. 500. 

Bull. EG 3 - 1978, S. 5. 

Ebd. 

Ebd., S.6. 

Slg. 1980, 3333. 

Ebd., S. 3360. 
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1. Kommunalwahlrecht im Aurenthaltsstaat 

Die Kommission hat dem Rat am 24. Juni 1988 einen Vorschlag für eine 
Richtlinie "über das Wahlrecht der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten bei 
den Kommunalwahlen im Aufenthaltsstaaiv vorgelegt9, unternahm also eine 
Gesetzesinitiative in einem Bereich, der als das "Herzstück des Europas der 
Bürger" bezeichnet worden ist10. 

a) Die Vorgeschichte des Richtlinienvorschlags 

Die gemeinschaftlichen Bemühungen um die Gewährleistung des Kom­
munalwahlrechts für Angehörige der Mitgliedstaaten im Aufenthaltsstaat 
nahmen ihren Ausgang auf der Konferenz der Regierungschefs der Mitglied­

staaten am 9./10. Dezember 1974 in Paris. Eine auf dieser Konferenz einge­
setzte Arbeitsgruppe sollte die Möglichkeit prüfen, den Staatsangehörigen 
der Mitgliedstaaten besondere Rechte als Angehörige der Gemeinschaft zu­
zuerkennen11. Die ebenfalls mit dieser Frage befaßte Kommission kam zu 
dem Schluß, es unterliege kaum einem Zweife~ "daß die Zuerkennung des 
aktiven und passiven Wahlrechts auf kommunaler Ebene ... geprüft werden 
sollte"12. 

Das Europäische Parlament, das sich in einer Entschließung vom 16. No­
vember 1977 in gleichem Sinne geäußert hatte13

, forderte die Kommission in 
einer weiteren Entschließung vom 7. Juni 1983 auf, "vor Ende 1983 einen of­

fiziellen Vorschlag für die Zuerkennung des aktiven und passiven Wahlrechts 

9 

10 

11 

12 

13 

KOM (88) 371 v. 11. Juli 1988, ABI. C 246/3 v. 20.9.1988. 

Vgl. den Parlamentsbericht Vetter zu dem Vorschlag der Kommission, PE-Dok. Al-

392/88 v. 9.2.1989; s. 14. 

EG-Gesamtbericht 8/1974, S. 339. 

"Eiuopa für die Bürger•, Bull. EG Beil. 7 /75, S. 29. 

"Entschließung zur Zuerkennung besonderer Rechte an die Bürger der Europäischen 

Gemeinschaft in Durchführung des Beschlusses der Gipfelkonferenz von Paris vom 

Dezember 1974 (Punkt 11 de& Schlußkommuniques)", ABI. C "139/26 v. 12.12.1977. 
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auf lokaler Ebene an die Bürger der Mitgliedstaaten, die in einem anderen 
Mitgliedstaat als ihrem eigenen ansässig sind, vorzulegen"14

. Am 14. Novem­
ber 1985 verlangte das Parlament in zwei Entschließungen erneut die Ge­
währieistung des aktiven und passiven Kommunaiwahlrechts und iegte einige 
dabei zu beachtende Grundsätze dar15. Die Kommission erstellte daraufhin 
im Jahr 1986 einen Bericht über ffDas Wahlrecht der Bürger der Mitglied­
staaten der Gemeinschaft bei Kommunalwahlen"16

, in dem sie verschiedene 
rechtliche und tatsächliche Probleme erörterte. 

Da die Kommission aber weiterhin der Forderung des Parlaments nach 
einem Vorschlag für einen Rechtsakt nicht nachkam, weil sie ein politisches 
Signal des Parlaments in Form der ffÜbermittlung eines neuen Entwurfs ei­
nes einheitlichen Wahlverfahrens an den Rat" betreffend die Wahl des Euro­
päischen Parlaments erwartete17, forderte das Parlament sie am 15. Dezem­
ber 1987 nochmals "mit Nachdruck und aller ihm zu Gebote stehenden 

Deutlichkeit auf, im ersten Halbjahr 1988 einen Vorschlag für eine Richtlinie 
vorzulegen"18

. Der vom Parlament bestellte Berichterstatter Vetter übte 
schwerwiegende Kritik an der zögerlichen Haltung der Kommission und 
wandte sich vor allem gegen die von der Kommission vorgenommene Kop­
pelung eines Vorschlags betreffend das Kommunalwahlrecht an die Vorlage 
eines neuen Vorschlags des Europäischen Parlaments für ein einheitliches 
Wahlverfahren19. Die Gemeinsamkeiten beider Wahlverfahren seien gering 
und gingen kaum über die Parallelität der Tatsache, daß es sich beide Male 
um Wahlen handle, hinaus20

• 

14 

15 

16 

17 

]8 

19 

20 

ABL C 184/28 v. 11.7.1983, Ziff. 1 der Entschließung. 

ABI. C 345/82 und 83 v. 31.12.1985. 

Bull. EG Beil. 7 /86. 

Ebd., S.49. 

"Entschlie!ung zum Wahlrecht der Bürger der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­

meinschaft bei Kommunalwahlen", ABI. C 13/33 v. 18.1.1988. 

Parlamentsbericht Vetter zum Wahlrecht der Bürger der Mitgliedstaaten der Europäi­

schen Gemeinschaft bei Kommunalwahlen, PE-Dok. A2-l'fl /87 v. 6.11.1987, S. 9/10. 

Ebd., S.9. 
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b) Der Richtlinienvorschlag der Kommission 

Ein Vorschlag für die Schaffung politischer Rechte auf Gemeinschafts­
ebene berührt empfindliche Bereiche auf der Ebene der Mitgliedstaaten. Es 
verwundert daher nicht, daß die Kommission ihrem Richtlinienvorschlag 
Ausführungen über die Notwendigkeit der Richtlinie und die Zuständigkeit 

der Gemeinschaft für deren Erlaß voranstellt21
• 

Die Notwendigkeit der Richtlinie begründet die Kommission u.a. mit der 

Tatsache, daß gegenwärtig "mehr als 4 Millionen europäischen Staatsbürgern 
ihr Wahlrecht bei den Kommunalwahlen allein aus dem Grunde vorenthalten 
(werde), daß sie sich nicht mehr in dem Mitgliedstaat aufhalten, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzen"22• Sie hält den Verlust gewisser politischer 

Rechte bei Inanspruchnahme der vertraglichen Freizügigkeitsrechte in einer 
Gemeinschaft, "die Staaten vereinigt, deren Hauptmerkmal ist, daß sie de­

mokratische Staaten sind", für paradox23. 

Im Bereich der Kommunalwahlen scheine das Kriterium des Aufenthalts 
für die Bestimmung des Wahlorts besser geeignet zu sein als das Kriterium 
der Staatsangehörigkeit. Die tatsächliche Zugehörigkeit zu einer Gemeinde 

ergebe sich aus der Abhängigkeit von Fragen des täglichen Lebens, die Ent­
scheidungen des gewählten Organs unterworfen seien, das die Gemeinde 
verwalte24. 

Schließlich hebt die Kommission hervor, der Vorschlag ermögliche, ~das 
Europa der Bürger auf spektakuläre Art und Weise erneut zu lancieren"25

. 

Die Zuständigkeit der Gemeinschaft für den Erlaß der Richtlinie leitet 
die Kommission aus Art. 235 EWGV her. Es gehe um die Verwirklichung ei­
nes der Ziele der Gemeinschaft, da die Anerkennung des kommunalen 
Wahlrechts im Aufenthaltsstaat den freien Personenverkehr erleichtere. 

21 

22 

23 

24 

2S 

Vgl. KOM (88) 311 (Fn. 9), S. 2 ff. 

Ebd., S.3. 

Ebd. 

Ebd.,s. s. 
Ebd.,s. 1. 
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Außerdem sei die "Verbesserung der Bedingungen für das Funktionieren der 
Demokratie ... auf jeden Fall seit der Einheitlichen Akte ein anerkanntes Ziel 
der Gemeinschaft"26. Die Richtlinie halte sich im Rahmen des Funktionie­
rens des Gemeinsamen Marktes, da es sich bei dem kommunalen Wahlrecht 
um eine für den freien Personenverkehr unerläßliche Ergänzung handle27

• 

Im Hinblick auf entgegenstehende Verfassungsbestimmungen der Mit­
gliedstaaten verweist die Kommission auf die in den Verfassungen vorgese­
henen Revisionsverfahren und folgert, es handle sich um ein politisches Pro­
blem 28. Außerdem sei der Vorrang des Gemeinschaftsrechts - auch gegen­
über Verfassungsbestimmungen - zu beachten29. 

Die Bestimmungen des Richtlinienvorschlags sind eingetei1t in die fünf 
Titel "Allgemeines", "Aktives Wahlrecht", "Passives Wahlrecht", "Übergangs­
bestimmungen" und "Schlußbestimmungen". 

Art. 1 des Vorschlags definiert den Begriff "Kommunalwahlen" als "Wah­
len der in allgemeiner Direktwahl gewählten Organe (Gemeinderäte oder 
Bürgermeister), die gemäß den internen Rechtsvorschriften über die Befug­
nisse für die Verwaltung der ersten Ebene der politischen und administrati-
ven Organisation verf..igen"~ 

Art. 2 des Vorschlags regelt das aktive Wahlrecht "vorbehaltlich der Ein­
haltung der Bedingungen gemäß den nachstehenden Artikeln 3 bis 6". Nach 
Art. 3 Abs. 1 des Vorschlags setzt die Ausübung des Wahlrechts einen An­
trag auf Eintragung in die kommunalen Wählerlisten der Aufenthaltsge­
meinde voraus. Der Antragsteller muß - zur Vermeidung einer Doppelwahl -
gemäß Art. 3 Abs. 2 u.a. nachweisen, daß er das kommunale Wahlrecht in 
seinem Heimatstaat nicht ausübt. 

Art. 4 des Vorschlags erlaubt die Stellung des Antrags erst "nach einem 
ununterbrochenen Aufenthalt in dem Gast-Mitgliedstaat ... , der höchstens 
ebenso lange dauert wie die Amtszeit eines Gemeinderatesff. 

26 Ebd., S. 9. 
27 Ebd. 
28 Ebd., s. 3. 
29 Ebd., S.10. 



14 

Art. 6 des Vorschlags unterwirft die Staatsangehörigen eines anderen 
Mitgliedstaats, die in die Wählerliste eingetragen worden sind, den gleichen 
Verpflichtungen, die für Inländer gelten, insbesondere einer etwa bestehen­
den Wahlpflicht. 

Die Zuerkennung des passiven Wahlrechts wird von Art. 7 des Vorschlags 
geregelt. Dieser verweist wiederum auf die in den nachstehenden Vorschrif­
ten aufgestellten Bedingungen. Bemerkenswert ist Art. 8 des Vorschlags, der 
die Kandidatur erst "nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von einer 
Dauer von höchstens zwei Amtszeiten eines Gemeinderates" zuläßt. 

Nach Art. 10 Abs. 1 des Vorschlags können die Staatsangehörigen ande­
rer Mitgliedstaaten von dem Amt des Bürgermeisters oder seines Stellver­
treters ausgeschlossen werden. Art. 10 Abs. 2 erlaubt den Mitgliedstaaten, 
denjenigen Mitgliedern des Gemeinderats, die Angehörige anderer Mitglied­
staaten sind, die Ausübung bestimmter Funktionen bei der Wahl von parla­
mentarischen Versammlungen zu untersagen, "weil diese die nationale Sou­
veränität beeinflußt•30• 

Art. 11 des Vorschlags gestattet es einem Mitgliedstaat, dessen Gesamt­
bevöikerung zu mehr als 20 % aus Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa­
ten besteht, "bei den ersten allgemeinen Wahlen „. von der Anwendung die­
ser Richtlinie abzusehen", Dieser Artikel ist auf die besondere Lage Luxem­
burgs zugeschnitten, wo der Anteil von Staatsangehörigen anderer Mitglied­
staaten besonders hoch ist31. Art. 12 des Vorschlags ermächtigt die Mitglied­
staaten, den Anteil der Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten im Ge­
meinderat bei den ersten beiden Kommunalwahlen auf 25 % zu beschränken. 

c) Stellungnahmen zu dem Richtlinienvorschlag 

Der RichtlinienvorschJag der Kommi<:.sion rief in manc_"1er Hitlsicht J{_riti.k 
hervor. Das Europäische Parlament fordert in erster Linie, daß die Rege1ung 

30 

31 
Ebd., S.18. 

Vgl. den Parlamentsbericht Vetter (Fn. 10), S, 15. 
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des aktiven und des passiven Wahhechts einheitlich erfolgt32
• Diese Forde­

rung wird hinsichtlich der Mindestaufenthaltsdauer vom Wirtschafts- und So­
zialausschuß geteilt. Er ist der Ansicht, daß die Regelung für das passive 
Wahlrecht der des aktiven angeglichen werden sollte, "nicht zuletzt, weil die 
Dauer einer Mandatszeit bei weitem ausreichen dürfte, um sich in die Ge­
meinde zu integrieren und die wichtigsten Probleme kennenzulernen"33

• 

Eine weitere vom Parlament vorgeschlagene Änderung betrifft die Ein­
tragung in die Wählerlisten. Diese Eintragung soll nur dann auf Antrag er­
folgen, wenn dies auch für die Staatsangehörigen des Aufnahmestaats gilt. 
Falls die Eintragung dort aber automatisch erfolgt, soll dies auch für die 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten gelten34

• In diesem Fall obliegt es 
den Behörden des Aufnahmestaats, bei dem Konsulat des Herkunftsstaats 
die notwendigen Unterlagen anzufordern. Allerdings soll ein Staatsangehöri­
ger eines anderen Mitgliedstaats den Antrag stellen können, nicht in die 
Wählerliste eingetragen zu werden, wenn er in seinem Heimatstaat wählen 
möchte. 

Diese vom Parlament vorgeschlagene Änderung ist bedeutsam im Hin-
b!ick auf .i:.c\rt. 6 des Richt!inienvorschlags, vor allem \vegen der dort nor-
mierten Koppelung einer etwaigen Wahlpflicht an die Eintragung in die 
Wählerlisten. Um sich einer solchen Wahlpflicht zu entziehen, müßte ein 
Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaats eigens einen Antrag auf 
Nichteintragung in die Wählerliste stellen. Damit bliebe die von der Kom­
mission angestrebte Freiwilligke1t35 der Wahl rechtlich zwar erhalten, könnte 
aber faktisch beeinträchtigt werden. Andererseits würde einem weiteren An-

32 

33 

34 

35 

Vgl. die Änderungswünsche des Europäischen Parlaments, angenommen in der Sit­

zung vom 15. Miin 1989, AB!. C 96/101v.17.4.1989, Änderungen Nr. 8 und 9_ 

"Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über das Wahlrecht 

der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten bei den Kommunalwahlen im Aufenthalts­

staat", ABI. C 71/2 v. 20.3.1989, Ziff. 2.5. 

Vgl. Fn. 32, Änderungen 10, 11und12. 

Vgl. den Richtlinienvorschlag, Fn. 9, Kommissionsdokument, S. 11. 
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liegen der Kommission, nämlich der völligen "Gleichheit aller Wähler unab­
hängig von ihrer Staatsangehörigkeit"36

, besser entsprochen werden. 

Kritik haben auch die Übergangsbestimmungen des Richtlinienentwurfs 
erfahren. Das Europäische Parlament ist der Ansicht, für die in Art. 11 er­
wähnte Quote dürfe nicht auf das Verhältnis der Staatsangehörigen anderer 
Mitgliedstaaten zur Gesamtbevölkerung abgestellt werden; vielmehr sei an­
stelle der Gesamtbevölkerung die Gesamtzahl der in die Wählerlisten einge­
tragenen Wahlberechtigten in Bezug zu nehmen37

. 

Eine solche Regelung könnte aber zu einer starken Ausweitung des An­
wendungsbereichs von Art. 11 des Vorschlags führen, da sich unter den 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten auch eine Anzahl von Personen 
befmdet, die aus Gründen innerstaatlichen Rechts - etwa aus Altersgründen -
nicht wahlberechtigt sind. Es würden nicht vergleichbare Größen in Bezug 
zueinander gesetzt werden, 

Folgerichtig ist dagegen der Vorschlag des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses, auf das Verhältnis "zwischen den Staatsangehörigen anderer Mit­
gliedstaaten, die (aufgrund ihrer ausreichenden Aufenthaltsdauer) das Wahl­
recht besitzen und sich effektiv dafür entschieden haben, in ihrer W ohnge­
meinde und im Aufenthaltsstaat zu wählen, und den in die Wählerlisten ein­
getragenen Bürgern des Aufenthaltslandes" abzustellen38

. 

Abschließend sei noch das Bedenken des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses gegenüber der Möglichkeit, die Quote ausländischer Gemeinderäte 
zu beschränken, genannt. Diesbezüglich müsse bedacht werden, "daß eine 
solche Maßnahme auch die eigenen Staatsangehörigen, die Kandidaten aus 
anderen Mitgliedstaaten zu wäh1en beabsichtigen, treffen und auf diese 
Weise bereits bestehende Normen verletzen würde"39

. 

36 

37 

38 

39 

Ebd., s. 16. 

Vgl. Fn. 32, Änderungen 25 und 22. 

Vgl. Fn. 33, Ziff. 2.7. 

Ebd., Ziff. 28. 
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2. Die Wahl des Europäischen Parlaments 

Das Europäische Parlament wurde in der Zeit vom 7. bis 10. Juni 197940 

zum ersten Mal direkt gewählt. Grundlage für diese direkte Wahl ist der "Akt 
zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten der 
Versammlung..41, den der Rat am 20. September 1976 verabschiedete 42

, 

nachdem das Parlament - dem Auftrag des Art. 138 Abs. 3 EWGV folgend -
im Jahr 1975 einen "Entwurf eines Vertrages über die allgemeine und un­
mittelbare Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments" vorgelegt 
hatte43• 

Vor der ersten Direktwahl bestimmte Art. 138 Abs. 1 EWGV, daß das 
Parlament "aus Abgeordneten (besteht), die nach einem von jedem Mitglied­
staat bestimmten Wahlverfahren von den Parlamenten aus ihrer Mitte er­
nannt werden". Art. 14 des Direktwahlakts44 setzte das Außerkrafttreten die­

ser Vorschrift auf den Tag fest, "an dem die erste nach Maßgabe dieses Akts 
gewählte Versammlung gemäß Art. 10 Absatz 3 zusammentritt". 

Der Direktwahlakt regelt nur die Grundzüge der Wahl und verweist in 
Art. 7 Abs. 2 ansonsten auf innerstaatliche Vorschriften über das Wahlver­
fahren45. Die Verpflichtung des Europäischen Parlaments gemäß Art. 138 
Abs. 3 EWGV, "Entwürfe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach einem 
einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten" auszuarbeiten, bleibt dem­
nach bestehen, was in Art. 7 Abs. 1 des Direktwahlakts bekräftigt wird. 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

Zur Festsetzung des Zeitraums vgl. den Beschluß des Rates mm 25.7.1978, ABI. L 

205/75v. 29.7.1978. 

ABI. L 278/5 v. 8.10.1976. 

ABI. L 278/1 v. 8.10.1976. 

ABI. C 32/15 v. 11.2.1975; dieser Entwurf ersetzte den "Entwurf eines Abkommens ... 

über die Wahl des Europäischen Parlaments in allgemeiner unmittelbarer Wahl" aus 

dem Jahr 1960, ABI. Nr. 37 /'ö34 v. 2.6.1960. 

Im folgenden wi«i diese Kurzform verwendet. 

Zur Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland vgl. das Europawahlgestz vom 16. 

Juni 1978, BGBI. 1978 1, S. 709, und die Europawahlordnung vom 23. August 1978, 

BGB!. 1978 1, S. 1405. 
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Art. 1 des Direktwahlakts legt den Grundsatz allgemeiner, unmittelbarer 
Wahlen fest. Art. 2 bestimmt die Zahl der in jedem Mitgliedstaat zu wählen­
den Abgeordneten in unterschiedlicher Höhe. Die vorgenommene Sitzver­
teilung bewirkt, daß vollständige Wahlrechtsgleichheit nicht gegeben ist, weil 
die von den Abgeordneten der einzelnen Mitgliedstaaten repräsentierte Ein­
wohnerzahl unterschiedlich ist46• Die Wahlperiode dauert nach Art. 3 des Di­
rektwahlakts fünf Jahre. 

Nach Art. 5 des Direktwahlakts ist die Mitgliedschaft im Europäischen 
Parlament vereinbar mit der Mitgliedschaft im Parlament eines Mitglied­
staats, d.h. die Mitgliedschaft in einem nationalen Parlament ist zuJässig, aber 

nicht Voraussetzung für die Mitgliedschaft im Europäischen Parlament. Dies 
stellt eine Änderung der bis dahin bestehenden Rechtslage dar, die durch 
den in Art. 138 Abs. 1 EWGV niedergelegten Grundsatz der Ernennung 
durch die nationalen Parlamente geprägt war. In einer Entschließung vom 7. 

Juli 1988 forderte das Parlament die Mitgliedstaaten auf, Art. 5 des Direkt­
wahlakts dahin zu ändern, daß eine Doppelmitgliedschaft ausgeschlossen . 
ist47

• 

Art~ 8 des Direktwahlakts bestimmt, daß jeder \1/ähler nur einmal wählen 
darf. In der Praxis kann es zu Verstößen gegen diese Vorschrift aufgrund der 
unterschiedlichen nationalen Wahlverfahren kommen48

• 

Das Europäische Parlament bemühte sich in der Vergangenheit um eine 
weitergehende Vereinheitlichung des Wahlverfahrens. Am 10. März 1982 
nahm es einen "Vorschlag für einen Akt zur Annahme verschiedener Be­
stimmungen ejnes ejnheitlichen Wahlverfahrens für die Wahl der Mitglieder 

46 

47 

48 

Vgl. die "Denkschrift w dem Beschluß und Akt des Rates der Europäischen Gemein-

schaften .-'Om 20. September 1976 zur Einfühn•ng aUgemeiner unmittelbarer Wahlen 

der Abgeordneten der Ve:rsammlung", Bundestag.s-Drs. 8/360 v. 6.5.1977, S. 8 (12). 

"Entschließung zur Unvereinbarkeit eines Abgeordnetenmandats im Europäischen 

Parlament mit einem Abgeordnetenmandat in einem nationalen Parlament", ABI. C 

235/131v.12.9.1988. 

Vgl. Fn. 46, S. 14. 
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des Europäischen Parlaments" an49
• Der vorgeschlagene Akt sollte gemäß 

Art. 1 den Direktwahlakt ergänzen und weiterhin Raum für einzelstaatliche 
Vorschriften lassen, Art. 2 Abs. 1 des Vorschlags legte für die Wahl das Ver­
hältniswahlsystem fest, Art. 2 Abs. 2 schrieb die Einteilung der Mitgliedstaa­
ten in Mehrmannwahlkreise mit mindestens drei und höchstens fünfzehn zu 

wählenden Abgeordneten vor. Art 2 Abs. 5 eröffnete den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, die Abgabe von Vorzugsstimmen innerhalb einer Liste vorzuse­
hen. Art. 4 Abs. 1 des Vorschlags gestattete den Mitgliedstaaten, Sperrklau­
seln einzuführen. Nach Art. 5 des Vorschlags sollten die Mitgliedstaaten ih­

ren Bürgern das aktive Wahlrecht ungeachtet ihres innerhalb der Gemein­
schaft liegenden Wohnsitzes gewähren. Art. 6 regelte das passive Wahlrecht 
in ähnlicher Weise; a1lerdings war in Art. 6 Abs. 2 die Zuerkennung des pas­

siven Wahlrechts auch im Aufenthaltsstaat vorgesehen, wenn sich der Be­
treffende seit mindestens fünf Jahren dort aufhielt. Diesbezüglich weist die 

Kommission auf die Konsequenz hin, daß "Bürger in einem Land hätten ge4 

wählt werden können, die dort nicht hätten wählen dürfen,.so. 

Einen weiteren Vorschlag arbeitete der vom Parlament bestellte Bericht­
erstatter Bock/et iro Namen des Politischen Ausschusses aus51. Art 1 dieses 
Entwurfs erwähnte erstmals die Grundsätze der freien, gleichen und gehei­
men Wahl52

• Das aktive Wahlrecht sollte nach Art. 2 Abs. 2 des Entwurfs 
grundsätzlich vom Heimatmitgliedstaat gewährt werden. Allerdings räumte 
Art. 2 Abs. 3 den Mitgliedstaaten die Mög1ichkeit ein, Staatsangehörigen an­

derer Mitgliedstaaten das aktive Wahlrecht zuzubilligen. Das passive Wahl­
recht wurde in Art. 3 der gleichen Regelung unterworfen. Das Wahlrecht 
sollte aiso grundsätzlich an das Kriterium der Staatsangehörigkeit und nicht 

49 

50 

51 

52 

ABL C 87/61 v. 5.4.1982, vgl. auch den Parlamentsbericht Seirlinger über einen Entwurf 

eines einheitlichen Wahlverfahrens fiic die Wahl dec Mitglieder des Europäischen 

Par1a.ments, Dokument 1-988/81/--:.-\ v. 10, Februar 1982 und Dokument l„988/81/B + 
C v. 26. Februar 1982. 

Bull. EG Beil. 7 /86 (Fn. 16), S. 48. 

Bericht iiber einen Entwurf eines einheitlichen Wahlverfahrens für die Wahl der Mit­

glieder des Europäischen Parlaments, PE.Dok. A2-1/85 v. 22.3.19&5. 

Ebd„ S. 8. 
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an das des Aufenthalts geknüpft werden, was hinsichtlich des passiven Wahl­
rechts einen Rückschritt gegenüber dem Vorschlag aus dem Jahr 1982 dar­
stellte. 

Das Europäische Parlament äußerte in einer Entschließung vom 14. No­
vember 1985, es sei erforderlich darauf hinzuarbeiten, daß "das aktive und 
passive Wahlrecht auf kommunaler Ebene und zum Europäischen Parlament 
auch den Bürgern anderer Mitgliedstaaten eingeräumt wird'.53. Die Erwäh­
nung beider Wahlen in diesem Zusammenhang weist darauf bin, daß es wi­
dersprüchlich wäre, für das Kommunalwahlrecht das Kriterium des Aufent­
halts zuzulassen und gleichzeitig die Wahl des Europäischen Parlaments an 
die Staatsangehörigkeit zu binden. 

Die durch die Einführung der Direktwahl gestärkte demokratische Legi­
timation des Europäischen Parlaments führt abschließend zu der Frage, ob 
dieser Legitimation entsprechende Befugnisse gegenüberstehen. Ohne hier 
auf die Kompetenzen des Europäischen Parlaments im einzelnen einzuge­
hen, kann festgestellt werden, daß seine Befugnisse - gemessen an denen na­
tionaler Parlamente - erheblich geringer sind. Vor allem die Gesetzgebungs­
befugnis steht, auch nach Inkrafttreten der EEA.54

, weiterhin dem Rat ziJ
55

. 

Es wundert daher nicht, daß in diesem Zusammenhang häufig ein "demokra­
tisches Defizit" der Europäischen Gemeinschaft beklagt wird56• Das Europäi­
sche Parlament forderte schon 1960 die "Erweiterung seiner Zuständigkeiten, 

53 

54 

55 

56 

ABL C 345/82 v, 31.12.1985. 

Durch die BEA wurde die Stellung des Parlaments allerdings in einigen Punkten ge­

stärkt, so z.B. durch die Einführung des Verfahrens der Zusammenarbeit mit dem Eu­

ropäischen Parlament, „A.Tt_.. 149 Abs~ 2 EWGV. 

Vgl. Art. 145 EWGV. 

Vgl. z.B. die Entschließung des Europäischen Parlaments zum demokratischen Defizit 

der Europäischen Gemeinschaft, ABI. C 187/229 v. 18.7.1988, und den Parlamentsbe­

richt Seeler über die Beziehungen .i:wiscl1en den nationalen Parlamenten und dem Eu­

ropäischen Parlament, PE-Dok. A2-348/88/feil B v, 6.1.J989, S. 7. 
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so daß es die Funktionen eines echten Parlaments, insbesondere gewisse Le· 
gislativgewalt und die politische und Haushalts-Kontrolle, ausüben kann'.s7

. 

Die unzureichende Kompetenz des Europäischen Parlaments kann sich 
auf die Einschätzung der Wahl unterschiedlich auswirken. Einmal könnte 
behauptet werden, es sei wenig sinnvoll, ein solches Parlament überhaupt zu 
wählen. Andererseits kann aber auch argumentiert werden, daß eine hohe 
Wahlbeteiligung das Parlament zumindest politisch stärkt. 

57 
"Entschließung über die Ausweitung der Befugnisse des Parlaments•, ABI. Nr. 37/840 

v. 2.6.1960. 
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II. BÜRGER-, GRUND- UND MENSCHENRECHTE 

Die Verwirklichung des im vorstehenden Abschnitt behandelten demo­
kratischen Prinzips setzt "die Wahrung und Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, die allein erst dem Bürger die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit ermöglichen", voraus1

. Dieser Zusammenhang wird auch in 
dem Demokratiebekenntnis in der Präambel zur EEA deutlich2

• Der vorlie­
gende Abschnitt betrifft allerdings nicht nur Rechte der Gemeinschaftsbür­
ger, sondern - soweit es um Menschenrechte geht - auch Rechte von Ange­
hörigen dritter Staaten. 

1. Schutz der Grundrechte 

Im EWG-Vertrag finden sich zwar einzelne Bestimmungen, "die als Ziel 
oder zumindest Auswirkung haben, die Situation des einzelnen in der Ge­
meinschaft zu garantieren oder zu verbessern: z.B. die Artikel 7, 48, 52, 57, 
117, 119 EWG-Vertrag"3

, einen Grundrechtskatalog enthält der Vertrag aber 
nicht. Die Entwicklung des Grundrechtsschutzes auf Gemeinschaftsebene ist 
daher von der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, die hier nur 
in groben Umrissen dargestellt werden kann, geprägt. 

Anfangs hatte es der Gerichtshof abgelehnt, Akte der Gemeinschaftsor­
gane mittelbar oder unmittelbar an Grundrechten der Mitgliedstaaten zu 
messen4

. Mit dem Urteil vom 12. November 1969 in der Rechtssache 29/69 
(Stauder)5 wurde erstmals die Notwendigkeit anerkannt, Grundrechtsschutz 
gegenüber Gemeinschaftsakten zu gewährleisten. Der Gerichtshof zählte in 

1 

2 

3 

4 

5 

Vgl. den Bericht der Kommission "Der Schutz der Grundrechte bei der Schaffung und 

Fortentwicklung des Gemeinschaftsrechts", Bull. EG Beil. 5/76, S. 8. 

Vgl. Abschnitt A I. vor 1. 

Vgl. Fn.1. 

Vgl. das Urteil vom 4.i.1959, Rs. 1/58 (Stork), Slg. 1958/1959, S. 42 (64). 

Slg. 1969, S. 419. 
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dem Urteil die Grundrechte zu "den allgemeinen Grundsätzen der Gemein­
schaftsrechtsordnung. deren Wahrung (er) zu sichern hat..6. Etwa ein Jahr 
später, in dem Urteil vom 17. Dezember 1970 in der Rechtssache 11/70 (In­
ternationale Handeisgesellschaft) 7 bestätigte der Gerichtshof diese 

Rechtsprechung und erläuterte sie dahin, die Gewährleistung dieser Rechte 
müsse zwar von den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitglied­
staaten getragen sein. sie müsse sich aber auch in die Struktur und die Ziele 
der Gemeinschaft einfügen8• Damit wurde deutlich, daß es der Gerichtshof 

nach wie vor ablehnte, Akte der Gemeinschaftsorgane unmittelbar anhand 
nationaler Grundrechte zu überprüfen; er stellte vielmehr auf die gemeinsa­
men Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ab, um eine gemein­
schaftsrechtliche Ausprägung von Grundrechten zu entwickeln. 

Fortgeführt wurde diese Rechtsprechung in dem Urteil vom 14. Mai 1974 
in der Rechtssache 4/73 (Nold)9

• Der Gerichtshof stellte fest, er könne 
"keine Maßnahmen als Rechtens anerkennen, die unvereinbar sind mit den 
von den Verfassungen (der Mitgliedstaaten) anerkannten und geschützten 
Grundrechten•10• Außerdem .könnten "die internationalen Verträge über den 
Schutz der Menschenrechte, an deren Abschluß die Mitgliedstaaten beteiligt 
waren oder denen sie beigetreten sind, ... Hinweise geben, die im Rahmen 
des Gemeinschaftsrechts zu berücksichtigen" seien11

• Insofern kommt insbe­
sondere die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (EMRK)12 in Betracht, die in allen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft gilt13. In dem Urteil vom 28. Oktober 1975 in der Rechtssache 
36/75 (Rutili)14 nahm der Gerichtshof auf mehrere Artikel der EMRK und 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

Ebd„ S.425. 

Slg. 1970, S. 112S. 

Ebd., S. 1135. 

Slg. 1974, S. 491. 

Ebd., S. 5f17. 

Ebd. 

BGBI. 1952 II, S. 685 und 953. 

Vgl. BGBt. 1988 II, Fundstellennachweis B, S. 244. 

Slg. 1975, S, 1219. 
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einen des vierten Zusatzprotokolls bezug, um die Existenz eines allgemeinen, 
die ausländerpolizeilichen Befugnisse der Mitgliedstaaten beschränkenden 
Grundsatzes zu belegen. In dem Urteil vom 13. Dezember 1979 in der 
Rechtssache 44/79 (Hauer)15 leitete der Gerichtshof das Grundrecht auf Ei­
gentum aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten 
her, "die sich auch im Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechts­
konvention widerspiege1n"16• Der Gerichtshof greift also bei der Ermittlung 
gemeinschaftlicher Grundrechte auf die EMRK zurück, stellt aber keine di­
rekte Bindung der Gemeinschaft an die Konvention fest. 

Nicht nur der Gerichtshof, auch die anderen Gemeinschaftsorgane haben 
zu den Grundrechten Stellung genommen. Das Europäische Parlament for­
derte in der Sitzung vom 4. April 1973 die Kommission auf, "künftig bei der 
Abfassung von Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen möglichen 
Konflikten mit dem nationalen Verfassungsrecht vorzubeugen und insbeson­
dere zu prüfen, wie die Grundrechte der Bürger der Mitgliedstaaten ge­
währleistet werden sollen"17

, Außerdem ersuchte es die Kommission, ihm in 
einem Bericht darzulegen, "wie sie bei der Schaffung und Fortentwicklung 
des europäischen Rechts jede Beeinträchtigung der von der Verfassungsord­
nung der Mitgliedstaaten garantierten Grundrechte verhüten will, deren 
Prinzipien die den Mitgliedstaaten geme1nsame philosophische, politische 
und rechtliche Basis bilden"18

. 

Am 4. Februar 1976 legte die Kommission daraufhin einen Bericht mit 
dem Titel "Der Schutz der Grundrechte bei der Schaffung und Fortentwick­
lung des Gemeinschaftsrechts" vor19, den das Europäische Parlament in einer 
Entschließung vom 12. Oktober 1976 begrüßte20. Das Parlament stellte fest, 

15 

16 

11 

18 

19 

20 

Sig. 1979, S. 3n7. 

Ebd., S. 3745. 

„Entschließung über die Berücksichtig' .. u1g der Grundrechte der Bürger in den Mit~ 

gliedstaaten bei der Entwicklung des Gemeinschaftsrechts", ABI. C 26/7 v. 30.4.1973. 

Ebd„ Ziff. 2. 

Bull. EG Beil. 5/76. 

"Entschließung zum Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über 

den Schutz der Grundrechte•, ABI. C 259/17 v. 4.11.1976. 
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"daß der Schutz dieser Rechte inzwischen sehr eindeutig durch den Gemein­
schaftsrichter gewährleistet und der damit erreichte Stand der Rechtssicher­
heit auf diesem wichtigen Gebiet unter den gegenwärtigen Umständen mit 
Sicherheit schon jetzt mindestens so hoch ist wie derjenige, der sich aus der 
Annahme einer Charta der Grundrechte ergeben würde"21. In derselben Ent­
schließung forderte das Europäische Parlament die Annahme einer gemein­
samen Erklärung der Gemeinschaftsorgane Parlament, Rat und Kommission 
über die Beachtung der Grundrechte22

• 

Am 5. April 19TI wurde diese gemeinsame Erklärung angenommen23. 
Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission unterstrichen 
darin "die vorrangige Bedeutung, die sie der Achtung der Grundrechte bei­
messen, wie sie insbesondere aus den Verfassungen der Mitgliedstaaten so­
wie aus der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten hervorgehen" und verpflichteten sich, diese Rechte bei der 
Ausübung ihrer Befugnisse und bei der Verfo1gung der Ziele der Europäi­
schen Gemeinschaft zu beachten. 

Die Entwicklung des Grundrechtsschutzes auf Gemeinschaftsebene spie-
gelt sich wider in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts~ Mit 
Beschluß vom 29. Mai 1974 erklärte das Gericht, eine Vorlage nach Art. 100 
Abs. 1 Grundgesetz sei, wenn das vorlegende Gericht eine entscheidungser­
hebliche Vorschrift des Gemeinschaftsrechts in der vom Europäischen Ge­
richtshof gegebenen Auslegung für unanwendbar halte, zulässig und geboten, 
"solange der Integrationsprozeß der Gemeinschaft nicht so weit fortgeschrit­
ten ist, daß das Gemeinschaftsrecht auch einen von einem Parlament be­
schlossenen und in Geltung stehenden formulierten Katalog von Grund· 
rechten enthält, der dem Grundrechtskatalog des Grundgesetzes adäquat 
ist'.24. In einem Beschluß vom 25. Juli 1979 ließ es das Bundesverfassungsge­
richt dann offen, "ob und gegebenenfalls inwieweit · etwa angesichts mittler-

21 

22 

23 

24 

Ebd., Ziff. 5. 

Ebd., Ziff. 9. 

ABI. c 103/1 V. 27.4.1977. 

BVerfGE 37, S. 271 (285). 
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weile eingetretener politischer und rechtlicher Entwicklungen im europäi­

schen Bereich - für künftige Vorlagen von Normen des abgeleiteten Gemein­
schaftsrechts die Grundsätze des Beschlusses vom 29. Mai 1974 ... weiterhin 

- - - - - - - - . . _„(: . - - - • • . - - -

uneingeschränkt Geltung beanspruchen können"~. Am 22. Oktober 19l:Sö 

schließlich erklärte das Gericht, es werde "seine Gerichtsbarkeit über die 
Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht, das als Rechtsgrund­
lage für ein Verhalten deutscher Gerichte und Behörden im Hoheitsbereich 
der Bundesrepublik Deutschland in Anspruch genommen wird, nicht mehr 
ausüben und dieses Recht mithin nicht mehr am Maßstab der Grundrechte 
des Grundgesetzes überprüfen", solange insbesondere der Europäische Ge­
richtshof generell wirksamen Grundrechtsschutz gegenüber der Hoheitsge­
walt der Gemeinschaft gewährleiste26. Im Hoheitsbereich der Gemeinschaft 

sei mittlerweile ein Maß an Grundrechtsschutz erwachsen, das nach Konzep­
tion, Inhalt und Wirkungsweise dem Grundrechtsstandard des Grundgesetzes 

im wesentlichen gleichzuachten sei27
. 

2. Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention ? 

Das Europäische Parlament hatte am 16. November 1977 die Kommis­
sion aufgefordert, "sich für ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten ... 
einzusetzen mit dem Ziel, ... die Europäische Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 und ihre Zu­
satzprotokolle ... als integrierenden Bestandteil der Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften anzusehen"28

• In einer Entschließung vom 

2S 

26 

27 

28 

BVerfGE52, S. 187 (202/203)­

BVerfGE 73, S. 339 (387). 

Ebd„S. 378. 

"Entschließung zur Zuerkennung besonderer Rechte an die Bürger der Europäischen 

Gemeinschaft in Durchführung des Beschlusses der Gipfelkonferenz von Paris vom 

Dezember 1974 (Punkt 11 des Schlußkommuniques)", ABI. C 299/26 v. 12.12.19n. 



27. April 1979 setzte sich das Parlament dann ausdrücklich für den Beitritt 
der Europäischen Gemeinschaft zur EMRK ein29

. 

Zur gleichen Zeit nahm die Kommission ein "Memorandum betreffend 
den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur Konvention über den Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten" an30

. In diesem Memorandum er­
örterte sie die für und gegen einen Beitritt sprechenden Gründe und kam zu 
dem Schluß, "daß der Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur MRK aus 
einer ganzen Reihe von Gründen wünschenswert erscheint"31

• Die sich im 
Zusammenhang mit einem Beitritt stellenden Schwierigkeiten hielt die 
Kommission für überwindbar32

• Probleme können sich z.B. aus Art. 66 
EMRK ergeben, der die Konvention nur für Mitglieder des Europarats zur 
Unterzeichnung öffnet33

. 

Das Europäische Parlament nahm zu dem Memorandum am 29. Oktober 
1982 Stellung34. Es betonte, "daß der Beitritt der Gemeinschaft zur Europäi­
schen Menschenrechtskonvention nach außen hin und für die Öffentlichkeit 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft eine Bekundung des Willens der euro­
päischen Institutionen ist, dieser Gemeinschaft in immer umfassenderem 
Maß den Charakter einer Rechtsgemeinschaft zu geben"35

, und forderte die 
Kommission auf, einen formellen Vorschlag für de~ Beitritt auszuarbeiten36• 
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"Entschließung zum Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur Europäischen Men­

schenrechtskonvention", ABI. C 127 /69 v. 215.1979. 

Bull. EG Beil. 2/79. 

Ebd., S.5. 
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Im Rat wurde die Frage des Beitritts zuletzt auf der Ratstagung am 
21./22. April 1986 erörtert37

, fand dort aber nicht die notwendige Zustim­
mung38. Ein Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur Europäischen Men­
schenrechtskonvention ist demnach in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. 

3. Die Erklärung der Grundrechte und Grundfreiheiten des Europäi­

schen Parlaments 

In dem "Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen Union" 
vom 14. Februar 198439 hatte das Europäische Parlament keinen Grund­
rechtskatalog ausgearbeitet, sondern in Art. 4 auf die gemeinsamen Grund­
sätze der Verfassungen der Mitgliedstaaten, die Europäische Menschen­
rechtskonvention und die Europäische Sozialcharta bezug genommen und 
die Pflicht der Europäischen Union statuiert, innerhalb von fünf Jahren eine 
eigene Grundrechtserklärung zu verabschieden. 

Am 12. April 1989 nahm das Europäische Parlament die eine Präambel 
und 28 Artikel umfassende "Erklärung der Grundrechte und Grundfreihei­
ten" an40, deren Zweck es u.a. ist, "dem Vertragsentwurf ... schon jetzt einen 
klaren Inhalt in bezug auf die Grundrechte zu geben..41

. Im einzelnen enthält 
die Erklärung eine Vielzahl verschiedenartiger Rechte und Grundsätze. So 
schützt Art. 1 die Würde des Menschen und Art. 2 das Recht auf Leben, Art. 
3 normiert die Gleichheit aller Menschen vor dem Recht, Art. 4 sieht die 
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit vor. Art. 8 regelt für alle Ge­
meinschaftsbürger die Freizügigkeit, Art. 9 gewährleistet das Eigentumsrecht 

37 

38 
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Vgl. die Antwort des Rates vom 14. Februar 1989 auf die Schriftliche Anfrage Nr. 

1793/88, ABI. C 77/43 v. 28.3.1989. 

Ebd., vgl. das dort zitierte Schreiben des Ratspräsidenten an den Präsidenten des Eu­

ropäischen Parlaments. 

AB!. C n /33 v. 19.3.1984. 

ABI. c 120/51 V. 16.5.1989. 
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und Art. 12 die Berufsfreiheit. Soziale Rechte, sowohl individueller als auch 
kollektiver Art, sind in den Artikeln 13, 14 und 15 vorgesehen. Art. 17 enthält 
den Grundsatz der Demokratie und erkennt den europäischen Bürgern das 
gieiche aktive und passive Wahirecht zu. Artikei 20 und 21 gewährieisten mit 
dem Grundsatz "ne bis in idem" und dem Rückwirkungsverbot prozessuale 
Grundrechte. Nach Art. 22 ist die Todesstrafe abgeschafft. Art. 24 verpflich­
tet jegliche Gemeinschaftspolitik auf den Umwelt- und Verbraucherschutz. 
Art. 26 schließlich regelt die Einschränkbarkeit von Grundrechten und die 
Wesensgehaltsgarantie. 

Die Erklärung schützt in den meisten Artikeln jedermann, in manchen, 
z.B. in Art. 8, nur die Bürger der Gemeinschaft. Art. 25 Abs. 2 eröffnet die 
Möglichkeit, die den Bürgern der Gemeinschaft vorbehaltenen Rechte ganz 
oder teilweise auf andere Personen auszuweiten. 

Die Grundrechtserklärung ist nicht beschränkt auf Rechte und Freihei­
ten, die ohne weiteres in den Bereich des europäischen Gemeinschaftsrechts 
fa1len, sondern geht "von der in der Rechtspraxis erhärteten Voraussetzung 
(aus), daß die Gemeinschaft/Union potentiell alle Grundrechte verletzen 
kann'.42

. Die Erklärung der Grundrechte und Grundfreiheiten müsse außer­
dem ein möglichst vollständiges Bild der Werte und Traditionen vermitteln, 
welche die Gemeinschaft/Union inspirieren und leiten sollten 43

. Das Parla­
ment strebt letztlich die Aufnahme der Grundrechte und Grundfreiheiten in 
die Gemeinschaftsverträge an44

, hat aber die Form einer einseitigen Erklä­
rung gewählt, weil "der materielle Inhalt der Erklärung nicht Gegenstand von 
Vertragsverhandlungen sein kann"45. Die Ausarbeitung der Erklärung durch 
das Europäische Parlament stelle "den wesentlichsten seiner gesetzgebe­
rischen Bereiche, den der Formulierung jener Rechte und Freiheiten, die 
dem Gesetzgeber unantastbar sind", dar46

• 
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Ebd. 

Ebd., S. 36, Ziff. 25. 
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4. Initiativen gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

Das Europäische Parlament, der Rat, die im Rat vereinigten Vertreter 
der Mitgliedstaaten und die Kommission verabschiedeten am 11. Juni 1986 

eine gemeinsame "Erklärung gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit"47
. 

Sie verurteilten "aufs schärfste alle Äußerungen von Intoleranz und Feindse­
ligkeit sowie die Anwendung von Gewalt gegenüber einer Person oder Per­
sonengruppe wegen rassischer, religiöser, kultureller, sozialer oder nationaler 
Unterschiede", und bekräftigten ihren Willen, "die Persönlichkeit und die 
Würde jedes Mitglieds der Gesellschaft zu schützen und jegliche Form der 
Ausgrenzung von Ausländern abzulehnen'.48. 

Zwei Jahre später, am 29. Juni 1988, unterbreitete die Kommission dem 
Rat einen Vorschlag für eine Entschließung zur Bekämpfung von Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit49

• In der dem Vorschlag vorangestellten Mittei­
lung schlägt die Kommission vor allem Maßnahmen im Bildungsbereich vor. 
Nährboden für fremdenfeindliche Gefühle und rassistische Äußerungen 
seien U nwissen über den anderen und Unkenntnis der verschiedenen Kul­
turen50. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß zeigte sich in seiner Stellung­
nahme "tief enttäuscht darüber, daß lediglich ein Vorschlag für eine Ratsent­
schließung vorgelegt und nicht eine wirksame Politik a1s Ausdruck eines 
echten Engagements für die Bekämpfung des Rassismus vorgeschlagen 
wurde'.51. Der Ausschuß stimmte mit der Kommission allerdings insofern 
überein, als auch er "der Rolle des gesamten Erziehungs- und Bildungswe~ 
sens bei der Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit große 
Bedeutung" beimißt52

• Das Europäische Parlament faßte in der Sitzung vom 

47 

48 

49 

50 
51 

52 

ABI. C 158/1 v. 25.6.1986. 

Ebd. 

KOM (88) 31s v. 22.6.1988, Am. c 214/32 v. 16.8.1988. 

Ebd„ Ziff. 4 der Mitteilung. 

CES (88) 1232 v. 23.11.1988, ABI. c 23/33 V. 30.1.1989, Ziff. 1. 

El>d„ Ziff. 1.5. 
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14. Februar 1989 eine Entschließung zu dem Vorschlag der Kommission53
, in 

der es den Rat dringend ersuchte, den Vorschlag für eine Entschließung an­
zunehmen54, und darüber hinaus Gemeinschaftsmaßnahmen gesetzgebe­
rischer Art forderte55• 

53 

54 

55 

ABI. c 69/43 V. 20.3.1989. 

Ebd., Ziff. 1. 

Ebd., Buchst. E. 
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B. DER KULTURELLE ASPEKT DES EUROPAS 
DER BÜRGER 

1. MASSNAHMEN IM BILDUNGSBEREICH 

Der Bildungsbereich stellt ein bedeutsames Gebiet1 im Hinblick auf die 
Schaffung eines Europas der Bürger dar. Der Begriff der Bildung umfaßt die 
Vorschulbildung, die allgemeine und die berufliche Bildung, die Hochschul­
und die W eiterbildung2. In der Bundesrepublik Deutschland fällt die Bil­
dungspolitik grundsätzlich in den Zuständigkeitsbereich der Länder3. Aus 
diesem Grunde wendet sich der Bundesrat stets gegen vermutete Übergriffe 
der EG in diesen Bereich 4, und er kann sich vordergründig auf die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs berufen, der festgestellt hat, 
daß die Bildungspolitik "als solche nicht der Zuständigkeit der Gemein-

11 ~. • • ... „. „ .... „5 ... 111 11• 111 • 11 .,.... • 11. „ r 11 scnansorgane unterstem woraen ISr·- . Alleramgs nat aer uencmsnor aucn 
erklärt, daraus folge nicht, daß "die Ausübung der der Gemeinschaft übertra­
genen Befugnisse irgendwie eingeschränkt wäre, wenn sie sich auf Maßnah­
men auswirken kann, die zur Durchführung etwa der Bildungspolitik ergrif­
fen worden sind"6. Der Bildungsbereich ist also dem Einfluß der Gemein-

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Vgl. den Umfang im Adonnino-Bericht, Bull. EG Beil. 7/85, S. 24-28. 

Vgl. die Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Bildungsminister über 

die Umweltbildungv. 24. Mai 1988, ABI. C 177/8v. 6.7.1988. 

Vgl. Art. 30 Grundgesetz. 

Vgl. z.B. den Beschluß des Bundesrates zur Mitteilung der Kommission der Europäi­

schen Gemeinschaften rnm Fremdsprachem.mterricht, Bundesrats-Drs. 226/88 (Be­

schluß) v. 8.7.1988. 

Urteil v. 21. Juni 1988, Rs. 39/FM (Lair gegen Universität Hannover), Rn.15, noch nicht 

in der amtlichen Sammlung; vgl. auch das Urteil v. 13. Februar 1985, Rs. 293/85 (Gra­

vier), Slg. 1985, S. 593 (612). 

Urteil v. 3. Juli 1974, Rs. 9/74 (Casagrande), Slg. 1974, S. 773 (779). 



33 

schaft insoweit nicht entwgen, als die Gemeinschaft aufgrund vertraglicher 
Befugnisse handelt, auch wenn sich dieses Handeln auf die innerstaatliche 
Bildungspofüik auswirkt. Im übrigen haben die im Rat vereinigten Bildungs-

. . . - -- . . . - . . „ - 7 • • • • . • • • • . • m1mster schon lY /4 m emer l::!ntscnueuung· aie NotwenrugKel[ emer euro-

päischen Zusammenarbeit im Bildungswesen betont8• 

Ausdrückliche vertragliche Befugnisse besitzt die EG im Bereich der Be­
rufsausbildung. Gemäß Art. 128 EWGV "stellt der Rat in bezug auf die Be­
rufsausbildung allgemeine Grundsätze zur Durchführung einet gemeinsamen 
Politik auf''. Diesem Auftrag ist der Rat mit Beschluß vom 2. April 19639 

nachgekommen. Ebenfalls auf eine Vorschrlft des EWG-Vertrags, auf Art. 
49, ist die Richtlinie über die schulische Betreuung der Kinder von Wander­
arbeitnehmern vom 25. Juli 197710 gestützt. Sie verpflichtet die Mitglied­
staaten, zugunsten der Kinder von W anderarbeitnehmem einen kostenlosen 
Einführungsunterricht zum Erlernen insbesondere der Amtssprache des 
Gastlandes sowie Unterricht in der Muttersprache und in heimatlicher Lan­
deskunde bereitzustellen. Diese Richtlinie stellt demnach einen vertraglich 
vorgesehenen Eingriff in die Bildungspolitik der Mitgliedstaaten dar. 

Im folgenden sollen einige gemeinschaftliche Aktivitäten im Bereich des 
Bildungswesens vorgestellt werden, wobei der Schwerpunkt auf.die nicht-be­
rufliche Bildung gelegt wird. 

7 

8 

9 

10 

ABI. C 98/2 v. 20.8.1974. 

Ebenso in der "Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Minister für Bil­

dungswesen vom 9. Februar 1976 mit einem Aktionsprogramm im Bildungsbereich". 

ABI. c 38/1 V. 19.2.1976. 

ABI. Nr. 63/1338 v. 20.4.1963. 

ABI. L 199/32v. 6.8.19n. 
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1. "Mittelfristige Perspektiven" der Bildung in der EG 

Die mittelfristigen Perspektiven der Bildung in der EG sind Gegenstand 
einer Mitteilung1r der K~mmission12. In die~em Dokument erlä~tert die 
Kommission den Zusammenhang von Bildung und Ausbildung mit der 
Schaffung des Binnenmarktes im Jahr 199213

• Besonders betont wird die 
Notwendigkeit einer verbesserten schulischen Grundausbildung für den Aus­
bau der Fähigkeiten des Arbeitskräftepotentials14

• Hier wird der Zusam­
menhang zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung sichtbar, der lange 
Zeit nicht klar erkannt worden war15

, obwohl es auf der Hand liegt, daß die 
Grundbildung "ein Glied in der Kette einer erfolgreichen weiteren Ausbil­
dung" ist16. Besonders deutlich machen dies die Auswirkungen des Analpha­
betismus, der häufig zum Ausschluß vom gesellschaftlichen, politischen und 
sozialen Leben 17 und daher auch vom beruflichen Aufstieg führt. 

Die Kommission legt in ihrer Mitteilung den Schwerpunkt auf die allge­
meine Bildung18

; sie regt als Maßnahmen zur Verbesserung der schulischen 
Grundbildung u.a. die Schaffung engerer Kontakte zwischen Schule und 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

Zur Wahl der Rechtsform "Mitteilung" vgl. die Stellungnahme des Wirtsthafts- und 

Sozialausschusses, CES (88) 1101v.27.10.1988, S. 1. 

"Bildung in der Europäischen Gemeinschaft; mi!!elfristige Perspektiven: 1989-1992", 

KOM (88) 280 V. 18.5.1988. 

Ebd,, S.l bis, 

Ebd. 

Vgl. den Parlamentsbericht Larive über Bildung in der Europäischen Gemeinschaft: 

mittelfristige Perspektiven 1989-1992, PE-Dok. A2-285/88 v. 1.12.1988, S. 11. 

Ebd. 

Vgl. den Parlamentsbericht Marck über Analphabetentum und Schulausbildung, PE­

Dok. Al-379/88 v. 3.2.19S9, S. 10. 

Vgl. Fn.13. 
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Wirtschaft auf allen Ebenen und eine Verbesserung der Lehrerausbildung19 

an20. 

Eher zum Bereich der Berufsbildung sind die Vorschläge für die Schaf­
fung besser qualifizierter Arbeitskräfte21 zu rechnen. Ausgangspunkt ist die 
Anhebung des Bildungsniveaus der Jugendlichen und ihrer Qualifikationen 
vor ihrem Übergang in das Erwachsenen- und Berufsleben, indem ihnen 
nach der Pflichtschulzeit eine mindestens einjährige Berufsausbildung ver­
mittelt wird22. Außerdem strebt die Kommission die Förderung der Freizü­
gigkeit und Mobilität qualifizierter Arbeitskräfte an und spricht in diesem 
Zusammenhang Art. 48 Abs. 4 EWGV an, der auf Tätigkeiten im nicht-poli­
tischen Entscheldungsbereich von den Mitgliedstaaten nicht mehr angewen­
det werden so1Je23• Schließlich hebt die Kommission die Bedeutung von 
Fremdsprachenkenntnissen, insbesondere im Hinblick auf die Vollendung 
des Binnenmarktes, hervor24

• 

Neben den konkreten Vorschlägen und Anregungen folgt die Bedeutung 
der Mitteilung daraus, daß sie die verschiedenen gemeinschaftlichen Aktio­

nen in einen Kontext stellt und so der "Gefahr eines Auseinanderfallens und 
der Zersplitterung"25 entgegen\.virkt 

Anknüpfend an diese Mitteilung legte die Kommission jüngst eine weitere 
Mitteilung über die allgemeine und berufliche Bildung in der Gemeinschaft 
vor, in der sie mittelfristige Leitlinien für die gemeinschaftliche Tätigkeit bis 
1992 entwickelt26

• 

19 

20 
21 

22 

23 

24 

25 

26 

Vgl. dazu die Schlußfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Minister für 

das Bildungswesen v. 14. Mai 1987 über die Fortbildung der Lehrer, ABI. C 211/5 v. 

8.8.1987. 

Vgl. Fn. 12, S. 6. 

Ebd„ s. 11-16. 

Ebd„ S. 11. 

Ebd„ S. 14. 

Ebd., s. 15. 

Vgl. den Parlamentsbericht Larive (Fn. 15), S. 14. 

KOM (89) 236, abgedruckt als Bundesrats-Drs. 34S/89 v. 19.6.1989. 
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2. Vorbereitung Jugendlicher auf das Erwachsenen- und Erwerbsleben 

Am 1. Dezember 1987 beschloß der Rat ein Aktionsprogramm für die 
Berufsbildung Jugendlicher und zur Vorbereitung der Jugendlichen auf das 

Erwachsenen- und Erwerbsleben27
. Dabei hande1t es sich um eine Maß.. 

nahme zur Verwirklichung der Vorschläge des Adonnino-Ausschusses28
. Das 

Aktionsprogramm schließt sich an das erste Programm zur besseren Vorbe­
reitung der Jugendlichen auf den Beruf und zur Erleichterung ihres Über­

gangs von der Schule zum Berufsleben29 und dessen Folgeprogramm30 an31
• 

Hintergrund dieses Aktionsprogramms ist die weiterhin besorgniserregend 
hohe Zahl jugendlicher Arbeitsloser32

• Die Übergangszeit zwischen Schulab­
schluß und Berufstätigkeit wird immer länger33

. Hinzu kommt, daß die Aus­

bildungs- und Beratungsangebote für Jugendliche häufig undurchschaubar 
sind34

• Die Jugendlieben müssen aber ihre Wahlmöglichkeiten kennen. Von 
den Übergangsschwierigkeiten sind nicht mehr nur die schlecht qualifizierten 
Jugendlichen, sondern alle betroff en35. Schließ1ich erfordert der technische 
Wandel eine Ausbildung der Jugendlichen auf dem Gebiet der neuen Tech-

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

ABI. L 346/31 v. 10.12.1987. 

Vgl. den "Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein Aktionsprogramm zur 

Ausbildung und Vorbereitung der Jugendlichen auf das Erwachsenen- und Erwerbsle­

ben", KOM (87} 90 v. 18.3.1987, S. 1/2 (ABI. C 90/4 v. 4.4.1987). 

Entschließung des Rates und der im Rat vereiojgten Minister für Bildungswesen v. 13. 

Dezember 1976, ABI. C 308/1 v. 30.12.1976. 

Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Minister für Bildungswesen v. 12. 

Juli 1982, ABI. C 193/1 v. :28.7.1982. 

Das zweite Programm wurde durch Entschließung v. 5. Dezember 1985 bis z;um 31. 

Dezember 1987 verlängert, vgl. ABI. C 3'2:6/3 v.18.12.1985. 

Vgl. Fn. 28, S. 1. 

Ebd„S. 4. 

Ebd., S.5. 

Y gl. den Abschlußbericht zum zweiten Aktionsprogramm betreffend den Übergang 

von der Schule ins Erwachsenen- und Erwetbsleben, KOM (87) 705 v. 23.12.1987, S. 

10. 
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nologien, damit sie die Veränderungen bewältigen können36• Der Wirt­
schafts- und Sozialausschuß weist in seiner Stellungnahme auf die generelle 
Tendenz in Richtung auf einen Abbau geringer qualifizierter Tätigkeiten und 

- • • - - - - •• - • - - - • • .,,7 
aut einen steigenden Bedarf an qualifizierten Fachleuten hm~'. 

Das Aktionsprogramm sieht als von der Kommission durchzuführende 
Maßnahmen u.a. die Errichtung eines europäischen Netzes von Ausbil­
dungsinitiativen vor, um eine Verbindung aller für die Berufsausbildung zu­
ständigen Stellen zu erreichen, sowie die Unterstützung von Projekten, mit 
denen Unternehmungsgeist, Kreativität und Eigenverantwortlichkeit der Ju­
gendlichen gefördert werden38. Damit sollen in erster Linie die Anstrengun­
gen der Mitgliedstaaten, "allen Jugendlieben in der Gemeinschaft, die dies 
wünschen, im Anschluß an die Vollzeitschulpflicht für die Dauer von einem 
oder, soweit möglich, zwei oder mehr Jahren die Teilnahme an einer Berufs­
bildungsmaßnahme zu ermöglichen"39, unterstützt und ergänzt werden. 

Betreffend die Rechtsgrundlage des Aktionsprogramms war eine Klage 
beim Europäischen Gerichtshof anhängig gemacht worden40

• Das Vereinigte 
Königreich hielt Art. 128 EWGV als alleinige Rechtsgrundlage für unzurei-
chend und begehrte die Nichtigerklärung des Beschlusses. Das Progra..111m 
gehe über allgemeine Grundsätze für die Berufsausbildung hinaus. Mit sei­
nem Urteil vom 30. Mai 1989 hat der Gerichtshof die Klage abgewiesen. Das 
Programm überschreite nicht die durch Art. 128 EWGV übertragenen Be­
fugnisse; es bezwecke lediglich, die Tätigkeiten der Mitgliedstaaten in dem 
fraglichen Bereich durch Maßnahmen der Gemeinschaft zu unterstützen und 
zu ergänzen 41 . 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

Vgl. den Parlamentsbericht Bachy zu dem Kommissionsvorschlag, PE-Dok. A2-198/87 

v. 6.ll.1987, s. 16. 

Vgl. CES (87) 486 v. 14.5.1987, S. 1. 

Vgl. Fn. 27, Art. 3 des Beschlu~es. 

Vgl. Fn. 27, Art. 1 des Beschlusses. 

Rs. 56/88 (Vereinigtes Königreich gegen den Rat), vgl. ABI. C 78/5 v. 2.S.3.1988. 

Urteil noch nicht in der amtlichen Sammlung, Rn. 15 des Urteils. 
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3, Umweltbildung 

Durch Art. 25 EEA wurde in den dritten Teil des EWG-Vertrags ein 
"Titel VII. Umwelt" (Art. 130 r-t EWGV) eingefügt. Art. 130 r Abs. 2 EWGV 
stellt u.a. den Grundsatz auf, daß Umweltbeeinträchtigungen vorzubeugen 
ist. Der Einsicht folgend, daß Umweltbildung, d.h. die Sensibilisierung der 
Bürger für Umweltfragen, "eines der wirkungsvollsten Mittel zur Verhinde­
rung von Umweltschäden'.42 ist, hat die Kommission einen Vorschlag für eine 
Entscheidung über Maßnahmen der Umweltbildung vorgelegt43

• Der Vor­
schlag bezieht sich auf alle Bereiche der allgemeinen und beruflichen Bil­
dung, einschließlich der Erwachsenenbildung44

• Er sieht eine Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten zur Anpassung der Lehrpläne vor und zwar in der Weise, 
daß die Umweltbildung fächerübergreifend, d.h. in jedem Fach als Bestand­
teil, vorgesehen wird45. Außerdem zielt der Vorschlag auf Maßnahmen zur 
Ausbildung der Lehrkräfte und auf die Bereitstellung geeigneten Unter­
richtsmaterials46. Neben diesen im Bereich der allgemeinen Bildung anzusie­
delnden Vorschriften geht es der Kommission auch um die Ausbildung von 
Umweltfachkräften 47

• 

Die Kommission hält als Rechtsgrundlage Art. 130 r EWGV für ausrei­
chend48. Nicht zu übersehen ist allerdings, daß dieser Vorschlag eine Beein­
flussung der Bildungsinhalte anstrebt. Damit stellt sich die Frage, ob die vor­
geschlagene Entscheidung in Kompetenzen der Mitgliedstaaten eingreifen 
würde. Ohne den neu eingefügten Art. 130 r EWGV wäre dies wohl zu beja-

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

Vgl. den "Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über Maßnahmen der allgemei­

nen und beruflichen Bildung zur Verhütung von Umweltschäden", KOM (88) 202 v. 

10.2.1988, s. 2. 

Ebd. 

Ebd„ S. 8, Art. 2 des Vorschlags. 

Ebd„ S. 9, Art. 2 Nr. 4 des Vorschlags. 

Ebd., S. 8, Art. 2 Nr. 1 des Vorschlags. 

Ebd„ Art. 2 Nr. 2 des Vorschlags. 

Etx:!„ S. 6. 
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hen. Da aber das Vorbeugeprinzip die Gemeinschaft nun zu entsprechenden 
Maßnahmen verpflichtet, kann sie sich auf den anfangs erwähnten Satz des 
Europäischen Gerichtshofs berufen, die Ausübung gemeinschaftlicher Be­
fugnisse finde ihre Grenze nicht in der nationaien Biidungspoütik. 

In inhaltlicher Übereinstimmung mit den Zielen und Maßnahmen des 
Kommissionsvorschlags haben der Rat und die im Rat vereinigten Bildungs­

minister am 24. Mai eine Entschließung über die Umweltbildung angenom­
men49. 

4. Aktivitäten im schulischen Bereich 

Der "sich abzeichnende Wandel in den neunziger Jahren" war für die 
Kommission Anlaß, ein Arbeitsprogramm zur Förderung innovativer Maß­

nahmen im Sekundarbereich des Bildungswesens vorzulegen50
• Die Not­

wendigkeit eines solchen Arbeitsprogramms folgt für die Kommission aus 
der "mangelnde(n) Fähigkeit der Bildungssysteme zur Anregung und Steue­
rung von Innovation und Wandel

051
• Einen weiteren Grund, auf gemein­

schaftlicher Ebene tätig zu werden, sieht sie darin, die in einigen Mitglied­
staaten bereits laufenden Initiativen und Reformen in eine europäische Zu­
sammenarbeit und einen europäischen Erfahrungsaustausch einzubinden, um 
eine Abkapselung einzelner Reformen zu verhindern52

• Aufgrund ihrer 
Analyse hält die Kommission insbesondere Maßnahmen der Lehrerfortbil­
dung, die weniger fachbezogen und eher auf das Management von Innovation 
und die Übernahme neuer Aufgaben ausgerichtet sein solle, die Förderung 
engerer Verbindungen zwischen Bildung und Wirtschaft und Maßnahmen 
gegen das Schulversagen für erforderlich53. Zur Unterstützung der "eigenen 

49 

50 

51 

52 

53 

ABI. C 177/8 v. 6.7.1988. 

Vgl. KOM (88) 545 v. 14.10.1988, S. 2. 

Ebd., S. 4. 

Ebd., S. 3. 

Ebd., S. 7-11. 
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Bemühungen der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet"54 plant die Kommis­
sion, Seminare mit den für die Innovation zuständigen Personen der Mit­
gliedstaaten abzuhalten55

, einen europäischen Arbeitskreis einzusetzen, der 
in erster Linie als Sammel- und Koordinierungsstelle für Informationen fun­
gieren soU56

, und finanzielle Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der 
Schaffung von Modellregionen zur Innovationsförderung zu gewähren57

. Mit 
dem "Entwurf einer Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Mi­
nister für das Bildungswesen betreff end die Förderung der Innovation im 
weiterführenden Schulwesen in der Europäischen Gemeinschaft'.SB beabsich­
tigte der Rat, die Zustimmung zu dem Aktionsprogramm der Kommission 
und den Auftrag zu dessen Durchführung zu erteilen59

• Bislang ist diese Ent­
schließung noch nicht verabschiedet worden. 

Der Bundesrat wendet sich gegen das Aktionsprogramm6() und gegen den 
Entschließungsentwurf1. Die Förderung der Innovation im Sekundarbereich 
des Bildungswesens werde vom EWG-Vertrag nicht erfaßt62

. Der Bundesrat 
bringt allerdings nichts gegen die inhaltliche Berechtigung des Programms 
vor. Hier stellt sich erneut die Frage, ob eine Unterscheidung zwischen all­
gemeiner und Berufsbildung sinnvoll ist, da die Innovation im Sekundarbe­
reich letztlich allein dem Ziel dient, die Schulabgänger für die Anforderun­
gen des Arbeitsmarktes zu rüsten63

• 

Neben dieser auf Innovation im Sekundarbereich gerichteten Aktion der 
Kommission ist eine Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

Ebd.,S. B. 

Ebd., s. 13. 

Ebd.,S.14. 

Ebd., s. 15. 

Bundesrats-Drs. 533/88 v. 11.11.1988. 

Ebd., S.3. 

Bundesrats-Dr.;. 529/88 (Beschluß) v. 16.12.1988. 

Bundesrats-Dr.;. 533/88 (Beschluß) v. 21.11.1988. 

Ebd., S.2. 

Vgl. KOM (88) 545 (Fn. 50), S. 4. 
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Bildungsminister vom 9. Juni 1986 über die Verbrauchererziehung in Primar­
und Sekundarschulen64 zu erwähnen. Ausgebend von der Zielsetzung, die 
Schüler in die Lage zu versetzen, Heine überlegte Auswahl der Güter und 
Dienstleistungen vorzunehmen und sich ihrer Rechte und Pflichten bewußt 
zu sein"65

, werden die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ersucht, "im 
Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Möglichkeiten ... den Verbraucherun­
terricht in den Lehrplänen der Primar- bzw. der Sekundarstufe ... zu för­
dern". Dabei bedeutet Verbraucherunterricht nach Ansicht des Wirtschafts­
und Sozialausschusses nicht bloße Wissensvermittlung, sondern schließt die 
"Entwicklung einer kritischen Einstellung ein"(,6. 

Auch bezüglich der Gesundheitserziehung in Schulen haben der Rat und 
die im Rat vereinigten Bildungsminister eine Entschließung gefaßt67

. Sie wei­
sen darin auf die Zunahme des Drogen-, Alkohol- und Tabakmißbrauchs 
und auf das häufigere Auftreten von Herzerkrankungen, Krebs und Aids so­
wie auf die wichtige Rolle der Schule bei der Bekämpfung dieser Probleme 
hin. Der Entschließung zufolge sollen die Mitgliedstaaten insbesondere "alles 
daransetzen, um ... multidisziplinäre Maßnahmen der Gesundheitserziehung 
auf allen Stufen und in den unterschiedlichen Bereichen des Schulwesens zu 
entwickeln und zu verstärken". Außerdem sind Maßnahmen der Mitglied­
staaten in den Bereichen der Lehrerfortbildung und der Erstellung geeigne­
ten Lehrmaterials vorgesehen. 

5. Förderung der Fremdsprachenkenntnisse 

Die mangelnde Kenntnis der Sprachen der Mitgliedstaaten ist eine Bar­
riere, ohne deren Beseitigung oder zumindest Verminderung die Errichtung 
des Binnenmarktes unvollständig bliebe. Nach Ansicht der Kommission ist 

64 

65 

66 

67 

ABI. C 184/21v.23.7.1986. 

Ebd., zweite Erwägung der Entschließung. 

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Entschließungsentwurf 

der Kommission, CES (86) 231 v. 26.2.1986, ABI. C 101/14 v. 28.4.1986, Ziff. 1.2. 

Entschließung vom 23. November 1988, ABI. C 3/1v.5.1.1989. 
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die Situation bezüglich der Fremdsprachen in den meisten Mitgliedstaaten 
"alarmierend.68. Diese Feststellung bezieht sich nicht nur auf den Primar­
und Sekundarbereich des Schulwesens, sondern auch auf das Hochschulwe­
sen69. Die Kommission kritisieit insbesondere tTfängel in der Ausbildung von 

Fremdsprachenlehrern, ungenügende Abstimmung der Lehrpläne für den 
Fremdsprachenunterricht und das Fehlen von Lehr- und Lernmitteln. "die 
den Erfordernissen des Europas von morgen genügen"70. Sie schlägt den 
Mitgliedstaaten u.a. vor, mit dem Fremdsprachenunterricht bereits in der 
Primarbildung zu beginnen und diesen kontinuierlich bis zur Hochschulbil­
dung zu erstrecken sowie den Fremdsprachenstudenten die Möglichkeit zu 
geben, ihre Ausbildung teilweise im Ausland zu absolvieren71

• Das Europäi­
sche Parlament, das in seiner Entschließung zum Gemeinschaftssprachunter­
richt vom 28. Oktober 1988 72 vor allem die theoretische Konzeption der 
Lehrmethoden im Gemeinschaftssprachunterricht kritisiert, regt darüber 
hinaus an, daß "mindestens ein allgemeines Lehrfach der Primar- und Se­
kundarstufe in einer Fremdsprache unterrichtet wird"73• Für den Hochschul­
unterricht schlägt es vor, den Sprachunterricht als Pflichtfach einzuführen. 

Als Maßnahme auf Gemeinschaftsebene hat die Kommission zwei Ent­
scheidungsvorschläge für ein LINGUA genanntes Programm zur Förderung 
der fremdsprachlichen Ausbildung in der Europäischen Gemeinschaft ge­
macht 74. Der erste, von der Kommission für wichtiger erachtete75 Vorschlag 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

"Mitteilung der Kommission: Fremdsprachenunterricht", KOM (88) 203 v. 18.4.1988, 

s. 4. 

Ebd. 

Ebd. 

Ebd„ s. 7. 

ABI. C ?1)9/427 v. 5.12.1988; vgl. auch den Parlamentsbericht Garriga Polledo über den 

Gemeinschaftssprachunterricht in der EG, PE-Dok. A2·196/88 v. 30.9.1988. 

Ebd. 

KOM (88) 841 v. 6.1.1989 (ABI. C 51/7 v. 28.2.1989 [1.Vorschlag) und ABI. C 51/13 v. 

28.2.1989 [2.Vorschlag]); am 26. Mai 1989 legte die Kommission geänderte Vorschläge 

für das LINGUA-Programm vor, KOM (89) 194 v. 23.5.1989, ABI. C 181/12 v. 

18.7.1989. 
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betrifft die berufliche Bildung, insbesondere die Weiterbildung von Fremd­
sprachenlehrern 76 sowie die Förderung der Erstausbildung von Fremdspra­

chenlehrern. Für letzteres schlägt die Kommission eine Nutzbarmachung des 
ERASMUS-Programms 77 für Sprachstudenten vor 7~\ d.h. es soll, aufbauend 
auf den von ERASMUS bewirkten Strukturen, die Mobilität der Sprachstu­
denten erhöht werden. Schließlich sieht der erste Entscheidungsvorschlag 
auch Maßnahmen zur Verbesserung der Sprachkenntnisse der Arbeitnehmer 
vor79

, "damit die Unternehmen die Vorteile des Binnenmarktes voll aus­
schöpfen können"80

. 

Der zweite Vorschlag, der als Bestandteil des LINGUA-Programms 

gilt81
, betrifft hauptsächlich die schulische Ebene. Die Kommission beab­

sichtigt, wie schon in ihrer Mitteilung zum Fremdsprachenunterricht ange­
deutet82, Austauschprogramme zu fördern, "die fester Bestandteil der Lehr­

pläne für die schulische und berufliche Ausbildung sind und nicht unter die 

Bedingungen des Programms 'Jugend für Europa' fallen"83
• Außerdem sollen 

die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, "eine oder mehrere Institutionen (zu 
gründen bzw. zu benennen), die als Akademie der Europäischen Gemein­
schaft für Fremdsprachenunterricht gelten und die für die Förderung der 
Ziele dieser Entscheidung verantwortlich sind"84

. 

Das vorgeschlagene LINGUA-Programm weist eine interessante rechtli­
che Struktur auf. Wie schon erwähnt, hat die Kommission das Programm in 
zwei getrennte Vorschläge gekleidet. Sie begründet dies mit der Notwendig-

75 

76 

77 

'78 

79 

80 

81 

82 
S3 

84 

Ebd., Kommissionsdokument, S. 3. 

Vgl. Fn. 74, Art. 3 und 5 des 1.Vorschlags und Aktion 1 im Anhang zum 1.Vorschlag. 

Vgl. dazu Abschnitt B. II. 1. 

Vgl. Fn. 74, Aktion II im Anhang zum 1.Vorschlag.. 

Ebd., Aktion III im Anhang zum 1.Vorschlag. 

Ebd., Art. 3 Buchst. b des 1. Vorschlags. 

Vgl. die Bezeichnung des Vorschlags, KOM (88) 841 {Fn. 74). 

Vgl. Fn. 68, S. 9. 

Vgl. Fn. '74, Anhang des 2. Vorschlags, Aktion 1. 

Ebd., Art. 6 des 2. Vorschlags. 
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keit, die beiden Teile des Programms auf verschiedene Rechtsgrundlagen zu 
stützen: Der erste Entscheidungsvorscltlag betreffe Grundsätze und Maß· 
nahmen auf dem Gebiet der Berufsbildung, wofür Art. 128 EWGV heranzu­
ziehen sei, der zweite Vorschlag enthalte Maßnahmen, die nicht die Berufs· 

biJdung beträfen, sei somit auf Art. 235 EWGV zu stützen85
. Der Bundesrat 

lehnt das LINGUA-Programm ~in seiner vorliegenden Fassung aus vertrags­
und verfassungsrechtlichen Gründen ab.86. Eine Lösung der Probleme sieht 
er darin, den ersten Entscheidungsvorschlag an dem ERASMUS-Beschluß 

und dem COMETT-1-Beschluß zu orientieren, d.h. sowohl Art. 128 EWGV 
als auch Art. 235 EWGV als Rechtsgrundlage heranzuziehen, und den zwei­
ten Entscheidungsvorschlag in der gemischten Formel zu beschließen87. 

6. Neue Informationstechnologien im Bildungswesen 

Neue Informationstechnologien können auf zweierlei Weise den Bil­
dungsbereich berühren: Zum einen kann es um die Ausbildung in der Benut­
zung der Technologien, zum anderen um die Benutzung der Technologien 
für Zwecke der B1ldung gehen. 

Bezüglich des ersten Bereichs hat der Rat am 2. Juni 1983 eme Ent­
schließung "über Maßnahmen der Berufsbildung im Hinblick auf die Einfüh­
rung der neuen Informationstechnologien" gefaßt88. In dieser Entschließung 

betont der Rat die Notwendigkeit, die Technologieausbildung "nicht auf eine 
ausgesuchte Gruppe von Spezialisten" zu beschränken. Außerdem hebt der 
Rat die Eignung der neuen Informationstechnologien zur beruflichen Ein­

gliederung arbeitsloser Jugendlicher hervor. In einer weiteren Entschließung 
vom 19. September 198389 fordern der Rat und die im Rat vereinigten Bil­
dungsminister, "die jungen Menschen in der Schule mit den neuen Informati-

85 

86 

87 

88 

89 

Vgl. Informatorische Aufzeichnung p.151 (1988), S. 3. 

Bundesrats-Drs. 53/89 (Beschluß) v. 10.3.1989. 

Dundesrats-Drs. 53/89 (Beschluß) v. 10.3.1989. 

ABI. C Ui6/l v. 25.6.1983. 

ABI. c 256/1 V. 24.9.1983. 
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onstechnologien vertraut zu machen und den künftigen Generationen da­
durch bessere Zukunftschancen zu gewährleisten". 

Gemäß dieser Entschließung soll auf Gemeinschaftsebene auch unter­
sucht werden, "welchen Wert die verschiedenen Ausrüstungssysteme für die 
Pädagogik haben", womit der o.g. zweite Bereich, die Nutzbarmachung der 
neuen Technologien für die Bildung. angesprochen ist. Auf diesem Gebiet 

hat der Rat am 29. Juni 1988 eine Entscheidung über die Pilotphase der Ge­

meinschaftsaktion DELTA - Development of European Learning through 
Technological Advance - getroffen00

• Ziel der Aktion ist gemäß Art. 1 der 
Entscheidung, "Anreiz für zusätzliche Forschung und Entwicklung zu geben, 

die es ermöglicht, neue Technologien in die Werkzeuge und Infrastrukturen 
für fortgeschrittene Lernverfahren, insbesondere des offenen und Fernler­
nens, in der Gemeinschaft einzuführen". Es geht darum, das Lernen zu un­
terstützen91, nach Auffassung des Wirtschafts- und Sozialausschusses mit 

dem Zie~ das allgemeine Bildungsniveau zu heben und so auf die Anforde­
rungen des Binnenmarktes vorzubereiten, in dem "die Bi1dung und Ausbi1-
dung auf allen Ebenen ein integrierender Bestandteil des Fortschritts sein 
wird"92. Nach Art. 4 der DELTA-Entscheidung können sich Einrichtungen 

und Unternehmen aus europäischen Staaten, die nicht der Gemeinschaft an­
gehören, "unter der Voraussetzung beiderseitigen Nutzens" an DELTA-Vor­
haben beteiligen, wenn zwischen dem Herkunftsland und der Gemeinschaft 
Rahmenvereinbarungen über wirtschaftliche und technische Zusammenar­

beit geschlossen worden sind. 

90 

91 

92 

ABI. L 206/20 v. 30. 7.1988. 

Ebd., 2. Eiv.-rägung der Entscheidung. 

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Kommissionsvorschlag, 

CES (87) 930 v. 21.10.1987, S.1 (ABI. C 347/14 v. 22.12.1987); dieser Ansicht ist auch 

die Kommission, vgl. den "Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zu einer Ak­

tion der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Lerntechnologie -DELTA", KOM (87) 353 

V. 24.7.1987, S. 2. 
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7. Die europäische Dimension im Bildungswesen 

Im Hinblick auf die Errichtung des "Europas der Bürger" nannte der 
Schlußbericht des Adonnino-Ausschusses die Stärkung der europäischen 
Dimension im Unterricht93. Auf diesen Bericht bezieht sich eine Ent­
schließung des Rates und der im Rat vereinigten Bildungsminister vom 24. 
Juni 198894• Ein Ziel der Entschließung ist es, das Bewußtsein der Jugendli­
chen für die europäische Identität zu stärken und die Verwirklichung der Eu­
ropäischen Union vorzubereiten. Außerdem soll den jungen Menschen eine 
bessere Kenntnis der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten vermittelt wer­
den. Gerade in dieser Hinsicht liegen gemäß dem Parlamentsbericht Lemass 
über die europäische Dimension im Bildungswesen95 erhebliche Defizite 
vor96

. Die Vermittlung der Kenntnis von der Existenz der Gemeinschaft so­
wie den Zielen und dem Einfluß der Gemeinschaft auf das Leben des einzel­
nen fördert zwar die Entstehung und Stärkung eines europäischen Bewußt­
seins; wichtigere Folge dieser Kenntnis ist aber die Vorbereitung der nachfol­
genden Generation auf den immer stärker werdenden Einfluß der Gemein­
schaft gerade auf das Alltagsleben97. 

Als Maßnahmen zur stärkeren Berücksichtigung der europäischen 
Dimension im Bildungswesen nennt die Entschließung u.a. deren 
Einbeziehung in die Lehrpläne, die Erstellung von entsprechendem 
pädagogischem Material sowie die Betonung der europäischen Dimension in 
der Lehrerausbildung. Der Schwerpunkt der Entschließung liegt zwar im 
schulischen Bereich, betrifft aber ausdrücklich auch alle anderen Bereiche 
des Bildungswesens. 

93 

95 

96 

97 

Vgl. Bull. EG Beil. 7/85, S. 26. 

ABI. C 177 /5 v. 6. 7.1988. 

PE-Dok. A2-148/87 v. 25.9.1987. 

Ebd., S.8. 

Ebd., vgl. auch die zweite Erwägung der entsprechenden Entschließung des Europäi­

schen Parlaments, ABI. C 345/212 v. 21.12.1987. 
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II. AUSTAUSCHPROGRAMME DER EUROPÄISCHEN GEMEIN­

SCHAFI' 

Die Mobilität des europäischen Bürgers ist ein Faktor der Entwicklung 
einer europäischen Identität1. Es kommt darauf an, "die kulturellen und 
menschlichen Beziehungen über die Grenzen hinweg zu fördern"2• Aus die­
sem Grund haben die Organe der EG begonnen, durch verschiedene Maß­
nahmen - insbesondere im Bildungsbereich - die Mobilität der Bürger zu 
fördern. Denn es geht nicht nur um die Beseitigung rechtlicher Hindernisse 
für die Beweglichkeit in der Gemeinschaft, sondern auch um die "Änderung 
der Mentalität und der Gewohnheiten"3

, die sich für die Mobilität des einzel­
nen als hinderlich erweisen. 

1. Förderung der Mobilität von Hochschulstudenten (ERASMUS) 

Auf Vorschlag der Kommission vom 3.1.19864 und nach befürwortender 
SteUungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses5 beschloß der Rat am 
15.6.1987 ein Aktionsprogramm zur Förderung der Mobilität von Hochschul­
studenten (ERASMUS - European Action Scheme for the Mobility of Uni­
versity Students)6

• Schon Leo Tmdemans hatte in seinem Bericht über die 
Europäische Union unter dem Stichwort "Das Europa der Bürger" den 
Schiller· und Studentenaustausch als Mittel für eine stärkere Verflechtung im 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

So für den Jugendaustausch der Schlußbericht des "Adonnino-Ausschusses", Bull. EG 

Beil. 7 /85, s. 27. 

Schlußbericht des "Adonnino-Ausschusses", Bull. EG Beil. 7/85, S. 25. 

Parlamentsbericht Coimbra Martins iibe:r die Mobilität der Studenten und den Vor­

schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für einen Beschluß über 

ERASMUS, PE-Dok. A2-22/86, S.9. 

ABI. C74/4v. 2.4.1986. 

ABI. C 189/8 v. 28.7.1986. 

ABI. L lf,6/20 v. 25.6.1987. 
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Bildungswesen genannt 7 und sich für eine Zusammenarbeit der Hochschulen 
ausgesprochen. Die Bedeutung der Studentenmobilität für das "Europa der 
Bürger" läßt sich am besten aus Art. 2 Ziff. 4 des ERASMUS-Beschlusses 
abiesen, der das Ziei formuiiert, ~den Begriff eines Europas der Bürger zu 
festigen.s. Dem ERASMUS-Beschluß ging eine über zehn Jahre dauernde 
Pilotphase Gemeinsamer Studienprogramme voraus9

, die durch das "Akti­

onsprogramm im Bildungsbereich" vom 9.2.197610 initiiert worden war. 

Als Hauptaktionen umfaßt ERASMUS die Schaffung und Aufrechter­
haltung eines Europäischen Hochschulnetzes, die Vergabe von Stipendien 
zur Deckung der durch die Mobilität entstehenden Kosten sowie Maßnah­
men zur akademischen Anerkennung von Diplomen und Studienleistungen11

• 

Im Rahmen der letztgenannten Aktion startete die Kommission ein Pilotpro­
gramm eines europäischen Systems zur Anrechnung von Studienleistungen 
(ECTS - European Community Course Credit Transfer System), das wäh­

rend des akademischen Jahres 1989/90 beginnen soll12
. 

Die zugewiesenen Mittel bleiben mit 85 Mio. ECU für die ersten drei 
Jahre13 deutlich hinter dem Vorschlag der Kommission in Höhe von 175 
Mio. ECU14 zurück. Der Umstand, d:1ß die beantragten Finanzhilfen in den 
akademischen Jahren 1987 /88 und 1988/89 mit 137 Mio. ECU dreimal so 
hoch waren wie die verfügbaren Finanzmittel in Höhe von 41,2 Mio. ECU15, 

zeigt, daß der Mittelansatz der Kommission realistischer war. In ihrer Mit­
teilung an den Rat über erste Ergebnisse und Perspektiven des ERASMUS­
Programms stellt die Kommission als positiv ein steigendes Mobilitätsinter-

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

Bull. EG Beil. 1/76, S. 30. 

In diesem Sinne auch die Kommission, ABI. C 197 /11 v. 27.7.1988. 

Vgl. Fn. 3. 

ABI. C 38/1 v. 19.2.1976. 

Vgl. Anhang des BeschlUSSCll, ABI. L 166/20 v. 25.6.1987. 

ABI. C 197/11v.27.7.1988. 

Art. 4 des Beschlusses, ABI. L 166/20 v. 25.6.1987. 

Art. 4 des Vorschlagi;, ABI. C 74/4 v. 2.4.1986. 

Vgl. die Mitteilung der Kommission über erste Ergebnisse und Perspektiven des 

ERASMUS-Programms, KOM (88) 6(j(} v. 17.11.1988, S.2. 
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esse fest16
, bemängelt andererseits die sprachliche Vorbereitung der Teil­

nehmer17. 

Der Rat hat den ERASMUS-Beschluß, anders als die Kommission ihren 
Vorschlag, neben Art. 128 EWGV auch auf den Einstimmigkeit erfordern­
den Art. 235 EWGV gestützt mit der Begründung, es könne die Ansicht ver­
treten werden. das Aktionsprogramm gehe bei einigen das Unterrichtswesen 

betreffenden Aspekten "über den Rahmen der gemeinsamen Berufsausbil­

dungspoJitik gemäß Artikel 128 des Vertrages" hinaus.18 Gegen diese Abwei­
chung von ihrem Vorschlag hatte die Kommission Klage erhoben19

• Der Eu­

ropäische Gerichtshof hat die Klage am 30. Mai 1989 mit der Begründung 

abgewiesen, der Beschluß betreffe nicht nur die Berufsausbildung, sondern 
auch die wissenschaftliche Forschung. Deshalb habe der Beschluß, der vor 

Inkrafttreten der EEA ergangen sei, für den aJso die neuen Vorschriften des 

EWG-Vertrags über "Forschung und technologische Entwicklung" noch nicht 

anwendbar gewesen seien, zusätzlich auf Art. 235 EWGV gestützt werden 

müssen20. 

Die Kommission hat dem Rat am 12. Mai 1989 einen Vorschlag für eine 
„Änderung des EP,i\SMUS-Besc1'Jusses unterbreitet21 , den sie wiederum a!-
lein auf Art. 128 EWGV stützt. Für die ersten drei Jahre des auf weitere fünf 
Jahre konzipierten Programms schätzt die Kommission die erforderlichen 

Mittel auf 192 Mio. ECU22. 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

Ebd., S.1. 

Ebd., S.6. 

ABI. L 166/21 v. 25.6.1987, letzte Erwägung des Beschlusses. 

Rs. 242/87, ABI. C 1.42/4 v. 9.9.1987. 

Rn. 37 des Urteils, noch nicht in der amtlichen Sammlung. 

KOM (89) 235 V, 295.1989, ABI. c 150/10 V. 17.6.1989. 

Ebd., letzte Erwägung des Vorschlags. 
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2. Zusammenarbeit von Hochschule und Wirtschaft im Bereich tech-

nologischer Bildung (COME'IT) 

Das Programm COMETI (Community Programme in Education and 
Training for Technology) soll, ebenso wie ERASMUS, die Mobilität im Bil­
dungsbereich und dadurch die Entstehung eines Europas der Bürger för­
dern23. Es geht um die Zusammenarbeit zwischen Hochschu1e und Wirt­
schaft auf dem Gebiet der Aus- und Weiterbildung im Technologiebereich 
mit dem Ziel, vor allem die Ausbildung der von den technischen Neuerungen 
betroffenen Arbeitnehmer zu verbessem24• Das COMETI'-Programm wurde 
am 24.7.1986 vom Rat auf den Vorschlag der Kommission vom 6.8.198525 

und nach zustimmender Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses26 beschlossen27• Entsprechend Art 6 des Beschlusses hat die Kommis­
sion "vor dem 31. Oktober 1988" einen Erfahrungsbericht und einen Vor­
schlag für die Fortführung des Programms, eine sog. zweite Phase (CO­
METT II), vorgelegt28• Schon am 16.12.1988 faßte der Rat nach Stellung­
nahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses29 einen Beschluß über die 

- '>l'I - -- " - - - -- - -
Fortsetzung ....... Gemäß Art. 7 dieses Beschlusses tritt COMETI II am 

1.1.1990 in Kraft, wodurch die Voraussetzung für einen Übergang von CO­
METI 1 zu COMETI II, wie von der Kommission gewünscht31

, geschaffen 
wurde. 

Konzeptionell weist COMETI Ähnlichkeiten mit ERASMUS auf, denn 
es geht neben anderem um die Schaffung eines europäischen Netzes von 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

"Programm Comett; Tatigkeitsbericht 1987", KOM (88) 36 v. 12.2.1988, S. 17. 

ABI. L 222/17 v. 8.8.1986.. 

ABJ. c 234/3 V. 13.9.1985. 

ABI. C 344/4 v. 31.12.1985. 

ABI. L 222/17 v. 8.8.1986. 

KOM (88) 429 v. 25.7.1988, ABI. C 239/3 v. 14.9.1988. 

CES (88) 1222 V" 23.11.1988" 

ABI. L 13/'}B v. 17.1.1989. 

Vgl. Fn. 23, S. 16. 
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Ausbildungspartnerschaften zwischen Hochschule und Wirtschaft, die grund­
sätzlich grenzübergreifend sein miissen32

, und um grenzüberschreitende Be­
triebspraktika von Studenten33

, welche von der entsendenden Hochschule als 
integraler Teil des Studiums anerkannt werden sollen34. Letztgenannter Ge­
genstand sollte sogar gemäß einem Bundesratsbeschluß35 auf das ERAS­
MUS-Programm übertragen werden. Dagegen wandte sich die Kommission 
mit der Begründung, es würde dadurch die direkte Verbindung zur Wirt­
schaft geschwächt werden36. 

Die Mittelausstattung von COMETT II beläuft sich auf 200 Mio. ECU37
, 

weicht also weniger von dem Kommissionsvorschlag in Höhe von 250 Mio. 
ECU38 ab als der ursprüngliche COMETI-Beschluß, dessen Mittelausstat­
tung sich auf 45 Mio. ECU gegenüber einem Vorschlag von 80 Mio. ECU 
belief. 

Die von COMEIT geförderten Projekte kommen aus den verschieden­
sten Technologiebereichen, so z.B. aus den Bereichen Informationstechnolo­
gie und computerunterstützte Produktion, Energie-, Umwelt- und Biotech­
nologie39. 

Zusammen roit dem Voiscltlag fllr COt"fETI' II unteibreitete die Kom­
mission dem Rat einen Vorschlag für eine Entscheidung über die Öffnung 
von COMETI II für EFTA-Länder40, den der Rat am 23. Mai 1989 an­
nahm41. 

32 

33 

34 

3S 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

Vgl. Fn. 23, S. 6. 

Vgl. Anhang des Beschlusses v. 24.7.1986, ABI. L 222/20 v. 8.8.1986. 

KOM (88) 429v. 25.7.1988, S. 43. 

Bundesrats-Drs. 388/88 (Beschluß) v. 14.10.1988. 

KOM (88) 429 v. 25.7.1988, S. 16. 

Vgl. Fn. 30, Art. 4 Abs. 2 des Beschlus=;. 

Vgl. Fn. 28, Art. 4 Abs. 2 des Vorschlag:;.. 

KOM (88) 36 v. 12.2.1988, S. 6. 

Vgl. Fn. 28, Kommissionsdokument, S. 47, 

Europe-Agence Internationale Nr. S020 v. 24.5.1989, S. 12. 
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Der Rat hat den COMETT TI-Beschluß vom i6.12.1988, wie im Kommis­

sionsvorschlag vorgesehen, allein auf Art. 128 EWGV, nicht jedoch - wie 
noch den ursprünglichen COMEIT-Beschluß - auch auf Art. 235 EWGV ge­
stützt. Dies veranlaßte den Bundesrat, die Bundesregierung zur Klage gegen 
den Beschluß aufzufordern. Er befürchtet eine Aushöhlung der Länderzu­
ständigkeit auf dem Gebiet der Bildung und sieht in dem Beschluß auch 
einen unzulässigen Eingriff in Ausbildungsinhalte42

• Am 21. März 1989 hat 
die Bundesrepublik Deutschland vor dem Europäischen Gerichtshof Klage 
gegen den COMEIT II-Beschluß erhoben43• Art. 128 EWGV gestatte dem 
Rat nicht, ein operatives gemeinschftliches Aktionsprogramm mit einem er­

heblichen Finanzvolumen ins Leben zu rufen. Außerdem gehe das Pro­
gramm über den vonArt.128 EWGV gesteckten Rahmen hinaus44 

Insgesamt wertet die Kommission das COMEIT-Programm aufgrund 
der Erfahrungen des ersten Jahres als großen Erfolg45• 

3. Stimulierung der Mobilität europäischer Forscher 

Unter dem Stichwort "Stimulierungspläne•• lassen sich eirJ.ge „.i\ktionen 
der Europäischen Gemeinschaft zur Verstärkung der Mobilität und der Zu­
sammenarbeit der europäischen Forscher zusammenfassen. 

42 
43 

44 

45 

Bundesrats·Drs. 388/88 (2. Beschluß) v. 10.2.1989. 

Vgl. ABI. C 153/10 v. 21. 6.1989. 

Ebd. 

KOM (88) 36 v. 12.2.1988, S. U. 
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a) SC1ENCE 

Begonnen hatte diese gemeinschaftliche Aktivität mit einem experimen­
tellen Pl:m46 am 1. Juli 198347

• Ziel war die "Nutzung des in Europa ver­
streuten Reichtums an Verfahren und Ergebnissen,.48. 

An diese experimentelle Phase schloß sich am 1. Januar 1985 der erste 
Stimulierungsplan an49

, der allerdings nur die "exakten und biologischen 
Naturwissenschaften..SO betraf. Es ging auch hier um die "Verbesserung der 
Effizienz des wissenschaftlichen und technischen Potentials der Gemein­
schaft.s1. 

Anknüpfend an diesen Plan verabschiedete der Rat am 29. Juni 198852 

einen weiteren, auf die exakten und die Naturwissenschaften beschränkten53 

Stimulierungsplan, genannt SCIENCE. Rechtsgrundlage dieses Plans ist 
nicht mehr, wie noch bei den zuvor erwähnten Plänen, Art. 235 EWGV, son­
dern der durch die EEA eingefügte Art. 130 q Abs. 2 EWGV. Die Schaffung 
eines "Europas der Forscher" ist also, was besonders durch Art. 130 g EWGV 
deutlich wird, Vertragsgegenstand geworden54

• Das "Europa der Forscher" 
ist im Zusammenhang mit der Schaffung des Binnenmarktes gemäß Art. 8 a 
EWGV zu sehen55

. Es geht um die Verwirklichung eines Äquivalents des 
Binnenmarktes im wissenschaftlichen Bereich. Die Eignung eines Pro-

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

ABI. L 181/20 v. 6.7.1983. 

Ebd., Art. 1 des Beschlusses. 

Ebd., Anhang des Beschlusses. 

ABI. L 83/13 V. 25.3.19&S. 

Ebd., Art. 2 des Beschlusses. 

Ebd., vierte Erwägung des Beschlusses. 
A.T'l1 T "IAL l,,,.A __ ~n. "'71t'\ö0 

.1"1..D,. L ~/.>'t V. "-'•1 • .1::1'00. 

Ebd., vgl. den Anhang der Entscheidung. 

Vgl. Parlamentsbericht Peus zu dem Vorschlag der Kommission, PE-Dok. A2-203/88, 

S.10. 

KOM (87) 443/2/Rev. v. 9.12.1987, S. 2. 
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gramms zum ttAbbau der Trennschranlcen..56 ist daher auch ein Auswahlkri­
terium im Rahmen des Stimulierungsplans. Die Erhöhung der Mobilität ist 
aber kein Selbstzweck, sondern dient u.a. der Verstärkung der wirtschaftli­
chen Konkurrenzfähigkeit und der kulturellen Identität57

• Dieser Mobilität 
stellt sich ein aus der Sicht der Kommission gewichtiges Hindernis in Form 
von beschränkenden Regelungen des Zugangs zum öffentlichen Dienst ent­
gegen58, welches allerdings im Rahmen des Stimulierungsplans nicht besei­
tigt werden kann. 

Der Inhalt des SCIENCE-Plans, der dem Kommissionsvorschlag entspre­
chend59 mit 167 Mio. ECU ausgestattet istro, ergibt sich aus dem Anhang der 
Entscheidung. Danach sollen die dort genannten Ziele, insbesondere die 
Verbesserung der Mobilität der Forscher und die Errichtung von innereuro­
päischen Zusammenarbeits- und Austauschnetzen, verfolgt werden durch 
Vergabe von Forschungsstipendien an Wissenschaftler, die in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem eigenen an Forschungsarbeiten teilnehmen, durch For­
schungsbeihilfen an Laboratorien, die einen Wissenschaftler in eine For­
schungsgruppe in einem anderen Mitgliedstaat abstellen, durch Förderung 
von Laborpartnerschaften verschiedener Mitgliedstaaten und schließlich 
durch Vermittlung von multidisziplinären und multinationalen Betriebsver­
trägen, damit Forschergruppen gemeinsam konkrete Vorhaben durchführen. 
Diese Maßnahmen belegen den grenzüberschreitenden Charakter von 
SCIENCE und bieten den Vorteil, "die Wissenschaftler für andere und kom­
plementäre Vorgehen und Methoden aufgeschlossen zu machen..61

. 

Die Ergebnisse des ersten Stimulierungsplans 1985-1988 haben gezeigt, 
daß die unterstützten Wissenschaftler zu ca. 60 % aus Universitäten, zu ca. 
35 % aus Forschungszentren und nur zu ca. 5 % aus industriellen Labors 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

Vgl. Anhang der SCIENCE-Entscheidung, ABI. L 206/34 v. 30.7.1988. 

KOM (87) 443/2/Rev. v. 9.12.1987, S. 9. 

Art. 3 des geänderten Vorschlags, KOM (88) 113 v. 2.3.1988, S. 3. 

Art. 3 der Entscheidung, ABI. L 206/34 v. 30. 7.1988. 

KOM (87) 443/2/Rev. v. 9.12.1987, S.7. 
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stammten, wobei aber die Kommission eine steigende Beteiligung der Indu­
strie feststellt62. 

b) SPES 

Der Plan SCIENCE ist, wie gezeigt, auf die exakten und die Naturwissen­
schaften beschränkt. Ein Europa der Forscher muß sich aber auf alle Wis­
senschaften beziehen. Um diesem Ziel zumindest teilweise näherzukommen, 
hat der Rat am 13. Februar 1989 einen weiteren, vom 1.1.1989 vier Jahre 
dauernden Stimulierungsplan für die Wirtschaftswissenschaften (SPES - Sti­
mulation Plan for Economic Science) beschlossen63. Die Kommission hat 
den Bereich der Wrrtschaftswissenschaften für einen Vorschlag ausgewählt, 
weil Europa auf diesem Gebiet - besonders im Vergleich zu den Vereinigten 
Staaten - "zur Zeit weit weniger (leistet), als man erwarten könnte"64

• Einen 
wesentlichen Grund dafür sehen die Kommission und die vom Parlament be­
stellte Berichterstatterin Peul,s darin, daß die Wirtschaftswissenschaften in 
Westeuropa "nicht über einen gut entwickelten Markt kontinentalen Maß­
stabs verfügen, anders als in den Vereinigten Staaten.66. Der Wirtschafts­
und Sozialausschuß hält dies zwar nur teilweise für zutreffend, da "die USA 
sich schwer tun mit der Lösung ihrer eigenen wirtschaftlichen Probleme"67

, 

begrüßt den SPES-Plan aber dennoch68. Die relativ bescheidenen Mittel in 
Höhe von 6 Mio. ECU, die dem SPES-Plan zur Verfügung stehen69

, erklären 
sich daraus, daß es sich bei SPES um den ersten, die Wirtschaftswissen-

62 

63 

64 

6.5 

66 

67 

68 

69 

Antwort der Kommission auf die Schriftliche Anfrage Nr. 2779/87, ABI. C 36/24 v. 

13.2.1989. 

ABI. L 44/43 v. 16.2.1989. 

KOM (88) 98 v. 17.3.1988, S. 4. 
DD n ..... 1„ A „ ..,n"'l /OO ~„ "'l 1n -.noo C' 11 
.I a..r-.LIVA.. ~WVJ/00 Yr Jr.l.V • .J..7000'' r,,;, • .1..1.o 

KOM (88) 98 V. 17.3.1988, s. 4. 

CES (88) 959 v. 28.9.1988, S. 2. 

CES (88) 959v. 28.9.1988, S. 1. 

Vgl. Art. 3 der Entscheidung, ABI. L 44/43 v. 16.2.1989. 
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schaffen betreffenden, Stimulierungsplan und daher um ein experimentelles 
Programm hande1t70

. Außerdem lassen sich nach Ansicht der vom Parlament 
bestellten Berichterstatterin im Bereich der Wirtschaftswissenschaften mit 
relativ geringen Mitteln große Wirkungen erzielen 71

• 

Die Ziele und Maßnahmen von SPES sind ähnlich wie die von 
SCIENCE72

• Die exemplarisch genannten, als förderungswürdig erachteten, 
Forschungsthemen beschäftigen sich mit den wirtschaftswissenschaftlichen 
Problemen der europäischen Integration, aber auch mit grundlegenden Fra­
gen 73. 

4. Förderung des Jugendaustauschs 

Schon 1983 hatte das Parlament ein Programm zur "breiten und intensi­
ven Förderung des Jugendaustauschs" gefordert74

• Der Ad-hoc-Ausschuß 
"Europa der Bürger" hielt es im Jahre 1985 für "unbedingt notwendig, die Ju­
gend für die weitere Entwicklung Europas zu interessieren" 75 und schlug u.a. 
Maßnahmen zur Förderung des Austauschs von Jugendlichen der verschie­
denen ~vfitgliedstaaten vor76

. In diesem Jahr nru dei durch die Gemeinschaft 
geförderte Jugendaustausch noch sehr gering. Es wurden nur 6000 Jugendli­
ebe von der Gemeinschaft zum Zweck des Austauschs unterstützt, d.h. 
0,009 % der 16-29jährigen der Gemeinschaft77• 

1986 legte die Kommission einen "Vorschlag für eine Entscheidung des 
Rates über ein Aktionsprogramm zur Förderung des Jugendaustauschs in 

70 

71 

72 

73 

74 

15 

76 

77 

P&Dok. A2-203/88 v. 3.10.1988, S. 11. 

PE-Dok. A2-203/88 v. 3.10.1988, S. IL 

Vgl. Anhang der SPES-Entscheidung, ABL L 44/43 v. 16.2.1989. 

Vgl .... AJihang der SP~Entscheidungt „.a.~1. L 44/43 v. 16.2~1989. 

ABL c 184/23 V. 11.7.1983. 

Bull. EG Beil. 7/85, S. 24/25. 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 27. 

KOM (86) 52 v. 5.3.1986, S. 5. 
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nahme des Parlaments 79 und des Wirtschafts- und Sozialausschusses80 än­

derte81. Am 16. Juni 1988 beschloß der Rat das Aktionsprogramm wJugend 

für Europa'.82. Dieser Beschluß ist auf Art. 235 EWGV gestützt, da der Ju­

gendaustausch zwar "eine wertvolle Vorbereitung und einen nützlichen Bei­

trag für die Verwirklichung des Ziels einer Beseitigung der Hindernisse für 
den freien Personenverkehr in voller Übereinstimmung mit dem Vertrag.83 

bietet, der EWG-Vertrag aber Maßnahmen des Jugendaustauschs nur in Art. 
50 EWGV hinsichtlich des Austauschs junger Arbeitskräfte vorsieht. 

Neben der direkten Förderung des Jugendaustauschs (unter Einschaltung 

einzelstaatlicher Stellen84
) unterstützt das Programm - flankierend - u.a. 

auch Studienaufenthalte von Jugendbetreuern, damit diese die Lage der Ju­
gendlieben in anderen Mitgliedstaaten kennenlernen und Kontakte knüpfen 
können85

. Mehr noch als der Kommissionsvorschlag betont der Beschluß den 
dem Jugendaustausch beigemessenen Zweck, "zur Ausbildung und zur Vor­

bereitung Jugendlicher auf das Erwachsenen- und Erwerbsleben" beizutra­

gen86 und den Jugendlieben "Fähigkeiten für ihr Berufsleben als Jugendliebe 

und Erwachsene in der Gemeinschaft"87 zu vermitteln. Selbstzweck ist die 

~1obilität also auch hier nicht 

Auch die Kommission hat deutlich gemacht, daß sie unter J ugendaus­

tausch nicht Erholung und Jugendtourismus versteht88
. Das Aktionspro-

78 

79 

80 

81 
82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

KOM (86) 52 v. 5.3.1986. 

Entschließungv. 13.11.1986, ABI. C 322/183 v. 15.12.1986. 

ABI. c 328/45 V. 22.12.1986. 

KOM (87) 76 v. 20.2.1987, ABI. C 77 /8 v. 24.3.1987. 

ABI. L 158/42 v. 25.6.1988. 

Ebd., vierte Erwägung des Beschlusses. 

Ebd., A_rt. 7 des Beschlusses. 

Ebd., Anhang zum Beschluß. 

Ebd„ neunte Erwägung des Beschlusses. 

Ebd„ Art. 2 des Beschlusses. 

KOM (86) 52 v. 5.3.1986, S. 9. 
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gramm ~fügend für Europa~ ist ais Ergänzung zu den schon bestehenden 

Austauschprogrammen der Gemeinschaft89 und der Mitgliedstaaten90 zu se­
hen. Dies verdeutlicht Art. 3 des Beschlusses, der als besonders förderungs­
würdig solche Jugendlieben erwähnt, "für die es am schwierigsten ist, an den 
bestehenden Austauschprogrammen zwischen den Mitgliedstaaten teilzu­

nehmen". Nicht im Beschluß vorgesehen und von der Kommission auch nicht 

vorgeschlagen ist die Beteiligung Jugendlicher, die nicht aus der Gemein­
schaft stammen. Dies war vom Parlament91 und vom Wirtschafts- und Sozi­

alausschuß92 gefordert worden. Eine derartige Öffnung würde nach Ansicht 
der Kommission dem Zweck des Programms, die Identität Europas zu för­
dern93, zuwiderlaufen94• 

5. Austausch junger Arbeitskräfte 

Am 13. Dezember 1984 beschloß der Rat das inzwischen dritte gemein­

same "Programm zur Förderung des Austauschs junger Arbeitskräfte inner­
halb der Gemeinschaft"95

. Es nimmt unter den hier dargestellten Program­
men insofern eine Sonderstellung ein, als es in Art. 50 EWGV ausdrücklich 
vorgesehen ist. Dies erklärt auch, weshalb das erste Programm zum Aus­

tausch junger Arbeitskräfte schon 1964 beschlossen worden war96
• 

Der Zweck der Programme liegt weniger in der Verbesserung der Frei­
zügigkeit in der Gemeinschaft, als in der Vervollkommnung der allgemeinen 

89 

90 

91 

92 

93 
94 

95 

96 

Vgl. PE-Dok. A2-109/86v.10.10.1986, S. 13. 

Vgl. ebd., S. 15. 

Entschließung v. 13.11.1986, ABI. C 322/183 v. 15.12.1986. 

ABI. c 328/45 V. 22.12.1986. 

Bull. EG Beil. 7/85, S. 27. 

Vgl. KOM (87) 76 v. 20.2.1987, S. 4. 

ABI. L 331/36 V. 19.12.1984. 

ABI. Nr. 78/1226 v. 22.5.1964. 
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lhldung, der Kenntmsse über das üastland und der :Sprachkenntmsse1 

•• Als 

Beispiele für innovative Austauschprojekte nennt die Kommission in ihrem 
ersten Bericht über die Durchführung des dritten Programms eine Veran­
staltung, welche 25 junge Theaterkünstler aus Dänemark. Italien, Frankreich 
und Großbritannien zum gemeinsamen Einstudieren eines Theaterstücks zu­

sammenführte, sowie eine von 120 Teilnehmern aus allen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft durchgeführte dreiwöchige Studienreise zum Thema Umwelt­
schutz98. 

Eine interessante Entwicklung weist die Rechtsgrundlage der drei Pro­
gramme auf. War noch das erste Programm direkt auf Art. 50 EWGV ge­

stützt, der als Adressat die Mitgliedstaaten nennt, und demzufolge nicht vom 
Rat, sondern von den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten beschlossen worden, so wurde das zweite Programm99 vom 
Rat, gestützt auf Art. 235 EWGV, beschlossen. Die Kommission hatte in ih­
rem Vorschlag für das zweite Programm100 Art. 50 EWGV als Rechts­
grundlage für das Gemeinschaftshandeln gewählt. In ihrem Vorschlag für das 
dritte Programm101 ging dann auch sie von Art. 235 EWGV aus. Das Parla­
ment versuchte, Art. 50 EWGV in der Weise zu interpretieren, daß "die Mit-
g!iedstaaten zur Förderung des Programms durch Art. 50- EWGV verpflichtet 
sind und daß der Gemeinschaft seine Durchführung obliegt•102, was aber die 
Frage nach der zutreffenden Rechtsgrundlage auch nicht klärt. 

Auch inhaltlich sind Entwicklungen feststellbar. Im ersten Programm 
galten als junge Arbeitskräfte noch Personen im Alter von 18 bis 30 Jah-

97 

98 

99 

100 

101 

102 

Vgl. Punkt 1 des ersten Programms, ABI. Nr. 78/l226 v. 22.5.1964 und die dritte Envä­

gung des dritten Programms, ABI. L 331/36 v. 19.12.1984. 

"Erster Bericht über die ersten drei Jahre der Durchführung des dritten gcmeiru;amen 

Programms zur Förderung des Austauschs junger Arbeitskräfte (1985-1987)", KOM 

(88) 382 v. 8.7.1988, S. 26_ 

ABI. L 185/24 V. 21.7.1979. 

ABI. c 81/16 V. 28.3.1979. 

ABI. c 153/5 V. 13.6.1984. 

Entschließungv. 16.11.1984, ABI. C 337 /458 v. 17.12.1984. 
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ren--~. in cien 101gencien Yrogrammen wurcie cue uoergrenze am :.as Janre 
gesenkt104

• Die Konzeption der vorgesehenen Austauschpraktika änderte 
sich insofern, als im ersten Programm ihre Dauer auf "in der Regel 6 bis 18 
Monate•105 festgelegt worden war und in den folgenden Programmen auch 
kurze Austauschvorhaben von 3 Wochen bis 3 Monaten zugelassen wurden. 
Letztere überwiegen inzwischen deutlich106

, was die Finanzierungsmöglich­
keiten verbessert107

. Eine bedeutsame Änderung erfolgte durch das dritte 
Programm, indem nun auch arbeitslose Jugendliche an dem Austausch teil­
nehmen können108

• Dies ist wichtig, weil über 23 % der Jugendlichen unter 
25 Jahren in der Gemeinschaft arbeitslos 109 und daher auf eine Qualifizie­
rung besonders angewiesen sind. 1987 waren schon 46 % der an den Aus­
tauschprogrammen Beteiligten Arbeitslose110• 
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110 

Punkt 1 des ersten Programms, ABI. Nr. 78/1226 v. 22.5.1964. 

Vgl. z.B. Art. 2 des dritten Programms, ABI. L 331/36 v. 19.12.1984. 

Punkt 11 des ersten Programms, ABI. Nr. 78/1226 v. 22.5.1964. 

KOM (88) 382 v. KU988, S. 37. 

KOM (88) 382 v. 8.7.1988, S. 10. 

Art. 2 des Beschlusses, Abi. L 331/36 v. 19.12.1984. 

KOM (88) 382v. 8.7.1988, S. 24. 

KOM (88) 382 v. 8.7.1988, S. 19. 
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III. SONSTIGE KULTURELLE AKTIV ITATEN 

Die bisher behandelten Gebiete "Maßnahmen im Bildungsbereich" und 
"Austauschprogramme der Europäischen Gemeinschaft" können zum kul­
turellen Bereich im weiteren Sinne gezählt werden. Nun soll es um den enge­
ren Bereich der Kultur gehen. Diese Begriffswahl weist auf die definitori­
schen Schwierigkeiten hin, die mit dem Begriff "Kultur" verbunden sind. Der 
nach Ansicht der Kommission "müßigen Diskussion um Definition, Sinn und 
Zweck oder Inhalt der Kultur"1 kann hier nicht nachgegangen werden. Viel­
mehr wird dem pragmatischen Ansatz der Kommission gefolgt, der sich auf 
die Verwirklichung "konkrete(r) Maßnahmen in ganz bestimmten Berei­
chen"2 bezieht. 

Im folgenden werden zunächst Initiativen vorgestellt, die den Kulturbe­
reich insgesamt betreffen. Anschließend wird auf die Tätigkeit der Gemein­
schaft in einzelnen Bereichen eingegangen. 

1. •Die Aktion der Gemeinschaft im kulturellen Bereich" 

Die Initiative für eine Betätigung der Gemeinschaft auf kulturellem Ge­
biet ging von einer Entschließung des Europäischen Parlaments im Jahr 
19743 aus. Die Kommission griff diese Anregung aut4 und l~gte dem Rat am 
22. November 1977 eine Mitteilung über "Die Aktion der Gemeinschaft im 

1 

2 

3 

4 

"Verstärkung der Gemeinschaftsaktion im Bereich Kultur", Mitteilung det Kommis-

sion an den Rat und das Europäische Parlament, Bult EG BejJ. 6/82, S. 8. 

"Die Aktion der Gemeinschaft im kulturellen Bereich", Mitteilung der Kommission an 

den Rat, Bull. EG Beil. 6/77, S. 6. 

ABI. c 62/5 v. 305.1974. 

Vgl. Bull. EG Beil. 6/77 (Fn. 2 ), S. 5. 



62 

- - -- - - „ 
kulturellen Bereich" vor~, die die Billigung des Europäischen Pariaments 
fand6. 

Die Kommission betont in dieser Mitteilung, daß sie lediglich von den 
vertraglichen Befugnissen Gebrauch mache und keine Kulturpolitik betrei­
ben wolle7

• Es gehe ihr in erster Linie um die Lösung der wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme, die sich in diesem Bereich wie überall stellten8

. 

Dementsprechend definiert sie den Begriff "kultureller Bereich" als "das s~ 

zio-ökonomische Gefüge von Personen und Unternehmen, die Kulturgüter 
und kulturelle Leistungen produzieren und verteilen"9 und spricht nicht von 
Künstlern, sondern von Kulturschaffenden10

• Hier wird deutlich, daß der 
kulturelle Bereich nicht pauschal der Zuständigkeit der Gemeinschaft entzo­
gen ist. 

Als Handlungsfelder für die Gemeinschaft nennt die Kommission u.a. die 
Förderung des freien Handels mit Kulturgütern, die Verbesserung der Frei­
zügigkeit und der Niederlassungsfreiheit der Kulturschaffenden, die Steuer­
harmonisierung im kulturellen Bereich und die Harmonisierung des Urhe­
berrechts. Außerdem strebt die Kommission eine Verbesserung der sozialen 
Situation der Kulturschaffenden an in der Erkenntnis, "daß der Wohlstand 
von Kuiturschaffenden nicht unbedingt Meisterwerke hervorbringen muß, 
daß ihre Armut dies aber sehr wohl verhindern kann"11. 

Die Kommission beschränkt sich in ihter Mitteilung allerdings nicht auf 
die "Anwendung des Vertrages im kulturellen Bereich"12, sondern schlägt 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Bull. EG Beil. 6/71. 

Vgl. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 18.1-1979, ABI. C 39/50 v. 

12.2.1979. 

VgL Bull. EG Beil. 6/77, S. 6. 

Ebd., S. 5/6. 

Ebd.,S.5. 

Vgl. zu diesem Begriff Bull. EG Beil. 6/82 (Fn, 1 ), S. S. 

Bull. EG Beil. 6/77, S. 18. 

Vgl. die Überschrift, Bull. EG Beil. 6/77, S. 7. 
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darüber hinaus als "Sonstige MaßnahmenUJ vor, einen Heitrag zur Erhaltung 
von Baudenkmälern zu leisten und den Kulturaustausch z.B. durch Einrich­
tung europäischer Säle in Museen zu fördern. Schließlich geht es der Kom­
mission auch um die "Förderung des sozio-kulturellen Bewußtseins in der 
Europäischen Gemeinschaft"14

. Sie hebt die gestiegene Bedeutung von 
Rundfunk und Fernsehen hervor und äußert in diesem Zusammenhang, ne­
ben den mittelmäßigen Programmen bewiesen zahlreiche vorbildliche Sen­
dungen, daß die Kultur von Hörfunk und Fernsehen nicht systematisch igno­

riert oder deformiert werde und daß es durchaus möglich se~ den Themen­
kreis zu erweitern und das Gesamtniveau zu heben15

. Diese Äußerung läßt 
Zweifel an der Versicherung der Kommission, keine Kulturpolitik betreiben 
zu wollen, aufkommen. 

Dieser Mitteilung der Kommission folgte im Oktober 1982 eine weitere 
mit dem Titel "Verstärkung der Gemeinschaftsaktion im Bereich Kultur"16

. 

Die Kommission hebt erneut hervor, daß sie lediglich ihre Kompetenzen 
wahrnehme17 und deshalb "niemand ... Anlaß zur Besorgnis"18 habe. Die 
Gemeinschaft müsse von Entscheidungen in Fragen der Ideologie und der 
Ästhetik Abstand nehmen19• Die Kommission betrachtet die Werke der 
Kulturschaffenden und ilrre Leistungen als 11\V aren und Dienste, fJ.r die die 
Regeln des Gemeinsamen Marktes ebenso gelten, wie für die übrigen Waren 
und Dienstleistungen"20

. Sie ist daher bestrebt, die auf Art. 36 EWGV ge­
stützten Behinderungen des freien Verkehrs von Kulturgütern zu verrin-

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

Vgl. die Übetsehrift, Bull. EG Beil. 6/77, S. 20. 

Vgl. Bull. EG Beil. 6/77, S. 25. 

Ebd., S.26. 

Vgl. Fn.1. 

Diesen Umstand betont auch das Europäische Parlament in seiner Entschließung zur 

Verstärkung der Gemeinschaftsaktion im Bereich Kultur, ABI. C 342/127 v. 

19.12.1983. 

Bull. EG Beil. 6/82, S. 5. 

Ebd. 

Ebd„ S. 7. 
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.,_„ . - - -· -- -- -- - -· - - -
gern"'~. Der Schwerpunkt der Mitteilung liegt allerdings in Vorschlägen zur 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Kulturschaffenden22

• 

Schließlich regt die Kommission Maßnahmen zur Erschließung eines breite­
ren Publikums und zur Erhaltung des architektonischen Erbes an23

. 

Die dritte und vorläufig letzte Mitteilung zu diesem Thema24 erfolgte im 
Dezember 1987. Die Kommission schlägt ein Rahmenprogramm für die Zeit 
von 1988 bis 1992 vor, welches fünf Hauptbereiche, in Teilbereiche unterglie­
dert, umfaßt25

• Der erste Hauptbereich betrifft die Schaffung eines europäi­
schen Kulturraums26

. Er sieht u.a. Aktivitäten zur Vollendung des Binnen­
marktes im kulturellen Bereich durch Verbesserung der Lebens- und Ar­
beitsbedingungen der Künstler, durch Förderung des freien Verkehrs von 
Kunstwerken und durch die Schaffung von Arbeitsplätzen , Aktivitäten zur 
Verbesserung der Kenntnis des kulturellen Europas und Maßnahmen zur 
Förderung des Mäzenatentums der Unternehmen vor27• Der zweite Haupt­
bereich ist der Förderung der audiovisuellen Industrie in Europa gewidmet28

• 

Der Zugang zu den kulturellen Ressourcen ist Gegenstand des dritten 
Hauptbereichs, der als Einzelaktionen die Verbesserung der Sprachkennt­
nisse der europäischen Bürger, die Förderung kultureller Veranstaltungen 
und die Ei.n.~Jhru.ng eines europäischen Jugendausweises vorsieht29. Im vi.er­
ten Hauptbereich geht es um die Aus- und Weiterbildung in bestimmten 
kulturellen Berufen, so z.B. in dem Beruf des Kulturbeauftragten, des Bild-

21 

22 
23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

Ebd., s. 8/9. 

Ebd., S. 9-13 und S. lß...26. 

Vgl. die zusammenfassende Übersicht über die vorgeschlagenen Maßnahmen am Ende 

der Mitteilung, Bull. EG Beil. 6/82, S. 30. 

"Neue Impulse für die Aktion der Gemeinschaft im kulturellen Bereich", Bull. EG 

Beil. 4/87. 

Ebd„ S. 9. 

Ebd., S.9. 

Ebd„ s. 10. 

Ebd., S. 14; zu diesem Thema siehe Abschnitt B. III. 2. a) bb). 

Vgl. Bull. EG Beil. 4/87, S. 20. 
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- - - -- - - - ~ - - - -- - - - - - -und Tontechnikers oder des Restaurators-. Der abscbheliende Hereich be-

trifft den kulturellen Dialog mit der übrigen Welt31
• 

Eine Analyse dieser drei Mitteilungen zeigt, daß die Kommission die 
kulturelle Aktion immer mehr erweitert hat und daß sie diese immer weniger 
für rechtf ertigungsbedürftig hält. Wurde in der ersten Mitteilung noch aus­
drücklich zwischen dem Anwendungsbereich des Vertrags und sonstigen 
Maßnahmen differenziert, so entfiel diese Unterscheidung in der zweiten 
Mitteilung. In dem Vorwort zu der dritten Mitteilung wies Kommissar Ripa 
di Meana noch am Rande auf die Notwendigkeit der Einhaltung des Vertrags 
hin32; in der Mitteilung selbst kommt dagegen zum Ausdruck, daß die Kom­
mission eine Rechtfertigung der kulturellen Aktion mit vertraglichen Befug­
nissen kaum mehr für nötig hält. Sie bezieht sich vielmehr auf eine ihrer 
Meinung nach bestehende "politische Notwendigkeit und ein sozioökonomi­
sches Gebot im Hinblick auf die Verwirklichung des großräumigen Binnen­
marktes 1992 und die schrittweise Weiterentwicklung des Europas der Bür­
ger zur Europäischen Union•33

. Noch weiter geht der vom Parlament be­
stellte Berichterstatter Coimbra Martins, der die kulturelle Aktion um ihrer 
selbst Willen durchgeführt sehen möchte34• 

Der Rat und die im Rat vereinigten Kultusminister reagierten auf die 
jüngste Mitteilung der Kommission auf zweierlei Weise: Zum einen verab­
schiedeten sie im Hinblick auf die künftigen vorrangigen Aktionen im Kul­
turbereich Schlußfolgerungen35

, in denen sie die Mitteilung der Kommission 
zur Kenntnis nahmen und dem audiovisuellen und dem Büchersektor sowie 
der kulturellen Aus- und Weiterbildung und der Förderung des Kulturschaf­
fens durch Unternehmen Vorrang einräumten. Außerdem drückten sie ihre 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

Ebd„ S.23. 

Ebd., S. 27. 

Ebd.,S. 5. 

Ebd., S.6. 

Bericht über neue Impulse der gemeinschaftlichen Aktion im kulturellen Bereich, PE­

Dok. A2-2S7/88 v. 6.12.1988, S. 22; am 17.2.1989 faßte das Europäische Padament eine 

diesbezügliche Entschließung, ABI. C 69/180 v. 20.3.1989. 

ABL c 197/2 V. 27.7.1988. 
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Einigkeit über die Durchführung der seit i984 im Kuiturbereich verabschie­
deten Entschließungen aus, was insofern von Interesse ist, als die in Bezug 
genommenen Entschließungen, wie noch unten gezeigt werden wird, fast 
durchweg nicht vom Rat, sondern von den im Rat vereinigten Kultusmini­
stern angenommenen worden sind. Es stellt sich die Frage, ob der Rat durch 
die Forderung der Durchführung der Entschließungen sich diese zu eigen 
gemacht und ihnen dadurch eine andere Qualität verliehen hat. Die zweite 
Reaktion des Rates und der im Rat vereinigten Kultusminister auf die Mit­
teilung bestand in der Einsetzung eines Ausschusses für Kulturfragen durch 
die Entschließung über die künftige Gestaltung ihrer Arbeit36

• 

2. Einzelne Maßnahmen auf kulturellem Gebiet 

Die Gemeinschaftsorgane haben - neben den schon erwähnten Initiati­
ven - auf einzelnen Gebieten des kulturellen Bereichs verschiedene Maß­
nahmen ergriffen. Zunächst soll auf den audiovisuellen Bereich eingegangen 
werden; anschließend wird kurz die weitere Tätigkeit der Gemeinschaft mit 
kulturellem Bezug dargestellt. 

a) Der audiovisuelle Bereich 

Maßnahmen im Bereich der audiovisuellen Medien zählen nach Auffas­
sung der Kommission zu den symbolträchtigsten Maßnahmen im Zusam­
menhang mit der Errichtung eines "Europas der Bürger"37. Die Bedeutung 
von Hörfunk und Fernsehen für die europäische Einigung hatte schon der 
ehemalige belgische Premierminister Tindemans in dem 1975 erstellten Be­
richt über die Europäische Union hervorgehoben und eine Zusammenarbeit 
zwischen den Rundfunkanstalten vorgeschlagen, "um eine bessere Unter-

36 

37 
ABI. C 197/1v.27.7.1988. 

Vgl. die "Mitteilung der Kommission an den Rat über das Europa der Bürger", KOM 

(85) 640 V. 19.11.1985, S. 1. 
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richtung und eme bessere gegeru;eiiige Kenntnis zu fördern"38 

Auch das Europäische Parlament betonte in einer Entschließung vom 12. 
März 1982 die "Notwendigkeit, alle Bürger der Mitgliedstaaten über die Po­
litik der Gemeinschaft authentisch zu informieren und sie dadurch an der 
politischen Verantwortung zu beteiligen" und forderte die Schaffung eines 
europäischen Fernsehprogramms, "das hinsichtlich Ursprung, Sendebereich, 
Zielgruppen und Thematik europäisch akzentuiert ist.39• Dieser Vorschlag 
wurde 1985 von dem Ad-hoc-Ausschuß "Europa der Bürger" unter Hinweis 
auf die mögliche "Bedeutung eines wirklich europäischen Fernsehkanals für 
die Kenntnis der europäischen Zusammenarbeit und Entwicklung" emeu­
ert40. 

Der potentielle Nutzen von Fernsehsendungen oder gar eines europäi­
schen Fernsehkanals für das europäische Aufbauwerk ist nur ein Aspekt der 
Vorstellung von einem "Europäischen Fernsehraum", die das Europäische 
Parlament in einer Entschließung vom 10. Oktober 1985 entwickelte41

. Zu 
den Merkmalen eines solchen "Europäischen Fernsehraums" rechnete das 
Parlament darüber hinaus die Möglichkeit, nationale Programme aus allen 
Mitgliedstaaten zu empfangen, die Förderung der europäischen Programm-
industrie, die Sicherung der kulturellen Vielfalt und der Informationsfre;J.eit 
durch Verhinderung von Medien- und Meinungsmonopolen und die Harmo­
nisierung allgemeiner Programmgrundsätze und technischer Normen42

• 

38 

39 

40 
41 

42 

Bull. EG Beil. 1/76, S. 31. 

"Entschließung zu Rundfunk und Fernsehen in der Europäischen Gemeinschaft", ABI. 

C 87 /110 v. 5.4.1982, vgl. dazu auch den "Zwischenbericht über Realität und Tenden­

zen des Fernsehens in Europa: PeISpektiven und Optionen", KOM (83) 2'19 v. 1.7.1983. 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 23. 

"Entschließung zu einer Rahmenordnung für eine europäische Medienpolitik auf der 

Grundlage des Grünbuchs der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über 

die Errichtung des gemeinsamen Marktes für Rundfunk, insbesondere über Satellit 

und Kabel", ABI. C 288/113 v. 11.11.1985. 

Ebd. 
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Diese Aufzähiung konkretisiert die verschiedenen Dimensionen des au­
diovisuellen Bereichs, die sowohl kultureller, als auch wirtschaftlicher, gesell­
schaftlicher und technologischer Art sind. 

aa) Errichtung des Gemeinsamen Marktes für den Rundfunk 

Der wirtschaftliche Aspekt steht im Vordergrund der Überlegungen be­
treffend die Errichtung des Gemeinsamen Marktes für den Rundfunk43• An­

knüpfungspunkt für ein Tätigwerden der Gemeinschaft im Bereich des 
Rundfunks ist der wirtschaftliche Vorgang der Erbringung und des Empfangs 
von Dienstleistungen gemäß Art. 59 ff EWGv44. 

Die Kommission erarbeitete 1984 zu diesem Thema das Grünbuch "Fern­
sehen ohne Grenzen'.45, mit dem sie beabsichtigte, eine öffentliche Debatte 
auszulösen46

• Am 30. April 1986 legte sie dem Rat einen Richtlinienvorschlag 
~zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Ausübung der Rundfunktätigkeit" vor47• Sie änderte 
den Vorschlag unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments48 Anfang198849

. 

Am 13. April 1989 nahm der Rat schließlich einen Gemeinsamen Stand­
punkt "im Hinblick auf die Annahme der Richtlinie des Rates zur Koordinie­
rung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Ausübung der Fernsehtätigkeit" an50

• Die nach Art. 57 Abs. 2 
EWGV qualifizierte Mehrheit erfordende Annahme des Gemeinsamen 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

so 

Vgl. Bull. EG 5 - 1988, Ziff. 1.35. 

Der Europäische Gerichtshof hat Fersehsendungen als Dienstleistungen eingestuft, 

vgl. das Urteil v. 30.4.1974, Rs. 155/73 (Sacchi), Slg. 1974, S. 409 (428). 

KOM (84) 300 V. 14.6.1984. 

Bu!L EG 5 - 1984, Ziff. 1.3.54. 

ABI. c 179/4 V. 17.7.1986. 

ABI. C 49 /53 v. 22.2.1988. 

ABI. C 110/3v. 27.4.1988. 

Ratsdokument 5&58/89 v. 10.4.1989. 
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Standpunkts erfolgte gegen die Stimmen der Bundesrepublik: Deutschland, 
Belgiens und Dänemarks51

• 

Die am meisten umstrittene Regelung des Gemeinsamen Standpunkts 
betrifft die in K<>pite! m vorgesehene "Förderung der Verbreitung und Her­
stellung von Fernsehprogrammen..s2

• Der ursprüngliche Vorschlag der 
Kommission53 hatte in Art. 2 für - näher definierte - Werke aus der Gemein­
schaft eine Quote von 30 % der Sendezeit, "die nicht aus Nachrichten, Sport­
ereignissen und Spielshows, Werbe- oder Teletextleistungen besteht", vorge­
sehen; diese Quote sollte fortschreitend bis auf 60 % erhöht werden. 

In Art. 4 des Gemeinsamen Standpunkts einigte man sich schließlich auf 
eine Formulierung, die mit der in Art. 10 der am 15. März 1989 angenomme­
nen Konvention des Europarats über grenzüberschreitendes Fernsehen54 

übereinstimmt und die Mitgliedstaaten lediglich verpflichtet, "im Rahmen des 
praktisch Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln" darauf zu achten, 
daß der Hauptanteil der Sendezeit der Sendung von europäischen Werken 
vorbehalten bleibt55. 

Gegen eine derartige Abschwächung des Quotensystems sind von euro­
päischen Film- und Fernsehschaffenden Bedenken vorgebracht worden56

• 

Zum Schutz der von den Fernsehanstalten unabhängigen Hersteller ver­
pflichtet Art. 5 des Gemeinsamen Standpunkts die Mitgliedstaaten, diesen 
mindestens 10 % der Sendezeit vorzubehalten, allerdings wiederum nur "im 
Rahmen des praktisch Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln". 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

Europe - Agence Internationale Nr. 5036 v. 15.6.1989, S. 7; zu den Gründen der Ab­

lehnung vgl. Europe - Agence Internationale Nr. 4975 v. 15.3.1989, S. 9 /10. 

Vgl. Europe -Agence Internationale Nr. 5007 v. 2./3.5.1989, S. 9. 

Vgl. Fn. 47. 

Dokument CM (89) 72 v. 16.3.1989. 

Vgl. dazu a11Ch die "Entschließung der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vorn 24. Juli 1984 betreffend Maßnahmen zur Gewährleistung eines angemessenen 

Platzes für audiovisuelle Programme mit Ursprong in Europa", ABI. C 204/2 v. 

3.B.1984. 

Europe -Agence Internationale Nr. 4996 v. 15.4.1989, S. 10. 
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Die Notwendigkeit einer Begünstigung der europäischen audiovisuellen 
Industrie begründet die Kommission mit der Befürchtung, der europäische 
Markt werde "zur Beute außereuropäischer Industrieunternehmen.s7

, und 
mit der Annahme, "die Überschwemmung mit amerikanischen und japani­
schen audiovisuellen Programmen (bedeute) eine Gefahr für die kulturelle 
Unabhängigkeit Europas.s8

. Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß be­
klagt "das Überhandnehmen von US-amerikanischen Serien weniger an­
spruchsvoller Filme und Shows.s9

• 

Im Zusammenhang mit der Quotenregelung war außerdem zu defmieren, 
was unter "europäischen Werken" zu verstehen ist. Nach Art. 6 des Gemein­
samen Standpunkts fallen darunter - neben Werken aus den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft - auch "Werke aus deutschen Gebieten, in denen das 
Grundgesetz nicht gilt". Außerdem zählen dazu Werke aus europäischen 
Drittländern, die Vertragsparteien der erwähnten Europarats-Konvention 
sind. Im übrigen stellt die Regelung darauf ab, daß die begünstigten Werke 
von Autoren und Arbeitnehmern aus den genannten Staaten geschaffen wur­

den und daß europäische Hersteller maßgebend daran beteiligt waren. 

Der Gemeinsame Standpunkt enthält weiterhin in Kapitel IV Vorschrif­
ten über die Werbung, und zwar in inhaitiicher wie in zeitlicher Hinsicht. 
Beispielsweise ist nach Art. 16 jede Form der Werbung für Tabakwaren un­
tersagt; Art. 18 legt die tägliche Quote für Werbung grundsätzlich auf 15 % 
fest. 

Kapitel V des Gemeinsamen Standpunkts betrifft den Schutz Minderjäh­
riger, Kapitel VI das Recht auf Gegendarstellung. Vorschriften über das Ur­
heberrecht sind, abweichend von dem Vorschlag der Kommission, in den 
Gemeinsamen Standpunkt nicht aufgenommen worden. Außerdem ist dieser 

57 

58 

59 

"Neue Impulse für die Aktion der Europäischen Gemeinschaft im kulturellen Bereich.", 

Buii. EG Beii. 4i87, S. i4. 

Ebd. 

"Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission über neue Impulse für die Aktion 

der Europäischen Gemeinschaft im kulturellen Bereich", CF.S (88) 460 v. 28.4.1988, S. 

7 (ABI. C 175/40 v. 4. 7.1988). 
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auf Fernsehsendungen beschränkt1 während der Kommissionsvorschlag auch 
den Hörfunk umfaßte. 

Die Kommission legte am 26. Mai 1989 einen überprüften Vorschlag be­
treffend den Gemeinsamen Standpunkt vorro, an dem sie noch einige Ände­
rungen vorgenommen hatte. Nunmehr ist die Annahme der Richtlinie frag­
lich geworden, da sich eine die Richtlinie ablehnende Gruppe von Mitglied­
staaten, bestehend aus der Bundesrepublik Deutschland. Dänemark, Belgien, 
Griechenland und den Niederlanden, gebildet hat61

, die gemäß Art. 148 Abs. 
2 EWGV die Verabschiedung der Richtlinie zu verhindern vermag. 

bb) Förderung der europäischen audiovisuellen Industrie 

Andere gemeinschaftliche Aktionen sind speziell der Förderung der eu­
ropäischen audiovisuellen Industrie gewidmet. Zunächst ist das MEDIA-Pro­
gramm62 zu nennen, das auf dem Aktionsprogramm der Kommission zur 
Förderung der audiovisuellen Produktionsindustrie63 basiert und die vorran­
gigen Aspekte dieses Aktionsprogramms zusammenfaßt64

• Es ist gegliedert 
in die drei Schwerpunkte Produktion, Vertrieb und Finanzierung65. 

Hintergrund des MEDIA-Programms ist die Krise, in der sich die euro­
päische Film- und Fernsehproduktionsindustrie befinde{>6. Es wird ein deut­
licher Rückgang der europäischen Spielfilmproduktion in den letzten Jahren 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

ABI. C 147 /14 v. 14.6.1989. 

Europc - Agence Internationale Nr. 5036 v. 15.6.1989. 

MEDIA ist die Abkünung von "Maßnahmen zur Förderung der Entwicklung der au­

diovisuellen Industrie" in französischer Sprache. 

KOM (&6) 255 v. 125.1986. 

Vgl. den Parlamentsbericht Papapietro über das Programm Media und das Europäi­

sche Fiim- und Fernsehjahr, PE-Dok. AZ-135/88 v. 1.7.1988, S. 8. 

Zu den einzelnen Vorhaben innerhalb der Schwerpunkte vgl. den Parlamentsbericht de 

Vries über die europäische Film- und Fernsehproduktionsindustrie, PE-Dok. Al-

347 /88 V. 9.1.1989, S. 12 ff. 

Vgl. Fn. 63, S. 4/5. 
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+. .67 „ „ . . .„. „. • , •. - . verze1cnnec- · una 1escgestem, aie Aonangigxen ~uropas von unpomenen 
amerikanischen Filmen habe drastisch zugenommen68

. Das Europäische 
Parlament erklärt in diesem Zusammenhang, daß die bestehenden Probleme 
der europäischen Film- und Fernsehproduktionsindustrie über die durch das 
MEDIA-Programm in Angriff genommenen Probleme hinausgingen und 
fordert, "daß die kultur-, steuer-, binnenmarkt-, wettbewerbs- und handels­
politischen Ziele in einem umfassenderen Gemeinschaftsprogramm ange­
strebt werden sollten.69

• Die Pilotphase des MEDIA-Programms wurde von 
der Kommission als "voller Erfolg" bezeichnet 70

. 

Eine weitere Gemeinschaftsmaßnahme im Zusammenhang mit der För­
derung der audiovisuellen Industrie war die Erklärung des Jahres 1988 zum 
Europäischen Film- und Fernsehjahr. Der Ad-hoc-Ausschuß "Europa der 
Bürger" hatte in seinem Schlußbericht einen entsprechenden Vorschlag ge­
macht 71, der von dem Europäischen Rat in Mailand am 2ß./29. Juni 1985 ge­
billigt worden war 72• Mitte 1986 legte die Kommission die mit der Veran­
staltung des Europäischen Film- und Fernsehjahrs zu verfolgenden Ziele 
dar73

; im November 1986 verabschiedeten der Rat und die Kultusminister 
der Mitgliedstaaten Ziele und Leitlinien für das Europäische Film- und Fern­
sehjahr74. Danach sollte das Europäische Film-- und Fernsehjahr insbeson„ 
dere "das Bewußtsein stärken, daß einer starken audiovisuellen Industrie , die 
sich mit den großen überseeischen Industrien auf diesem Gebiet messen 
kann, erhebliche Bedeutung zukomme, sowie "die Voraussetzungen für die 
Entwicklung des europäischen audiovisuellen Sektors schaffen" und "zu einer 
besseren Zusammenarbeit in Europa bei der Finanzierung, Produktion und 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

Vgl. den Parlamentsbericht de Vries (Fn. 65), S. 10. 

Ebd.,S. 9. 

"Entschließung zur europäischen Film- und Fernsehproduktionsindustrie" v. 16.2.1989, 

ABI. C 69/138 v. 20.3.1989. 

EG-Gesamtbericht 22/1988, Zift 58. 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 23. 

Ebd.,S. 34. 

KOM (86) 320 V. 3.6.1986. 

Entschließung vom 13. November 1986, ABI. C 320/4 v. 13.12.1986. 
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v erteilung auruoVISueller rrogramme und zu einer engeren Partnerschaft 
zwischen Film und Fernsehen führen•75

. 

Zur Verwirklichung der genannten Ziele wurde ein Lenkungsausschuß 
eingesetzt, dessen Vorsitz das Mitglied des Europäischen Parlaments Simone 
Veit übernahm 76

• Im Rahmen d;s Europäisch~n Film- und Fernsehjahres 
wurden über 200 Vorhaben unterstützt77. 

Abschließend soll noch auf die technologische Seite der Förderung der 
europäischen audiovisuellen Industrie eingegangen werden. 
Zunächst ist die "Richtlinie des Rates vom 3. November 1986 über die An­
nahme gemeinsamer technischer Spezifikationen der MAC/Pakete-Nor­
menfamilie für die Direktausstrahlung von Fernsehsendungen über Satelli­
ten" zu nennen78

• Nach Art. 1 der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten ver­
pflichtet sicherzustellen, daß "für die operationelle Direktausstrahlung von 
Fernsehprogrammen über Satelliten und ihre Weiterverteilung über Kabel­
netze" nur bestimmte technische Systeme verwendet werden. Die Anwen­
dung gemeinsamer technischer Spezifikationen erleichtere "die Verbreitung 
von Fernsehprogrammen, die im gesamten Gebiet der Gemeinschaft emp­
fangen werden können"79 und führe "zur Schaffung eines großen gemeinsa­
men Marktes, auf dem die Produkte frei und ohne technische Hemmnisse 
ausgetauscht werden können"80. Dies stelle einen wichtigen wirtschaftlichen 
Wettbewerbsvorteil für die europäische Elektronikindustrie dar, besonders 
weil die genannten technischen Spezifikationen "auf internationaler Ebene 
durch den Internationalen beratenden Ausschuß für den Funkdienst (CCIR) 
gebilligt" worden seien81. 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

Ebd., Anhang der Entschließung. 

Vgl. EG-Gesamtbericht 22/1988, Ziff. 824. 

EG-Gesamtbericht 22/1988, Ziff. 58. 

ABI. L 311/28 v. 6.11.1986. 

Ebd„ dritte Erwägung. 

Ebd„ fünfte Erwägung. 

Ebd. 
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Eine andere gepieinschaftliche Maßnahme auf technologischem Gebiet 
betrifft die Entwicklung und Verbreitung eines europäischen Systems für 
hochauflösendes Fernsehen (HDTv82

). Dabei handelt es sich um eine tech­
nische Entwicklung, die in Auflösung und Lichtqualität dem in der Kino­
filmindustrie verwendeten 35 mm-Film und in der Tonqualität der compact 
disc vergleichbar ist83

• Die japanische Industrie hatte 1986 dem Internatio­
nalen beratenden Ausschuß für den Funkdienst (CCIR) einen HDTV-Vor­
schlag zur Billigung unterbreitet, der aber nicht angenommen worden war84• 

Es wurde vielmehr eine weitere Forschungszeit von vier Jahren vereinbart, 
die es der europäischen Industrie ermöglichte, ein alternatives System zu 
entwickeln85. Die Kommission legte Ende 1988 einen "Vorschlag für einen 
Beschluß des Rates über das hochauflösende Fernsehen" vor86, der das Ziel 
verfolgt, die zügige Einführung des hochauflösenden Fernsehens und die An­
nahme des europäischen Vorschlags als weltweite Norm sicherzustellen. Der 
Rat hat den Beschluß am 27. April 1989 gefaßt87

. 

b) Weitere Maßnahmen im kulturellen Bereich 

Die Kommission erstellte im Jahr 1985 eine Mitteilung über "Maßnah­
men im Bereich des Buches•88• In dieser Mitteilung wird die Bedeutung des 
Buches als Kulturgut hervorgehoben, aber auch darauf hingewiesen, daß das 
Buch "zugleich ein bedeutendes Erzeugnis der Wirtschaftstätigkeit, Gegen­
stand der Benutzung, der Herstellung und des Austausches" ist89

• Auch das 
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83 

84 

8.S 

86 

87 

88 

89 

High definition television; vgl. dazu den "Bericht über hochauflösendes Fernsehen", 

KOM (88) 29'Jv. 13.6.1988. 

Bull. EG 11 - 1988, Ziff. 1.2.1. 

Ebd. 

Ebd. 

KOM (88) 659/Rev. v. 24.1.1989. 

ABI. L 142/1 v. 25.5.1989. 

KOM (85) 681 V. 27.11.1985 

Ebd., s. 1. 
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Europäische Pariament weist in seiner Entschließung zu der Mitteilung der 
Kommission auf diesen doppelten Charakter des Buches hin90

• Die Eigen­
schaft eines Wirtschaftsgutes haftet jedoch nicht nur dem Buch, sondern 
grundsätzlich allen Kulturgütern an, die gegen Entgelt zur Verfügung stehen. 

Die Kommission nennt in ihrer Mitteilung als vorrangige Aktionsbereiche 
insbesondere den Buchpreis91

, Aktionen zugunsten der Bibliotheken92 und 
die Förderung der Übersetzun~. Mit dem letztgenannten Bereich befaßt 
sich auch die "Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten für Kul­
turfragen zuständigen Minister vom 9. November 1987 über die Förderung 
der Übersetzung bedeutender Werke der europäischen Kultur"94• Darin wird 
der Wille zum Ausdruck gebracht, bei der Förderung der Übersetzung be­
deutender Werke der europäischen Kultur vorrangig Sprachen zu berück­
sichtigen, die in Europa weniger verbreitet sind. 

Am 18. Mai 1989 nahmen der Rat und die im Rat vereinigten Kultusmini­
ster der Mitgliedstaaten eine Entschließung "über die Förderung des Buches 
und der Lektüre" an95, in der sie umfangreiche Maßnahmen billigten und den 
Ausschuß für Bildungsfragen beauftragten, "die diesbezüglichen Modalitäten, 
einschließlich der finanziellen Aspekte, rasch auszuarbeiten und festzulegen". 

Einen anderen Bereich gemeinschaftlicher Aktivität stellt die Erhaltung 
des europäischen Kulturgutes dar. Die Kommission unterstützt seit 1984 
Pilotvorhaben zur Erhaltung von Baudenkmälem96

• Eine Zusammenfassung 
der weiteren Aktionen der Kommission auf diesem Gebiet enthält der Par­
lamentsbericht Rubert de Ventos über die Erhaltung des architektonischen 
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92 

93 

94 

95 

96 

ABI. C 246/136 v. 14.9.1987. 

Vgl. KOM (85) 681 v. 27.11.1985, S. 4-7. 

Ebd., s. 10-12. 

Ebd., s. 8-9. 

ABI. C'!/:fl/3v.19.11.1987. 

ABI. c 183/1 V. 20.7.1989. 

Vgl. die Ausschreibungen in ABI. C 308/3 v. 3.12.1988 und ABI. C 145/4 v. 1.6.1984. 
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und archäoiogischen Erbes der Gemeinschaft97
• Der Berichterstatter weist 

darauf hin, daß sich der Begriff des architektonischen Erbes nicht auf be­
rühmte Denkmäler wie Kathedralen, Königspaläste und Rathäuser be­
schränke, sondern auch einheimische Baukunst wie Mühlen und Gehöfte 
umfasse98

. Außerdem hebt er neben dem kulturellen Aspekt der Erhaltung 
den wirtschaftlichen hervor. Das architektonische Erbe sei wichtigster "Roh­
stoft" des Fremdenverkehrs99. Darüber hinaus hätten die Erhaltungsmaß­
nahmen wegen ihres Arbeitsaufwandes großen Einfluß auf den Beschäfti­
gungsbereich100. 

Die angesprochenen Maßnahmen der Kommission wurden von den im 
Rat vereinigten Kultusministern in einer Entschließung zu diesem Thema 
vom 13. November 1986 zur Kenntnis genommen101• Die Minister kamen 
überein, "eine wirksame Zusammenarbeit auf dem Gebiet des europäischen 
architektonischen Erbes zu entwicketn•102. Eine weitere Entschließung der 
im Rat vereinigten Kultusminister vom gleichen Tage ist der "Erhaltung von 
Kunstwerken und sonstigen Werken von kulturellem und historischem Wert" 
gewidmet103

• 

Die alljährliche Benennung einer "Kulturstadt Europas" wurde von den 
im Rat vereinigten Kuitusministern am 22. November 1984 beschlossen104• 

Der Titel "Kulturstadt Europas" wurde für das Jahr 1985 Athen105, für 1986 

97 

98 

99 
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101 

102 

103 

104 

105 

PE-Dok. A2-192/88 v. 29.9.1988, S. 11-17; vgl. auch die darauf bezügliche Ent­

schließung des Europäischen Parlaments vom 28.10.1988, ABI. C 3W /423 v. 5.12.1988. 

Ebd., S. 21. 

Ebd.,S. 22. 

Ebd. 

ABI. c 320/1 V. 13.12.1986. 

Ebd. 

Vgl. Bull. EG 11 - 1986, Ziff. 2.1.131.; siehe auch die "Entschließung der im Rat verei­

nigten für Kulturfragen zuständigen Minister vom 13. Juni 1985 für die alljährliche Be­

nennung einer 'Kulturstadt Europas'", ABI. C 153/2 v. 225.1985. 

EG-Gesamtbericht 19/1985, Ziff. 707. 
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Florenz, für 1987 Amsterdam, für 1988 Berlin, fü.:r 1989 Paris und für 1990 
Glasgow verliehen106

. 

Auch im Bereich der Musik sind Aktivitäten der Gemeinschaft zu 
verzeichnen. Zunächst ist das Jugendorchster der Europäischen Gemein­
schaft zu nennen, das im Anschluß an eine Entschließung des Europäischen 
Parlaments107 geschaffen wurde108

• Nach dem Vorbild des Jugendorchesters 
soll einer Entschließung des Europäischen Parlaments vom 205.19881

()1) zu­
folge eine Jugendoper der EG gegründet werden. Desweiteren ist das "Euro­
päische Jahr der Musik" zu erwähnen, das auf eine Entschließung des Euro­
päischen Parlaments vom 18. November 1980110 zurückgeht und im Jahr 
1985 stattfand111

• Mit den nach dem "Europäischen Jahr der Musik" fortbe­
stehenden Problemen, beispielsweise in den Bereichen des Musikunterrichts 
in der Schule, der Musiktherapie, der zeitgenössischen Musik und der sozia­
len Bedingungen der Musikschaffenden beschäftigt sich der Parlamentsbe­
richt Papapietro betreffend den Musikunterricht und die Förderung der Mu­
sik in der Europäischen Gemeinschaft112• 

Ein weiterer Gegenstand kultureller Aktivität der Gemeinschaft ist der 
Sport. In seinem Schlußbericht hatte der Ad-hoc-Ausschuß "Europa der 
Bürger" den Sport als einen wichtigen "Bereich der Kommunikation rwischen 
den Völkern" erachtet und zur Verwirklichung eines "Europas der Bürger" 
als Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene u.a. die Veranstaltung von EG­
Sportwettkämpfen und den Austausch von Sportlern und Trainern vorge-
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109 

110 

111 

112 

Bull. EG 11 -1986, Ziff. 2.1.131. 

Entschließung vom 8.3.1976 betreffend die Gründung eines Jugendorchsters der Euro­

päischen Gemeinschaft, ABI. C 79/8 v. 5.4.1976. 

Vgl. den Parlamentsbericht Ewing zur Schaffung einer Jugendoper der Europäischen 

Gemeinschaft, PE-Dok. A2-'!IJ6/87 v. 23.2.1988, S. 7. 

ABL C 167 /461 v. 27.6.1988, vgl. auch den Parlamentsbericht Ewi!!g (Fn. 108). 

ABI. c 327 /13 V. 15.12.1980. 

Vgl. Fn. 105. 

P&Dok. Al-220/87 v. 13.11.1987; vgl. auch die diesbezügliche Entschließung des Eu­

ropäischen Parlaments vom 10. Februar 1988, ABI. C 68/#l v. 14.3.1988. 
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- - 11<1 . ··- - -· - - - -- - -- - - - - - - - •• schlagenHJ. Mit der Verwirklichung dieser Maßnahmen wurde durch dJe 
Veranstaltung verschiedener europäischer Sportveranstaltungen begon­
nen 114. Der Sport in der EG weist neben der erwähnten kommunikativen 
Seite verschiedene andere Aspekte auf, so z.B. die Freizügigkeit von Berufs­
fußballspielem115, den freien Warenverkehr von Sportartikeln116 sowie die 
möglichen Auswirkungen des Binnenmarktes auf den Sport117

• Schließlich ist 
auf eine Entschließung des Europäischen Parlaments hinzuweisen, die sich 
mit dem "Beitrag Europas zum Olympischen Jahr 1992" befaßt118• Vor allem 
wird angeregt, die Zugehörigkeit der Olympiateilnehmer aus den Mitglied­
staaten der EG zur Gemeinschaft durch äußere Merkmale zu verdeutlichen. 

Der Fremdenverkehr als kulturelles Phänomen weist vielfältige Aspekte 
auf, die von der Kommission in ihrer Mitteilung "Eine Fremdenverkehrspoli­
tik der Gemeinschaft"119 dargestellt werden. Die Kommission nennt z.B. die 
Erleichterung der Personenkontrollen an den Grenzen und die soziale Si­
cherheit der Touristen120

, die Bedeutung der Niederlassungs- und Dienstlei­
stungsfreiheit für den Fremdenverkehr und das Problem der zeitlichen Staf­
felung der Urlaubszeit121 sowie den Zusammenhang von Fremdenverkehr 
und Verkehrswesen122• In dem ersten Bericht des Ad-hoc-Ausschusses "Eu-
ropa der Bürger" \1.:"drden ~.-faßnahmen im Bereich des Fremdenverkehrs, 
"der für die Bevölkerung der Gemeinschaft von besonderer Bedeutung ist", 
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119 
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122 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 28. 

VgL den Überblick in dem Parlamentsbericht Larive über den Sport in der Europäi­

schen Gemeinschaft und das Europa der Bürger, PE-Dok. A2-282/88 v. 1.12.1988. 

Ebd.,S_ 1L 

Ebd., S-12. 

Ebd. 

ABL C U2/208 v. 10.10.1988; vgl. auch den diesbezüglichen Parlamentsbericht Geron­

topoulos, PE-Dok_ .A-2-114/88 v. 9.6.1988. 

Bull. EG BeiL 4/82. 

Ebd_, S_ 6_ 

Ebd., s. 7. 

Ebd„ s. 8. 
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A • 1?1 - - 0 • •• -- 0 0 0 0 - -·. •• getorderc-. uarauthln legte clle Kornmisston eme wettere Mineuung zum 

"Vorgehen der Gemeinschaft im Bereich des Fremdenverkehrs" vor124, in der 
sie Vorschläge für gemeinschaftliche Rechtsakte machte. Am 22. Dezember 
1986 beschloß der Rat, einem der Kommissionsvorschläge entsprechend, die 

Einführung eines Verfahrens zur Konsultation und Zusammenarbeit im Be­

reich des Fremdenverkehrs125. Durch den Beschluß setzte er einen Beraten· 

den Ausschuß für den Fremdenverkehr ein, der die Aufgabe hat, "den Infor­

mationsaustausch, die Konsultation und gegebenenfalls die Zusammenarbeit 

im Bereich des Fremdenverkehrs, insbesondere der Dienstleistungen für 

Touristen, zu erleichtern"126. Ebenfalls aufgrund von in der genannten Mit­
teilung127 gemachten Vorschlägen faßte der Rat eine Entschließung zu einer 

besseren zeitlichen und räumlichen Verteilung des Fremdenverkehrs128 und 

sprach eine Empfehlung über einheitliche Informationen in Hotels aus129
• 

Im Zusammenhang mit der Vollendung des Binnenmarktes unterbreitete 

die Kommission einen "Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein Ak­
tionsprogramm für das Europäische Jahr des Fremdenverkehrs (1990Y130, 

das der Rat am 21. Dezember 1988 verabschiedete131. Es geht u.a. darum, 
"die Bürger aller Mitgliedstaaten, insbesondere die Jugendlichen, zu Aus-

landsreisen zu ermuntern, damit sie sich der europäischen Wirklichkeit stär­
ker bewußt werden11132. 

Die Erleichterungen des Zutritts zu Museen und kulturellen Veranstal­

tungen für Jugendliche sollen entsprechend einer Entschließung der im Rat 
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129 

130 

131 

132 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 11. 

Bull. EG Beil. 4/86. 

ABI. L 384/52 V. 31.12.1986. 

Ebd„ Art. 2 des Beschlusses. 

Vgl. Fn. 124. 
ABI. C 340/I v. 31.12.1986. 

P..B!. c 384/54 v. 31.12.1986. 
KOM (88) 413 v. 14.10.1988, ABI. C 293/12 v. 17.11.1988; vgl. auch die Änderung des 

Vorschlags, KOM (88) 803v. 5.12.1988, ABI. C 19/6v. 25.1.1989. 

ABI. L 17/53v. 21.1.1989. 

Ebd., neunte Erwägung des Beschlusses. 
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vereinigten Kultusminister vom 20. Dezember 1985133 auf die fogendlichen 
der anderen Mitgliedstaaten ausgedehnt werden. In dieselbe Richtung geht 
die Forderung, die in vielen Mitgliedstaaten existierenden "Jugendausweise" 
im gesamten Gemeinschaftsgebiet einzuführen und ihre Wirksamkeit durch 
einen Gegenseitigkeitsvertrag auf das gesamte Gemeinschaftsgebiet zu er­
strecken134. Derartige Jugendausweise135 gewähren Preisnachlässe insbeson­
dere für den Eintritt zu Kulturstätten und Kulturveranstaltungen, für Über­
nachtungen, Verkehrsmitte~ Sport, sozialen Schutz auf Reisen und für die 
Presse136. 

Schließlich ist noch die Initiative des Europäischen Parlaments zur Grün· 
dung eines Zentrums für europäische Kultur und Zivilisation zu nennen137. 

Dieses Zentrum soll seinen Sitz in Griechenland haben und die Möglichkeit 
eröffnen, "die Annäherungen, Neudeutungen und Auslegungen, die sich in 
Europa seit seiner klassischen Vergangenheit vollzogen haben, verständlich 
zu machen und bildlich darzustellen•138. 
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ABI. C 348/2 v. 31.12.1985. 

Parlamentsbericht Fonlaine über die Notwendigkeit der Schaffung eines europäischen 

"Jugendausweises", PB-Dok. AZ-268/88 v. 29.11.1988, S. 12. 

Hinsichtlich älterer Personen vgl. die "Empfehlung der Kommission zur Einführung 

eines europäischen Seniorenausweises für Personen ab 60 Jahren", ABI. L 144/59 v. 

27.5.1989. 

Ebd.,s. s. 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16.9.1988, ABI. C 2h2/1JJ6 v. 

10.10.1988. 

Ebd. 
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C. DIE SOZIALE DIMENSION DES EUROPAS 
DER BÜRGER 

1. GESUNDHEITSSCHUTZ 

Der EWG-Vertrag überträgt der Gemeinschaft keine ausdrückliche 
Kompetenz für die Verfolgung einer umfassenden Gesundheitspolitik. Aller­
dings sieht schon die Präambel des EWG-Vertrags die "stetige Besserung der 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen" der Völker der Mitgliedstaaten als 
wesentliches Ziel vor. Auch der Vertrag selbst weist der Gemeinschaft in 
einzelnen Bereichen Aufgaben des Gesundheitsschutzes zu, So hat die 
Kommission nach Art. 118 EWGV u.a. die Aufgabe, eine enge Zusam­
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten "insbesondere auf dem Gebiet ... des 
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit" zu fördern. Art. 118 a EWGV, eingefügt 
durch Art. 21 EEA, überträgt der Gemeinschaft in Absatz 2 die Richtlinien­
kompetenz zum Erlaß von Mindestvorschriften als "Beitrag zur Verwirkli­
chung des Ziels gemäß Absatz 1", also der "Verbesserung insbesondere der 
Arbeitsumwelt „., um die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer 
zu schützen". Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß die Kommission 
laut Art. 100 a Abs. 3 EWGV bei ihren Vorschlägen nach Art. 100 a Abs. 1 
EWGV, d.h. bei Vorschlägen für "Maßnahmen zur Angleichung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, die die Schaffung und das Funktionieren des 
Binnenmarktes zum Gegenstand haben", in dem Bereich Gesundheit von ei­
nem hohen Schutzniveau auszugehen hat. Im folgenden soll ein Überblick 
über die gemeinschaftlichen Aktivitäten im Bereich des Gesundheitsschutzes, 
über den Stand der "Verwirklichung eines Europas der Gesundheit - der 
Grundlage eines echten Europas der Bürger"1 gegeben werden. 

1 Schriftliche Anfrage Nr. 164/88 an die Kommission, ABI. C 49/10 v. 27.2.1989. 
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1. Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer 

Der inhaltliche Rahmen für den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer auf 
Gemeinschaftsebene wi.rd durch Entschließungen des Rates betreffend die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz gebildet2• Ihren Aus­
gangspunkt haben diese Entschließungen in dem sozialpolitischen Aktions­
programm vom 21. Januar 19743

, in dem die Aufstellung eines Aktionspro­
gramms zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am 
Arbeitsplatz gefordert worden war. Spezielle Rechtsgrundlage für Richtlinien 
in diesem Bereich ist seit der Vertragsänderung durch die EEA, wie einlei­
tend gezeigt, Art. 118 a EWGV. Aber schon vor Einfügung dieser Vorschrift 
wurde eine Vielzahl von Richtlinien, gestützt auf Art. 100 EWGV, erlassen. 

Hervorzuheben ist hier die "Richtlinie des Rates vom 27. November 1980 
zum Schutz der Arbeitnehmer vor Gefährdung durch chemische, physikali­
sche und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit"4

• Diese Richtlinie ist. als 
Rahmenwerk konzipiert und sieht in Art. 8 Abs. 1 den Erlaß von Einzelricht­
linien für bestimmte Arbeitsstoffe vor. Inzwischen sind verschiedene solcher 
Einzelrichtlinien erlassen worden, so für Blei5, für Asbest6, für Lärm 7 und für 
ein Verbot bestimmter Arbeitsstoffe und/oder Arbeitsverfahren8. Letztge-

2 

3 

4 

s 
6 

7 

8 

"Entschließung des Rates vom 29. Juni 1978 über ein Aktionsprogramm der Europäi­

schen Gemeinschaften für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz•, ABI. C 

165/1 v. U.7.1978; "Entschließung des Rates vom 27. Februar 1984 über ein zweites 

Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften für Sicherheit und Gesundheits­

schutz am Arbeitsplatz", ABI. C 67 /2 v. 8.3.1984; "Entschließung des Rates vom 21. 

Dezember 1987 über Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits­

platz", ABI. C '2S/l v. 3.2.1988. 

ABI. c 13/1V.12.2.1974. 

ABI. L 327/8 v. 3.12.1980; geändert durch Richtlinie vom 16.12.1988, ABI. L 356/74 v. 

24.12.1988. 

ABI. L 247/12 v. 23.8.1982. 

ABI. L 263/25 V. 24.9.1983. 

ABI. L 137/'2S v. 24.5.1986. 

ABI. L 179/44 V. 9.7.1988. 
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nannte Richtlinie ist bereits aui Art. 118 a EWGV gestützi worden. Für wei­
tere Einzelrichtlinien hat die Kommission dem Rat Vorschläge unterbreitet9. 

Im Hinblick auf allgemeine Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer erließ der Rat am 12. Juni 
1989 eine Rahmenrichtlinie10. Die Kommission hat zur Ausführung dieser 
Richtlinie fünf Einzelrichtlinien vorgeschlagen, die Mindestvorschriften für 
Arbeitsstätten 11

, für die Benutzung von Maschinen, Apparaten und Anla­
gen 12, für die Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen13, für die Arbeit 
an Bildschirmgeräten14 und für die Handhabung schwerer Lasten, die für die 
Arbeitnehmer Gefährdungen der Lendenwirbelsäule mit sich bringen15, 

festlegen. 

2. Kampf gegen den Krebs 

Im Juni 1985 hatte der Europäische Rat von Mailand sein Interesse be­
kundet, "ein europäisches Aktionsprogramm gegen den Krebs in Gang zu 
bringen"16

• In der Folgezeit wurde das Programm "Europa gegen den Krebs" 
enPJrrickelt, das die Kommission i..1 die Bereiche Verhütung, Aulldärung und 
Forschung einteilt17• 

Am 18. November 1985 legte die Kommission einen "Vorschlag für eine 
Entschließung des Rates für ein Aktionsprogramm der Europäischen Ge-

9 

10 

11 

12 

13 

14 

lS 

16 

17 

Für Benzol, ABI. C 349/32 v. 31.12.1985; für Karzinogene, ABI. C 34/9 v. 8.2.1988. 

ABI. L 183/1 v. 29.6.1989. 

ABI. C 141/6v. 305.1988. 

ABI. C 114/3v. 30.4.1988. 

ABI. c 161/1 V. 20.6.1988. 

ABI. c 117/8 V. 4.S.1988. 

Vgl. Bull. EG Beil. 7 /BS, S. 34. 

Vgl. die "Mitteilung der Kommission über die Durchführung des Programms 'Europa 

gegen den Krebs'am 31. März 1988", KOM (88) 239 v. 165.1988, S. 3-7. 
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• , r. ..., ... • •• , „,.. • „ 1 R -- • „ 11 .... • 7 memscnarren zur vernutung von Kreos·· vor--. vas rm Anhang <ll.eses vor-
schlags enthaltene Aktionsprogramm bezweckt in erster Linie, "durch die 

Verhütung von Krebserkrankungen einen Beitrag zur Verbesserung der Ge­
sundheit und der Lebensqualität der Bürger in der Gemeinschaft zu lei­
sten"19. Der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 

Mitgliedstaaten nahmen in der Entschließung vom 7. Juli 1986 "über ein Ak­

tionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften gegen den Krebs"20 von 

dem vorgeschlagenen Programm Kenntnis, brachten den politischen Willen 

zum Ausdruck, "ein Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften 
gegen den Krebs ... durchzuführen" und erklärten u.a. Maßnahmen zur Be­

grenzung des Tabakkonsums und der Beurteilung karzinogener chemischer 
Stoffe, Maßnahmen im Bereich von Prävention und Früherkennung sowie im 
Bereich der Gesundheitserziehung für vorrangig. 

Die Information der Öffentlichkeit über Krebs und die Ausbildung des 
im Gesundheitswesen tätigen Personals sind Gegenstand einer weiteren In­

itiative der Kommission21. Bei der Beschlußfassung über diesen Entwurf gab 
es zwar Verzögerungen22, inzwischen haben aber der Rat und die im Rat 

vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten den Beschluß zur 

.Anna.hme eines Aktionsprogramms 1988/1989 für eine Informations- und 

Motivationskampagne im Rahmen des Programms "Europa gegen den 
Krebs" gefaßt23

. 

Neben den vorgenannten Maßnahmen stellt die Forschung ein weiteres 
Mittel zur Bekämpfung des Krebses dar. Dieser Bereich wurde in das nun­
mehr vierte Forschungs- und Entwicklungsprogramm in den Bereichen Me-

lB 

19 

20 

21 

22 

23 

ABI. C 336/11 v. 28.12.198.5. 

Ebd., Ziff. 3.1. des vorgeschlagenen Aktionsprogramms. 

ABI. C 184/19v. 23.7.1986. 

"Entwurf eines Beschlusses des Rates über einen Aktionsplan 1987-1989 zur Aufklä­

rwng der breiten Öffentlichkeit und zur Ausbildung des im Gesundheitsw""CSen tätigen 

Personals im Rahmen des Programms 'Europa gegen den Krebs'", ABI. C 50/56 v. 

26.2.1987. 

Vgl. Fn. 17, S. 2. 

Beschluß vom 21.6.1988, ABI. L 160/52 v. 28.6.1988. 
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- ').4 --· •• • 
dlzln unct uesunc1he1tswesen autgenommen- ·. t•ur ct1e KoorClllllerung cter 
Krebsforschung sind 18 Mio. ECU , also 27,5 % der gesamten Mittel25 in 
Höhe von 65 Mio. ECU vorgesehen26• 

Die "Mitteilun.11: der Kommission über die Durchführum! des Pro1rramms 
'Europa gegen d;n Krebs' am 31. März 1988"27 gibt Aufschluß über den 
Stand der Aktionen, die die Kommission entwickelt hat. 

Hervorzuheben sind hier die Richtlinienvorschläge betreffend die Etiket­
tierung von Tabakerzeugnissen28 und betreffend den höchstzulässigen Teer­
gehalt von Zigaretten29

, die beide neben ihrer gesundheitsschützenden In­
tention der Vollendung des Binnenmarktes dienen sollen30

• Mit den Gefah­
ren des passiven Rauchens beschäftigt sich der "Entwurf für eine Empfehlung 
des Rates über ein Verbot des Rauchens in öffentlich zugänglichen Räu­
men"31. Nach Kenntnisnahme von diesem Empfehlungsentwurf nahmen der 

24 

2S 

26 

27 

28 

30 

31 

VgL den "Beschluß des Rates vom 17. November 1987 über die Annahme eines Pro­

gramms der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Koordinierung von Forschung 

und Entwicklung im Bereich der Forschung in Medizin und Gesundheitswesen (1987-

1991 )",ABI. L 334/20 v. 24.11.1987. 

Die übrigen Mittei verteiien sich au[ das Unterprogramm i mii den weiteren Schwer­

punkten "AIDS", "Altersbedingte Gesundheitsprobleme" und "Durch die Lebensweise 

bedingte Gesundheitsprobleme• sowie das Unterprogramm II mit den Schwerpunkten 

"Entwicklung mediiinischer Technologie" und "Strukturforschung im Gesundheitswe­

sen", vgl. die vorläufige Mittelaufschlüsselung im Anhang II des Beschlusses (Fn. 24). 

Ebd„ vgL die vorläufige Mittelaufschlüsselung in Anhang II des Beschlusses. 

Vgl. Fn.17. 

Der Rat hat zu diesem Vorschlag am 16. Mai 1989 einen Gemeinsamen Standpunkt 

eingenommen, vgl. Ratsdokument 6477 /1/89 v. 20.7.1989. 

"Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwal­

tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Etikettierung von Tabakerzeugnissen", 

KOM (87) 719 v. 28.1.1988, ABI. C 48/8 v. 20.2.1988, und "Vorschlag für eine Richtlinie 

des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaitungsvorschriften der Mitgliedstaa­

ten über den höchstzulässigen Teergehalt von Zigaretten", KOM (87) 720 v. 28.1.1988, 

ABI. c 48/10 V. 20.2.1988. 

Ebd., jeweils S. 1 des Kommissionsdokuments. 

KOM (88) 674 v. 21.12.1988, ABI. c 32/9 V. 8.2.1989. 
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Rat und die im Rat vereinigten Gesundheitsminister der Mitgliedstaaten eine 
Entschließung "über ein Rauchverbot in öffentlich zugänglichen und fre­
quentierten Räumen" an32. Zum Zweck der lnformierung der Öffentlichkeit 
erklärte der Europäische Rat von London im Dezember 1986 das Jahr 1989 
zum Europäischen Jahr der Aufklärung über Krebs33

• 

Die Aktivitäten im Bereich der Krebsforschung bis zum 31. März 1988 
erläutert die Kommission in der erwähnten Mitteilung über die Durchfüh­
rung des Programms "Europa gegen den Krebs"34

• 

Der Rat und die im Rat vereinigten Gesundheitsminister der Mitglied­
staaten nahmen im Mai 1988 "die bei der Durchführung des Programms 
'Europa gegen den Krebs' erzielten Fortschritte" zur Kenntnis und bekräf­
tigten, "daß sie der Krebsbekämpfung höchste Priorität beimessen"35

• Die 
Fortführung des Programms ist Gegenstand des Entschließungsentwurfs 
"über einen Aktionsplan 191)(1-1994 im Rahmen des Programms 'Europa ge­
gen den Krebs'", den die Kommission dem Rat am 11. Mai 1989 vorlegte36

• 

3. Maßnahmen gegen AIDS 

Im Kampf gegen AIDS gibt es, ebenso wie im Kampf gegen den Krebs, 
"genügend objektive Gründe, die dafür sprechen, diese Probleme ... auf eu­
ropäischer Ebene anzupacken"37

. Die Gemeinschaftsorgane begannen relativ 
bald nach der erstmaligen Feststellung der Krankheit im Jahr 198138

, sich mit 
AIDS zu beschäftigen. In einer Entschließung vom 20. Januar 1984 forderte 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

ABI. C 189/1 v. 26.7.1989. 

Bull. EG 12-1986, Ziff. Ll.19. 

Vgl. Fn.17, S. 6. 

Bull. EG 5-1988, Ziff. 2.1.87. 

ABi. c 164/11 V. i.7.i989. 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament "Europa der Bürger", Bull. 

EG 2/88, S. 16. 

Vgl. die "Mitteilung der Kommission über die Bekämpfung von Aids", KOM (87) 63 v. 

11.2.1987, s. 7. 
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das turopatsehe Yartament ein ~otortprogramm zur trtorschung der 
Krankheit39

• In einer weiteren Entschließung zu diesem Thema vom 13. 
März 1986 wies das Parlament auf denkbare Reaktionen staatlicher Stellen 
und der Öffentlichkeit hin, wie z.B. die Einführung einer Meldepflicht sowie 
die soziale Ausgrenzung und Internierung der Betroffenen, "die dem huma­
nitären Charakter unserer Demokratien widersprechen.40. Im Dezember 
1986 widmete sich der Europäische Rat von London der Krankheit und "er­
suchte den Ministerrat und die Kommission, mittels geeigneter Maßnahmen 
dafür Sorge zu tragen, daß auf Gemeinschaftsebene effektiv Informationen 
über die Verbreitung der Krankheit sowie über deren Verhütung und Be­
handlung ausgetauscht werden.41

. Am 15. Mai 1987 setzten der Rat und die 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten eine Ad­
hoc-Gruppe zur AIDS-Bekämpfung ein, die vor allem die Aufgabe hat, Ver­
fahren für den raschen Austausch epidemiologischer Daten und für die ge­
genseitige Unterrichtung über wissenschaftliche Initiativen und über die son­
stigen, von den Mitgliedstaaten vorgesehenen, Maßnahmen zu entwickeln, 
gemeinsame Maßnahmen gegen AIDS vorzuschlagen und Methoden zur 
Bewertung der ergriffenen Maßnahmen auszuarbeiten42• Der Rat und die im 
Rat vereinigten Gesundheitsminister befaßten sich auch mit der beruflichen 
Situation d~r AIDS-Kranken 43

. Sie stellten fest, daß "HIV-Infizierte oder 
AIDS-Kranke ... keinerlei Gefahr für ihre Arbeitskollegen" bedeuteten und 

39 

40 

41 

42 

43 

"Entschließung zu einem Sofortprogramm der Gemeinschaft zur Erforschung und Be­

kämpfung der Krankheit AIDS", ABI. C 46/112 v. 20.2.1984. 

"Entschließung zu AIDS", ABI. C 88/83 v. 14.4.1986. 

Bull. EG 12-1986, Ziff. 1.1.19. 

Vgl. die "Schlußfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Re­

gierungen der Mitgliedstaaten vom 15. Mai 1987 betreffend Aids", ABI. C 178/1 v. 

7.7.1987. 

"Schlußfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Gesundheitsminister der 

Mitgliedstaaten vom 15. Dezember 1988 iiber AIDS-Aufklärung im Betrieb", ABI. C 

28/2 V. 3.2.1989. 
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daß ein HIV „ Infizierter ohne Krankhe1tssyntptome ais "voll arbeitsiähiger 
normaler Arbeitnehmer zu betrachten und zu behandeln" sei44

• 

Am 16. Mai 1989 verabschiedeten der Rat und die im Rat vereinigten Ge­
sundheitsminister der Mitgliedstaaten verschiedene Schlußfolgerungen be­
treffend AIDS, so z.B. die Schlußfolgerungen "über die Verhütung von Aids 
bei intravenös Drogenabhängigen..45, die Schlußfolgerungen "über die Sensi­
bilisierung des im Gesundheitswesen tätigen Personals.46 und die Schlußfol­
gerungen "über das zukünftige Vorgehen auf Gemeinschaftsebene zur Ver­
hütung und Kontrolle von Aids..47• 

Neben der Vorbeugung im Wege der Aufklärung und Gesundheitserzie­
hung, der bei der AIDS-Bekämpfung "absoluter Vorrang" eingeräumt wor­
den ist48

, stellt auch die Forschung eine Möglichkeit des Kampfes gegen die 
Krankheit dar. Die AIDS-Forschung bildet einen der Schwerpunkte des For­
schungs- und Entwicklungsprogramms in den Bereichen Medizin und Ge­
sundheitswesen 49. Für die Jahre 1987 bis 1991 stehen im Rahmen dieses Pro­
gramms gemäß der vorläufigen Mittelaufschlüsselung 14 Mio. ECU zur 
Verfügung50

. 

4. Die Bekämpfung des Drogenproblems 

Der Drogen.mißbrauch stellt nur eine von vielen Seiten des Drogenpro­
blems dar. Neben dem gesundheitlichen Aspekt stellen sich z.B. Probleme im 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

Ebd. 

ABI. C 185/3 v. 22.7.1989. 

ABI. C 1BS/6v. 22.7.19B9. 

ABI. c 185/8 V. 22.7.1989. 

Vgi. die 'Schiußfoigerungen des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Re­

gierungen der Mitgliedstaaten vom 31. Mai 1988 ;T,U Aids", ABI. C 197 /8 v. 27. 7.1988. 

Vgl. Fn. 24. 

Zu den einzelnen Maßnahmen der Gemeinschaft im Jahr 1987 vgl. den "Tätigkeitsbe­

richt der Gemeinschaft im Bereich AIDS", KOM (88) 268 v. 17.5.1988. 
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. •. . • - . ~ • .•• • - •• 'il -sozialen, wrrtschatthchen, polltischen unct stratrecnmcnen Here1cn- -. uar-
über hinaus wirft die Schaffung des Binnenmarktes im Bereich des Drogen­
handels Schwierigkeiten auf, die das Europäische Parlament in einer Ent­
schließung vom 18. Januar 1989 anspricht52

• Als Maßnahme zur Schaffung 
eines Europas der Bürger hatte der Adonnino-Ausschuß eine Intensivierung 
des Kampfes gegen Drogenhandel und Drogenkonsum gefordert53 und ins­
besondere vorgeschlagen, "die Maßnahmen der Pompidou-Gruppe zu ver­
stärken, die diese im Rahmen des Europarates zur Vorbeugung. Erforschung 
und Behandlung von Drogensüchtigen verfo]gt..54. Gerade auf den Gebieten 
der Rehabilitierung und Vorbeugung sind nach den Ergebnissen des vom 
Europäischen Parlament eingesetzten Untersuchungsausschusses "die Mittel 
... in allen Ländern der Gemeinschaft völlig unzureichend1155• Außerdem wird 
kritisiert, daß Drogensüchtige "heute allzu oft als gesellschaftliche Außen­
seiter und weniger als die Opfer der Belastungen unserer heutigen Gesell­
schaft" angesehen würden56. In ähnlichem Sinne äußerte sich das Europäi­
sche Parlament in einer Entschließung vom 14. Mai 198'.257. Danach ist das 
Drogenproblem "ein komplexes gesellschaftliches Problem, das nicht isoliert 
betrachtet werden kann..58. Der Europäische Rat erklärte auf seiner Tagung 
am 2fl./27. Juni 1986 in Den Haag "seine ernste Besorgnis über das gravie­
rende Problem des Drogenmißbra~chs.59 und hielt es fllr "zweckmäßig, eine 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

Parlamentsbericht Tridente über den Drogenhandel, PE-Dok. A2-349/88 v. 9.1.1989, S. 

7. 

"Entschließung zum Kampr gegen die Drogen", ABl. C 47 /51 v. 27.2.1989. 

Schlußbericht des Ad-hoc-Ausschusses "Europa der Bürger", Bull. EG Beil. 7/85, S. 

31. 

Ebd. 

Parlamentsbericht CIOl'k - im Namen des Untersuchungsausschusses zum Drogenpro­

blem in den Ländern der Europäischen Gemeinschaft - über die Ergebnisse der Un­

tenmchung, PE-Dok. t\2-114/86 v. 2.10.1986, S. 9. 

Ebd. 

"Entschließung zur Bekämpfung des Drogenkonsums", ABI. C 149 /120 v. 14.6.1982. 

Ebd. 

Vgl. die Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EG 6-1986. Ziff. 1.1.16. 
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Ad-hoc-Konzertierung zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 

durchzuführen, um zu prüfen, welche Initiativen auf diesem Gebiet ergriffen 

werden könnten"w. Im Oktober 1986 beschäftigten sich die Innenminister 

der Mitgliedstaaten auf einer informellen Tagung mit dem Drogenproblem 

und forderten eine Unterstützung der Pompidou-Gruppe durch die Gemein­
schaft und die Mitgliedstaaten bei Maßnahmen zur Verringerung der Dro­

gennachfrage, speziell bei Jugendlieben, und bei Maßnahmen zur Verbesse­

rung der Behandlung und Rehabilitierung Drogensüchtiger61 . 

Die Kommission legte die von ihr in Aussicht genommenen Maßnahmen 
in den Bereichen Prävention, Behandlung, Rehabilitation und Forschung in 

einer Mitteilung dar62• Sie hält ein Vorgehen auf Gemeinschaftsebene für 
erforderlich, "da bekanntlich die von den Mitgliedstaaten auf nationaler 
Ebene unternommenen Anstrengungen zur Bekämpfung der Drogensucht 
bislang die erhofften Wirkungen nicht gezeigt haben.63. Die Gemeinschaft 

nimmt darüber hinaus auch an der internationalen Zusammenarbeit teil(,4. 

So beteiligte sich die Kommission an der Aushandlung eines neuen interna­

tionalen Übereinkommens über den illegalen Handel mit Suchtstoffen und 
psychotropen Substanzen im Dezember 1988 in Wienti.S. 

5. Analyse des menschlichen Genoms 

Genetisch bedingte Erkrankungen treten mit zunehmender "Beherr­
schung der Infektionskrankheiten neben Herz-Kreislauf- und Krebserkran-

w 
61 

62 

63 

64 

Ebd. 

Vgl. die Schlußfolgerungen zum Drogenproblem, Bull. EG 10-1986, Ziff. 2.4.10. 

"Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über Ge­

meinschaftsaktionen zur Bekämpfung der Drogensucht", KOM (86) Wl v. 28.11.1986. 
U\....:11 C' ~ 
L:AJ'U.., .,:,. J. 

Vgl. die "Empfehlung für einen Beschluß des Rates über die Teilnahme der Gemein­

schaft an den vorbereitenden Arbeiten und an der Internationalen Konferenz über den 

Drogenmißbrauch und den illegalen Drogenhandel", KOM (86) 457 v. 9.9.1986, S.8 ff. 

EG-Gesamtbericht 22/1988, Ziff. 986. 
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irnngen IIllmer menr ... m aen v oruergruna . 1..11ese l:)JLuauon oewog we 
Kommission, ein Forschungsprogramm zur Analyse des menschlichen Ge­
noms vorzuschlagen67

• Die Kommission geht davon aus, daß es nunmehr 
möglich sei, das Genom, das sie als den vollständigen "Satz genetischen Ma­

terials - Desoxyribonukleinsäure (DNA) -, das die Instruktionen enthält, die 
jeden Menschen beschreiben", definiert, zu analysieren oder zu kartieren, so 

daß man diese Instruktionen lesen könne68
. Hierdurch ließen sich die Gene, 

deren Veränderung bestimmte Krankheiten hervorrufe, lokalisieren69
• 

Langfristig verfolgt die Kommission das Ziel. "durch Risikovorhersage, 
Frühdiagnose, Verhütung, Verbesserung der Prognosen und schließlich The­
rapie zur Bekämpfung der Krankheiten des Menschen beizutragen, die auf 
genetischen Schäden beruhen"70

• Im Zusammenhang mit den durch das vor­
geschlagene Programm aufgeworfenen ethischen Fragen ist die Kommission 
der Auffassung, Aspekte wie die Privatsphäre müßten "gegen allgemeine 
Überlegungen der Gesundheitsfürsorge abgewogen werden" 71• 

Gegen den Kommissionsvorschlag sind tiefgreifende Bedenken vorgetra­
gen worden. In dem Parlamentsbericht Härlin zu dem Vorschlag72 wird 
zunächst kritisiert, es werde der Eindruck erweckt, "als könnten die Ergeb­

nisse des vorgeschlagenen Forschungsprogramms innerhalb kurzer Zeit un­
mittelbar für die medizinische Praxis nutzbar gemacht werden"73

. Zudem 
wird der Ansatz der Kommission, "Krankheit einseitig als genetische Funk-

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

Bericht Rothley zu den ethischen und rechtlichen Problemen der Genmanipulation, 

PE-Dok. A2-327 /88 v. 19.12.1988, S. 21. 

"Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über ein spezifisches Forschungspro­

gramm im Gesundheitsbereich: Prädiktive Medizin: Analyse des menschlichen Ge­

noms (1989-1991)", KOM (88) 424v. 20.7.1988. 

Ebd„ s. 1. 

Ebd. 
Ebd.,s. 21. 

Ebd.,S. 2. 

PE-Dok. A2-370/88 v. 30.1.1989. 

Ebd„ S.29. 
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tion zu objektivieren~, für verfehlt gehalien74
. Dies stelle eine Form der Ver­

achtung der Betroffenen und ihrer Geschichte dar 75
• Insgesamt wird dem 

Kommissionsvorschlag eine eugenische Grundhaltung vorgeworfen76
• Zur 

Möglichkeit von Genmanipulationen wird vorgebracht, "es wäre eine bisher 
einmalige zivilisatorische Leistung der Menschheit, wenn das Wissen über 
Funktionszusammenhänge und Möglichkeiten ihrer Beeinflussung nicht mit 
deren praktisch-technischer Realisierung verbunden würde" 77. Auch der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß warnt vor der Gefahr einer Verselbständi­
gung der gewonnenen Erkenntnisse und davor, "daß wissenschaftliche oder 
wirtschaftliche Interessen ein späteres Innehalten unmöglich machen•78• Er 
hält daher die Ergänzung des Vorschlags um ein weiteres Programm, "das 
eine umfassende Forschung über die Risiken und Möglichkeiten einer Risi­
kobegrenzung beinhaltet", für notwendig79

. Noch weiter geht die Forderung 
in dem Bericht Hör/in, die Zielsetzung des Programms selbst im Sinne einer 
"vorbeugenden und interdisziplinären Entwicklung wissenschaftlicher und 
politischer Bewertungsmaßstäbe" zu ändern80• 

6. Der europäische Notfall·Ausweis 

Die zunehmende Mobilität der europäischen Bürger bewog das Europäi­
sche Parlament im Jahr 1981, die Einführung einer europäischen Gesund­
heitskarte zu fordern81• Auch der Adonnino-Ausschuß äußerte sich in seinem 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

Ebd. 

Ebd. 

Ebd., s. 31. 

Ebd., S.28. 

Vgl. die Stellungnahme des Wirt.scllafts- und Sozialausschusses zu dem Jl"...ommissicns= 
vorschlag, ABI. C 56/4 7 v. 6.3.1989. 

Ebd. 

Vgl. Fn. 72, S. 32 

"Entschließung zu einer europäischen Gesundheitskarte", ABI. C 287 /32 v. 9.11.1981. 
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vor, den Mitgliedstaaten die Einführung einer europäischen Notfall-Gesund­
heitskarte zu empfehlen83

• Diese Karte sollte Personen ausgestellt werden, 
"welche an einer schweren bzw. chronischen Krankheit leiden, die bei Reisen 
gegebenenfalls eine Notversorgung erforderlich machen könnte.84. In dem 
Vorschlag war vorgesehen, die Karte in der Amtssprache des Inhabers und 
drei weiteren Amtssprachen der Europäischen Gemeinschaft auszustellen85

• 

In der schließlich vom Rat und den Vertretern der Regierungen der Mit­
gliedstaaten am '29. Mai 1986 verabschiedeten Entschließung zur Einführung 
eines europäischen Notfall-Ausweises86 wird den Mitgliedstaaten ein Muster 
eines europäischen Notfall-Ausweises empfohlen, in dem alle Amtssprachen 
der Gemeinschaft enthalten sind87. Der Kreis der potentiellen Inhaber des 
Ausweises wird, weiter als im Kommissionsentwurf, bezeichnet als "Perso­
nen, ... deren frühere oder im Augenblick bestehende gesundheitliche Pro­
bleme im Notfall erkannt werden sollten"88

• Die Notwendigkeit eines Notfall­
Ausweises folgt einerseits aus dem Umstand, daß die europäische Bevölke­
rung einen hohen Anteil schwer oder chronisch Kranker hat89, andererseits 
aus der im Zuge der Verwirklichung des Binnenmarktes zu erwartenden 
Steigerung der ~„1obilität. 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

89 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 30. 

"Entwurf einer Empfehlung des Rates zur Einführung einer europäischen Notfa!l-Ge­

sundheitskarte", ABI. C 21/7 v. 28.1.1984. 

Ebd. 

Ebd. 

Ebd., Anhang der Entschließung. 

Vgl.Po. 86. 

Vgl. die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Entwurf der 

Kommission, ABI. C 206/11 v. 6.8.1984 
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ii. SCHl.JTZ BENACH'f.EiLiGTER GRIJPPEN 

1. Frauen in der Gemeinschaft 

Der Schutz der Frau wird im EWG-Vertrag in Art. 119 angesprochen. 
Diese Vorschrift verpflichtet die Mitgliedstaaten, den Grundsatz des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit anzuwenden1

. Der An­

gleichung der Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet dient eine auf Art. 100 
EWGV gestützte Richtlinie vom 10. Februar 19752, die insbesondere ver­
langt, daß Systeme zur beruflichen Einstufung für männliche und weibliche 
Arbeitnehmer auf gemeinsamen Kriterien beruhen3

. 

Die ein Jahr später erlassene, auf Art. 235 EWGV gegründete, Richtlinie 
"zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung 
und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen..4 
zeigt, daß die gemeinschaftliche Kompetenz auf dem Gebiet der Gleichstel­
lung von Mann und Frau nicht auf das Entgelt beschräiikt gesehen wird. 
Vielmehr stelle die Gleichbehandiung generell ein Ziel der Gemeinschaft 
dar, "soweit es sich insbesondere darum handelt, auf dem Wege des Fort­
schritts die Angleichung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeits­
kräfte zu fördern',s. 

Den Bereich der sozialen Sicherheit regeln zwei Richtlinien6, die nach 
dem Willen der Kommission um eine dritte Richtlinie ergänzt werden sol-

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Streng genommen handelt es sich nicht um eine speziell den Schutz der Frauen be­

zweckende, sondern um eine neutrale Vorschrift. 

ABI. L45/19v.19.2.1975. 

Ebd., Art. 1 der Richtlinie. 
A 01 T ")0 /.An·~ „ A "'I "1tVTL 

.11..1„Jll. Lo J7f""tU V~ J-"'t ..... .l,;t'IU. 

Ebd., dritte Erwägung. 

"Richtlinie des Rates vorn 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen 

Sicherheit", ABI. L 6/24 v. 10.1.1979, und "Richtlinie des Rates vorn 24. Juli 1986 zur 
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len7• Der Richtlinienvorsehlag hat zum Ziei. den tiellungsbere1cn des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes auf Gebiete auszudehnen, die von den beste­
henden Richtlinien nicht erfaßt werden bzw. für die Ausnahmen zugelassen 
worden sind8. 

Schließlich ist eine Richtlinie vom 11. Dezember 1986 zu erwähnen9
, die 

der ergänzenden Verwirklichung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für selb­
ständig Erwerbstätige dienen soll 10. 

Die zur Gleichbehandlung erlassenen Richtlinien waren häufig Gegen­
stand von Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof11

. Besonders im Be­
reich der indirekten Diskriminierung sieht das Europäische Parlament noch 
Probleme und fordert die Mitgliedstaaten auf, "sich an die Urteile des Ge­
richtshofs im Bereich der Gleichstellung von Mann und Frau zu halten"12

• 

Neben den genannten Richtlinien sind weitere, dem Schutz der Frau ge­
widmete Aktivitäten der Gemeinschaftsorgane zu verzeichnen, die im folgen­
den dargestellt werden. 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Verwirkiichung des Grundsatzes der Gieichbehandiung von Männern und Frauen bei 

den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit", ABI. L 225/40 v. 12.8.1986. 

"Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates zur ergänzenden Verwirkli­

chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den ge­

setzlichen und betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit", ABI. C 309/10 v. 

19.11.1987. 

Ebd., Art. 1 und 3 des Vorschlags. 

"Richtlinie des Rates vom 11. Dezember 1986 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die eine selbständige Erwerbstätigkeit -

auch in der Landwirtschaft - ausüben, sowie über den Mutterschutz", ABI. L 359 /56 v. 

19.11.1986. 

Ebd., Art. 1 der Richtlinie. 

Vgl. das Weißbuch des Europäischen Parlaments "Grundrechte und Freiheiten der eu­

ropäischen Bürger", Dokument PE 115.274/endg., S. 106-108. 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. März 1988 "zur Nichtbeachtung 

der Richtlinien über die Gleichbehandlung von Mann und Frau (Problem der mittel­

baren Diskriminierung)", ABI. C 94/149 v. 11.4.1988. 
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a) Die Programme zur Förderung der Chancengieichheii 

Das erste Aktionsprogramm zur Förderung der Chancengleichheit von 

Männern und Frauen schlug die Kommission im Dezember 1981 vor13
. Einer 

der Gründe für die Ausarbeitung dieses Programms lag in den zu jener Zeit 

bestehenden wirtschaftlichen Problemen, die nach Ansicht der Kommission 

"der unterschwellig vorhandenen Tendenz zur Gleichstellung von Männern 

und Frauen entgegenwirken" würden14
• In diesem Zusammenhang stellte die 

Kommission fest, daß die zunehmende Nachfrage nach Arbeit seitens der 

Frauen "als irreversibles Phänomen betrachtet werden" müsse und daher die 

bestehenden Beschäftigungsprobleme nicht dadurch gelöst werden könnten, 

"daß man die Frauen auf den häuslichen Bereich festlegt"15
• 

Das vom Rat am 12. Juli 1982 gebilligte16 Aktionsprogramm sah Maß­

nahmen der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft zur Stärkung der Rechte 
des einzelnen vor, z.B. die Überwachung der Anwendung bestehender Richt­
linien und die Verbesserung der Klagemöglichkeiten 17, die Vollendung der 

Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit18
, die Beseitigung der 

Diskriminierung schwangerer Frauen bei der Einstellung und die Verbesse­
rung und Harmonisierung des 1'vfotterschaftsurlaubs19. 

Außerdem wurde eine Reihe weiterer Maßnahmen vorgeschlagen, die 
der Verwirklichung der Chancengleichheit in der Praxis dienen sollte20• 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

"Neues Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung der Chancengleichheit der 

Frauen 1982-1985", Bull. EG Beil. 1/82. 

Ebd„ S.6. 

Ebd. 

"Entschließung des Rates vom 12. Juli 1982 zur Förderung der Chancengleichheit der 

Frauen", ABI. C 186/3 v. 21.7.1982. 

Vgl. Fn. 13, S. 15. 

Ebd.,S.17. 

Ebd.,S. 20. 

Ebd„ S. 21. 
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Hervorzuheben ist hier insbesondere die neunte Aktion "Entwickiung po­

sitiver Maßnahmen", die der Erkenntnis Rechnung trägt, daß Rechtsvor­
schriften allein nicht ausreichen, um alle Formen der Diskriminierung zu be­
seitigen, und daß es notwendig ist, "Maßnahmen und Strategien (zu ergrei­
fen), um den Auswirkungen der gesellschaftlichen Systeme auf die Verhal­
tensweise des einzelnen entgegenzuwirken oder sie auszugleichen•21• 

Als Maßnahme auf Gemeinschaftsebene ist an dieser Stelle die "Emp­
fehlung des Rates vom 13. Dezember 1984 zur Förderung positiver Maß­
nahmen für Frauen..22 zu nennen. Der Rat empfahl den Mitgliedstaaten, eine 

Politik positiver Maßnahmen anzunehmen, insbesondere mit dem Zie~ "der 
Benachteiligung der erwerbstätigen oder arbeitssuchenden Frauen aufgrund 
der vorhandenen Einstellungen, Verhaltensmuster und Strukturen, die auf 
einer herkömmlichen Rollenverteilung in der Gesellschaft zwischen Männern 
und Frauen basieren, entgegenzuwirken oder sie auszugleichen"23. 

Über die Durchführung des ersten Aktionsprogramms erstattete die 
Kommission einen umfangreichen Bericht24, in dem sie zwar Fortschritte in 
dem Prozeß der Förderung der Chancengleichheit feststellte25

, jedoch auch 
Skepsis hinsichtlich der Effektivität der Bemühungen äußerte26

. 

Ende 1985 legte die Kommission das zur Zeit laufende zweite Aktions­
programm zur Förderung der Chancengleichheit vor27, das sie "eingebettet 

21 

22 

23 

24 

2S 

26 

27 

Ebd. 

ABI. L 331/34 v. 19.12.1984; vgl. auch den "Bericht über die Verwirklichung der Emp­

fehlung des Rates vom 13.12.1984 zur Förderung positiver Maßnahmen für Frauen 

(84/635/EWG)", KOM (88) 370v. 30.6.1988. 

Ebd. 

"Bericht der Kommi~ion an den Rat über die Durchführung des neuen Aktionspro­

gramms der Gemeinschaft zur Förderung der Chancengleichheit der Frauen (1982-

1985)", KOM (85) 641 v. 29.11.1985. 

Ebd.,S. 84. 

Ebd.,S. 85. 

"Chancengleichheit der Frauen; mittelfristiges Programm der Gemeinschaft 1986-

1990", Bull. EG Beil. 3/86. 



98 

f ;. "I ,, • 1 TJI'" ' • ._ 1- ._ •• 1128 ,....._ - • • tsiencJ m aas 1\.0nzepc eines r..uropas aer ourger . uas - vom Kar umer-
stützte29 - Programm nennt sieben Aktionen, die jeweils verschiedene Maß­
nahmen der Mitgliedstaaten und der Kommission beinhalten. 

Hervorzuheben ist der Bereich der allgemeinen und beruflichen Bil­
dung30. In diesem Bereich soll auf Ebene de; Mitgliedstaaten u.a. den Mäd­
chen ermöglicht werden, nicht-traditionelle Berufe kennenzulernen. Außer­
dem soll ein ausgewogenes Verhältnis von Männern und Frauen auf allen 
Bildungsstufen herbeigeführt werden31

• Schließlich ist die Beseitigung der 
Geschlechterstereotypen in sämtlichen Lehr- und Lernmitteln vorgesehen32

. 

Maßnahmen im Bildungsbereich sind besonders wichtig, da eine "Politik zur 

Förderung der Chancengleichheit nur dann wirksam ist, wenn die Probleme 
an ihrer Wurzel angepackt werden"33. 

Darüber hinaus sind Aktionen im Beschäftigungsbereich vorgesehen, z.B. 
betreffend die Förderung der Frauenbeschäftigung34 und die Beseitigung der 
Geschlechtertrennung am Arbeitsmarkt35

. 

Das Europäische Parlament begrüßte - ebenso wie der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß36 

- das Aktionsprogramm und hob hervor, "daß dieses neue 
Programm die durchzuführenden Aktionen viel präziser als das erste Pro­
gramm darstellt"37

. 

28 

29 

30 
31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

Ebd., s. 5. 

"Zweite Entschließung des Rates vom 24. Juli 1986 zur Förderung der Chancengleich­

heit der Frauen", ABI. C 203/2 v. 12.8.1986. 

Vgl. Fn. 27, S. 10. 

Ebd. 

Ebd. 

Ebd.,S. 8. 

Vgl. in diesem Zusammenhang den "Bericht der Kommission über die Durchführung 

der Entschließung zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit (84/C 161/02)", KOM 
IOQ\ "71'l ... „ 0 1') 10QV 
\.u<J) r iJ ..-. _.r._.a_""'•J..-7U'fi.l'o 

Vgl. Fn. 27, S. 12. 

Stellungnahme zum zweiten Aktionsprogramm, ABI. C 189/31 v. 28.7.1986. 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. Mai 1986 zum zweiten Aktions­

programm, ABI. C 148/45 v. 16.6.1986. 
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In einem Zwischenbericht gibt die Kommission einen allgemeinen fJnoer­
blick über die zwischenzeitliche Durchführung des zweiten Aktionspro­
gramms38. 

Ein drittes Aktionsprogramm zur Förderung der Chancengleichheit wird 
zur Zeit ausgearbeitet39. - - -

b) Der Vorschlag der Kommission über die Beweislast im Bereich des 

Gleichbehandlungsgnmdsatzes 

Im zweiten Programm zur Förderung der Chancengleichheit der 
Frauen40 hatte die Kommission angekündigt, sie werde "einen gemeinschaft­
lichen Rechtsakt zum Grundsatz der Umkehrung der Beweislast bezüglich 
sämtlicher Vorschriften auf dem Gebiet der Gleichstellung vorschlagen'.41. 

Zwischenzeitlich hat die Kommission einen solchen - vom Wirtschafts- und 
Sozialausschuß befürworteten42 - Vorschlag unterbreitet43• Motiv für diesen 
Vorschlag sind die durch die geltenden Beweislastregeln verursachten "Ver­
fahrensschwierigkeiten, welche die durch das Gemeinschaftsrecht verlie-
henen grundlegenden Rechte weitgehend ihrer Durchsetzbarkeit berau= 
ben'.44. 

Der Anwendungsbereich der geplanten Richtlinie bezieht sich auf sämtli­
che, die Gleichbehandlung von Männern und Frauen betreffenden gemein-

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

"Zwischenbericht der Kommission über einige Aspekte der Durchführung des mittel­

fristigen Programms 1986-1990 zur Förderung der Chancengleichheit von Männern 

und Frauen", KOM (88) 150v. 25.3.1988. 

Europe - Agence Internationale Nr. 5007 v. 2./35.1989, S. 7. 

Bull. EG Beil. 3/86. 

Ebd„ S.10. 

Ste!!ungnahme zu dem Vorschlag der Kommission, ABL C 337 /58 v. 31.12.190u8. 

"Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Beweislast im Bereich des gleichen Ent­

gelts und der Gleichbehandlung von Männern und Frauen", KOM (88) 269 v. 

24.5.1988, ABI. c 176/5 V, 5.7.1988. 

Ebd., Kommissionsdokument, S. 3. 
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schaftiichen Vorschriften, auch auf künftig zu erlassende 45
• Die Verlagerung 

der Beweislast soll in der Weise stattfinden, daß die klagende Partei "Um­
stände darlegen (muß), die eine Vermutung für das Vorliegen einer Diskri­
minierung begründen.46. Eine solche Vermutung entsteht, "wenn die be­
schwerdeführende Partei eine Tatsache oder eine Reihe von Tatsachen be­
legt, die eine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung ergeben, wenn 
sie nicht widerlegt werden.47• 

Die Kommission erläutert die Entstehung dieser Vermutung anhand des 
Beispiels einer abgewiesenen Stellenbewerberin. Diese müsse nur beweisen, 
daß an ihrer Stelle ein Mann eingestellt worden sei und - zur Darlegung ei­
ner Diskriminierung - daß sie sich im Besitz eines Mindestmaßes an Befähi­
gung für die Stelle befinde 48

. 

In dem Parlamentsbericht Larive zu dem Kommissionsvorschlag 49 wird 
an dieser Erläuterung in zweierlei Hinsicht Kritik geübt: Das gewählte Bei­
spiel sei einerseits einschränkend, als es die mittelbare Diskriminierung 
durch Bevorzugung einer ledigen, d.h. familiär nicht eingebundenen, Frau 
vor einer verheirateten Frau nicht erfasse, es sei andererseits zu weit, als die 
bloße Tatsache der Bevorzugung des anderen Geschlechts an sich noch nicht 
die Ven-nutung einer Diskriminierung rechtfertige50

. 

Schließlich ist noch die in dem Vorschlag vorgesehene Legaldefinition der 
mittelbaren Diskriminierung zu erwähnen51. Dieser Begriff wird in einigen 
Richtlinien verwendet52

, ohne jedoch dort definiert zu sein. Nach Ansicht der 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

Ebd., S. 12, Art. 2 des Vorschlags. 

Ebd„ Art. 3 Nr. 1 des Vorschlags. 

Ebd., Art. 3 Nr. 2 des Vorschlags. 

Ebd.,S. 3. 

PE-Dole. A2-'JJJ8/AA v. 5.12.1988. 

Ebd., S.14. 

Vgi. Fn. 43, Kommissionsdokument, S. 13, Art. 5 des Vorschiags. 

Z.B. Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe­

handlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 

Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingun­

gen, ABI. L 39/40 v. 14.2.1976, und Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie zur schrittweisen Ver-
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l\.Ommiss10n uegr eine mitteibare Diskriminierung vor, ~wenn eine ihrem 
Wortlaut nach neutrale Vorschrift ein Kriterium oder ein Verfahren enthält, 
das für die Personen eines Geschlechts, insbesondere wegen des Bezugs auf 
den Ehe- oder Familienstand, tatsächlich eine unverhältnismäßig nachteilige 
Wirkung hat, die nicht durch zwingende Gründe oder Umstände gerechtfer­
tigt ist, die in keinem Zusammenhang mit dem Geschlecht der betroffenen 
Person stehen..s3• 

2. Schutz der Behinderten 

Maßnahmen zugunsten von Behinderten wurden bereits Mitte der siebzi­
ger Jahre eingeleitet. In der Entschließung vom 21. Januar 1974 über ein so­
zialpolitisches Aktionsprogramm54 formulierte der Rat u.a. das Ziel der 
•Ausarbeitung und Durchführung eines Programms zur beruflichen und so­
zialen Wiedereingliederung von Behinderten". 

Noch im selben Jahr stellte er ein Programm zur beruflichen Rehabilita­
tion Behinderter auf5. In diesem Programm wurde als Zweck der Gemein-
schaftsinitiativen angegeben, die Behinderten ttzu.r Führung eines normalen 
und unabhängigen Lebens zu befähigen, das voll und ganz in die Gesellschaft 
integriert ist'.56. Der Begriff der Behinderung wurde definiert als "angeborene 
und erworbene Minderung der körperlichen oder geistigen Leistungsfähig­
keit, die sich auf die normalen Tätigkeiten und die Arbeit einer Person da­
durch auswirkt, daß ihre Teilnahme am Leben der Gesellschaft sowie ihre 
Fähigkeit zur Benutzung der öffentlichen Dienste beeinträchtigt ist..s7. 

53 

54 

55 

56 

57 

wirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Be· 

reich der sozialen Sicherheit, ABI. L 6/24 v. 10.1.1979. 

Vgl. Fn. 43, Kommissionsdokument, S. 13, Art. 5 des Vorschlags. 

ABI. c 13/2 V. 12.2.1974. 

Entschließung vom 27. Juni 1974, ABI. C 80/30 v. 9. 7.1974. 

Ebd. 

Ebd. 
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Aus Anlaß des Internationaien Jahres der Behinderten 1981 erstellte die 
Kommission im November 1981 eine Mitteilung über ein Aktionsprogramm 
zur gesellschaftlichen Eingliederung Behinderter58

. Diesem Programm liegt 
die Vorstellung zugrunde, daß "Menschen mit körperlichen oder geistigen 
Gebrechen ... ebenso wie andere Menschen ein Recht darauf (haben), am 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Leben in seiner Gesamt­
heit teilzuhaben und ihren Beitrag dazu zu leisten..s9

; es hat also einen ge­
genüber dem Programm zur beruflichen Rehabilitation erweiterten Anwen­

dungsbereich. 

In der "Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 21. Dezember 1981 über die soziale 
Integration der Behinderten..60 wurde die Kommission ersucht, auf der 
Grundlage der genannten Mitteilung "ein Netz ausgewählter Entwicklungs­
maßnahmen aufzubauen, mit denen eine modellhafte Koordinierung der ins­
besondere auf örtlicher Ebene eingeleiteten Aktionen gefördert wird". 
Außerdem wurden die Mitgliedstaaten auf gefordert "sicherzustellen, daß Be­
hinderte nicht unbillig unter den Folgen wirtschaftlicher Schwierigkeiten zu 
leiden haben, insbesondere hinsichtlich der Beschäftigungslage..61

. 

Anknüpfend an diese Formulierung verabschiedete der Rat am 24. foli 
1986 eine Empfehlung zur Beschäftigung von Behinderten in der Gemein­
schaft62, in der er den Mitgliedstaaten verschiedene Maßnahmen zur Beseiti­
gung von Diskriminierungen sowie positive Maßnahmen zugunsten der Be­
hinderten vorschlug, "um eine angemessene Behandlung der Behinderten im 
Bereich der Beschäftigung und der Berufsbildung, sowohl bei der Erstausbil­
dung und der Einstellung als auch bei der Rehabilitation und der Wiederein­
gliederung zu gewährleisten.63. Über die Anwendung dieser Empfehlung in 

S8 

59 

60 

61 

62 

63 

ABI. C 347 /14 v. 31.12.1981. 

Ebd., Ziff. 4. 

ABI. c 347 /1 V. 31.12.1981. 

Ebd. 

ABI. L 125/43 V. 12.8.1986. 

Ebd. 
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den einzeinen Mitgliedstaaten iegte die Kommission Ende i988 einen um­
fangreichen Bericht vor64

• 

Zur Fortsetzung der gemeinschaftlichen Bemühungen um die Integration 
der Behinderten beschloß der Rat am 18. Aoril 1988 ein "zweites Aktions­
programm der Gemeinschaft zugunsten der Behinderten (HELIOS)..65. Die­
ser Beschluß faßt zwei auf verschiedenen Rechtsgrundlagen beruhende Vor­
schläge der Kommission, einerseits betreffend die berufliche Rehabilitation 
und die wirtschaftliche Wiedereingliederung mit Art. 128 EWGV als Rechts­
grundlage(,6, andererseits betreffend die soziale Eingliederung und die För­
derung einer eigenständigen Lebensführung mit Art. 235 EWGV als Rechts­
grundlage67, zu einem auf beide Vorschriften gestützten Rechtsakt zusam­
men. 

Art. 1 des Beschlusses68 sieht als Laufzeit des Programms den Zeitraum 
vom 1. Januar 1988 bis zum 31. Dezember 1991 vor. Der Begriff des Behin­
derten umfaßt gemäß Art. 2 des Beschlusses, anders als noch im genannten 
Programm zur beruflichen Rehabilitation69, neben Personen mit körperli­
chen und geistigen Behinderungen auch solche mit seelischen Behinderun­
gen. Ziel des neuen Programms ist gemäß Art. 3 des Beschlusses vor allem, 
"in den Bereichen berufliche Bildung und Rehabilitation, wirtschaftliche und 
soziale Eingliederung sowie hinsichtlich der eigenständigen Lebensführung 
der Behinderten ein auf erfolgversprechenden wegbereitenden Neuerungen 
in den Mitgliedstaaten beruhendes Gemeinschaftskonzept" zu entwickeln 70• 

Neben dem auf die allgemeine Integration Behinderter ausgerichteten 
Programm HELIOS ist noch das speziell auf die schulische Eingliederung 
behinderter Kinder zielende europäische Kooperationsprogramm zu nennen, 

64 
KOM (88) 746 v. 15.12.1988. 

65 ABI. L 104/38 V. 23.4.1988. 
(i(j 

ARI f'?'\7/?Rv ?RQ1QR7 
• „_. •• - --~,- TO ---~-~ .... --·· 

67 
ABI. C '257 /32 v. 28.9.1987. 

68 
Vgl. Fn. 65. 

69 Vgl. Fn. 55. 
70 

Vgl. Fn.65. 
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das vom Rat und den Bildungsministern der Mitgiiedstaaten am 14. Mai 1987 
gebilligt worden war 71. Es soll gemäß Art. 4 des Beschlusses über das Pro­
gramm HELIOS 72 in enger Koordinierung mit diesem Programm durchge­
führt werden. 

3. Schutz der Arbeitslosen 

a) Al/gemeine Maßnahmen 

Das Ziel eines hohen Beschäftigungsstands wird schon seit langem von 
den Gemeinschaftsorganen verfolgt73 und hat auch im EWG-Vertrag, z.B. 
durch die in Art. 123 ff erfolgte Einrichtung des Europäischen Sozialfonds, 
Berücksichtigung gefunden. Das Problem der Arbeitslosigkeit bedeutet in 
Zahlen ausgedrückt, daß seit Mitte der achtziger Jahre gemeinschaftsweit 
11 % der Etwerbsbevölkerung ohne Beschäftigung sind 74

• Gegenwärtig 
zeichnet sich ein leichtes Absinken der Arbeitslosigkeit ab75

; dieses Absinken 
entspricht allerdings nicht dem Beschäftigungszuwachs, der zu einem großen 
Teil von dem Anstieg der Erwerbsbevölkerung absorbiert wird76• 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

ABI. C 211/1 v. 8.8.1987. 

Vgl. Fn. 65. 

Vgl. z.B. die "Richtlinie des Rates vom 18. Februar 1974 über die Stabilität, das 

Wachstum und die Vollbeschäftigung in der Gemeinschaft", ABI. L 63/19 v. 5.3.1974, 

und die "Entschließung des Rates vom 12. Juli 1982 über eine Gemeinschaftsaktion zur 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit", ABI. C 186/1v.21.7.1982. 

"Jahreswirtschaftsbericht 1988-89", KOM (88) 591/1 v. 19.10.1988, S. 14; zu absoluten 

Zahlen vgl. die Antwort der Kommission auf die Schriftliche Anfrage Nr. 201/88 und 

die dort mitgeteiite Tabeiie, ABi. C 36/41 v. 13.2.1989. 

Ebd., vgl. die Vorausschätzungen der Kommissionsdienststellen. 

Vgl. "Die Voraussetzungen für den Erfolg von 19'J2 bewahren; Wirtschaftliche Aus­

sichten für 1989 und 1990 und wirtschaftspolitische Probleme", KOM (89) 101 v. 

23.2.1989, S. 10. 



105 

Mit dem Ziei der Schaffung neuer Arbeitspiäue war in dem Jahreswirt­
schaftsbericht für das Jahr 1985 die "kooperative Strategie für ein beschäfti­
gungswirksameres Wachstum" entwickelt77 und in der "Entschließung des 
Rates vom 22. Februar 1986 über ein Aktionsprogramm zur Förderung des 

Beschäftigungswachstums" bestätigt worden78
• Diese Strategie basiert - ver­

einfacht gesagt- auf der Hypothese, daß ein Wachstum von Investitionen und 

Produktion zu neuen Arbeitsplätzen und somit zu einer Verringerung der 
Arbeitslosigkeit führt, und daß dies die zwischen den Sozialpartnern einver­

nehmlich bewirkte Mäßigung der Reallöhne voraussetzt 79
• 

Ein anderer Ansatzpunkt im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit ist die Be­
rufsbildungspolitik80. In diesem Zusammenhang sind das ERASMUS- und 
das COMETI-Programm81 sowie die Maßnahmen zur beruflichen Bildung 
der Jugendlichen und ihrer Eingliederung in das Erwerbsleben82 zu nen­
nen83. 

Weiterhin ist die gemeinschaftliche Unterstützung örtlicher Beschäfti­

gungsinitiativen zu erwähnen, deren Besonderheiten das Europäische Parla­
ment in einer Entschließung vom 15. Mai 1987 beschrieb84

• Danach "nehmen 
sie das Problem der Beschäftigung von der Angebotsseite aus durch Schaf­
fung neuer Tätigkeiten in Angriff mit dem Ziei, iokaien Erfordernissen 
Rechnung zu tragen" und "mobilisieren ungenutztes Potential auf lokaler 

77 

78 

79 

80 

81 

82 
83 

84 

Vgl. die "Entscheidung des Rates vom 20. Dezember 1985 zur Verabschiedung des 

Jahresberichts über die Wirtschaftslage in der Gemeinschaft und zur Festlegung wirt­

schaftspolitischer Leitlinien für 1986", Ziff. II, ABI. L 377 /1 v. 31.12.1985. 

ABI. C ?A0/2 v. 31.12.1986. 

Vgl. Fn. 77, Ziff. II. S. 

Vgl. die "Entschließung des Rates wm 11. Juli 1983 über die Berufsbildunppolitik in 

der Europäischen Gemeinschaft während der achtziger Jahre", ABI. C 193/2 v. 

20.7.1983. 

Vgl. dazu die Abschnitte B. II. 1. und 2. 

Vgl. dazu Abschnitt B. 1. 2. 

EG-Gesamtberich 21/1987, Ziff. 394. 

ABI. c 156/208 V, 15.6.1987. 
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i:.oene.ss. Der Rat siellie in einer Entschließung vom 7. foni 198486 fest, "daß 
die örtlichen Beschäftigungsinitiativen in den meisten Fällen von arbeitslosen 
oder von Arbeitslosigkeit bedrohten Einzelpersonen oder Personengruppen 
ausgehen, die häufig von örtlichen Trägem unterstützt werden", würdigte die 
Bedeutung solcher Initiativen und forderte die Mitgliedstaaten und die 
Kommission zu Unterstützungsmaßnahmen auf!7. 

b) Maßnahmen in spezifischen Bereichen 

Neben allgemeinen Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
widmet sich die Gemeinschaft auch spezifischen Aspekten des Problems. 
Zunächst ist das Phänomen der Langzeitarbeitslosigkeit zu nennen. Von den 
etwa 16 Mio. Arbeitslosen sind rund 50 % seit mehr als einem Jahr und 30 % 
seit mehr als zwei Jahren ohne Arbeit88

. Nach Auffassung des Rates laufen 
gerade die Langzeitarbeitslosen Gefahr, "zu den letzten zu gehören, denen 
eine Verbesserung der Beschäftigungslage zugute kommt..s9• Am 1. Dezem­
ber 1987 ersuchte er die Kommission, ein Aktionsprogramm zugunsten der 
Langzeitarbeitslosen vorzulegen9(). Im Hinblick darauf veranlaßte die Kom­
mission Mitte 1988 eine öffentliche Ausschreibung91. Die Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit ist gemäß Art. 1 der Verordnung Nr. 'l!J52/88fJ2 eines 

8S 

86 

87 

88 

89 

9() 

91 

92 

Ebd., Ziff. 2. 

Entschließung über den Beitrag örtlicher Beschäftigungi;initiativen zur Bekämpfung 

der Arbeitslosigkeit", ABI. C 161/1v.21.6.1984. 

Vgl. dazu die Mitteilung der Kommission "Folgeaktionen zur Ratsentschließung vom 7. 

Juni 1984 über den Beitrag der örtlichen Beschäftigungsinitiativen zur Bekämpfung 

der Arbeitslosigkeit", KOM (86) 784/2 v. 9.2.1987. 

Bull. EG 9-1988, Ziff. 1.1.2. 

Entschließung vom 19. Dezember 1984 zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, 

ft...B!. C 2/3 V. 4.1.1985. 

Vgl. die "Schlußfolgerungen zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, ABI. C 

335/1 V. 15.12.1987. 

ABI. c 179/2 V. 8.7.1988. 

ABI. L 18S/9 v. 15.7.1988. 
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der Ziele der Strukturfonds; gemäß Art. 2 der Verordnung isi hierfür allein 
der Europäische Sozialfonds zuständig. 

Besondere Aufmerksamkeit wird auch der Frauenarbeitslosigkeit93 und 
der Arbeitslosigkeit Jugendlicher94 gewidmet. Dies ist gerade für letztge­
nannte wichtig, weil die Arbeitslosenquote bei Jugendlieben unter 25 Jahren 
"mit über 22 % mehr als doppelt so hoch ist wie bei den übrigen Arbeitneh­
mem•95. 

4. Bekämpfung der Armut 

Ebenso wie Aktionen zugunsten der Behinderten lassen sich Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Armut auf die Entschließung des Rates über ein sozial­
politisches Aktionsprogramm96 zurückführen. Das dort genannte Ziel der 

"Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, um auf dem Wege des 

Fortschritts ihre Angleichung zu ermöglichen•, sotlte u.a. mittels der 
"Durchführung verschiedener besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Armut durch Ausarbeiten von Modellvorhaben• verwirklicht werden. 

Derartige Maßnahmen wurden durch den "Beschluß des Rates vom 22. 
Juli 1975 über ein Programm von Modellvorhaben und Modellstudien zur 
Bekämpfung der Armut"97 eingeleitet und durch den Änderungsbeschluß 
vom 12. Dezember 197798 verlängert. Darüber hinaus wurde der Kommission 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

Vgl. die "Entschließung des Rates vom 7. Juni 1984 zur Bekämpfung der Frauenar­

beits!Oliigkeit", ABI. C 161/4 v. 21.6.1984, und die Mitteilung der Kommission über die 

"Soziale Lage und Beschäftigungsaussichten von Migrantinnen", KOM (88) 743 v. 

15.12.1988. 

Vgl. die "Entschließung des Rates vom 23. Januar 1984 zur Förderung der Beschäfti­

gung von Jugendlieben", ABI. C 29/1v.4.2.1984. 

Bull. EG 9 - 1988, Ziff. 1.1.2. 

Entschließung vom 21. Januar 1974, ABI. C 13/1v.12.2.1974. 

ABI. L 199/34 V. 30.7.1975. 

ABI. L 322/'12. V. 17.12.1977. 
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durch Beschluß vom 22. Dezember 198099 ermöglicht, "im Rahmen der in 
Artikel 306 des Haushaltsplans der Gemeinschaften für 1980 verfügbaren 
Restmittel bis zum 30. November 198r Untersuchungen und Seminare zu 

fördern, abzuschließen, zu finanzieren oder durchzuführen, um eine umfas­
sende Beurteilung des Programms zu ermöglichen100

• 

Diesem ersten Programm zur Bekämpfung der Armut folgte mit dem 

"Beschluß des Rates vom 19. Dezember 1984 über gezielte Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Armut auf Gemeinschaftsebene•101 ein zweites Programm, 
welches der Kommission gestattete, in den Jahren 1985 bis 1988102 konkrete 
Maßnahmen durchzuführen, "um benachteiligten Personen zu helfen und 
festzustellen, wie am besten die Ursachen der Armut angegangen und deren 
Auswirkungen in der Gemeinschaft gemildert werden können•103• Aufgrund 
des Beitritts von Portugal und Spanien zur Gemeinschaft wurden die für das 
Programm zur Verfügung gestellten Mittel um 4 Mio. ECU auf 29 Mio. 
ECU aufgestockt104

• 

In ihrem Zwischenbericht über die Durchführung des zweiten Pro­
gramms 105 geht die Kommission davon aus, daß sich die Zahl verarmter 

Menschen ständig erhöht106
. Dabei erkennt sie an, daß Armut ein relativer 

...,. • 11r • ~ 107 ..- .,. 'I 1 11 • 11 11 -......._ • •• -. -r „ n 11 „ ..._ negrur lSl- - - • um oennocn vergie1cnoare uacen uoer oas A.usmau oer A.Tmur 

zu erhalten, wurde von dem Statistischen Amt der Gemeinschaft eine Ar-

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

"Beschluß des Rates vom 22. Dezember 1980 über eine ergänzende Aktion zur Be­

kämpfung der Armut", ABI. L 375/f:J!, v. 31.12.1980. 

Ebd., Art. 1 des Beschlusses. 

ABI. L 2/24 V. 3.1.1985. 

Ebd., Art. 2 des Beschlusses. 

Ebd., Art. 1 des Beschlusses. 

Beschluß des Rates vom 22. Dezember 1986, ABI. L '382/13 v. 31.12.1986. 

"Zwischenbericht über gezielte Maßnahmen zur Bekämpfung der Armut auf Gemein-

schaftsebene•, :KOM (88) 621 v~ 28.1.19°o8. 

Ebd., S. 2 und 3; so auch das Europäische Parlament in der Entschließung vom 

16.9.1988 zur Bekämpfung der Armut in der Europäischen Gemeinschaft, ABI. C 

262/194 V. 10.10.1988. 

Vgl. Fn. 105, S. 5. 
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beitsgruppe gebildet, die überprüft, "welche Schlußfolgerungen aus den An­
gaben der Behörden und den Ergebnissen der Umfragen in der gesamten 
Bevölkerung der Gemeinschaft gezogen werden können•108• Der dem zwei­
ten Programm zur Bekämpfung der Armut zugrundeliegende Begriff der 
Armut umfaßt "Einzelpersonen, Familien und Personengruppen, die über so 
geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, daß sie von der 
Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedstaat, in dem sie leben, 
als Minimum annehmbar ist"109• Die in dem erwähnten Zwischenbericht110 

erläuterten Vorhaben betreffen u.a. Einelternfamilien111, Langzeitarbeits­
lose112, arbeitslose Jugendliche113

, Zuwanderer114 und ältere Menschen115
• 

Für den Zeitraum vom 1. Juli 1989 bis zum 30. Juni 1994 hat der Rat auf 
V hlag d K . . 116 • • Ak. beseht 117 orsc er ommISS10n em weiteres honsprogramm ossen , 
welches die Fortsetzung der beiden zuvor genannten Programme darstellt118

• 

Die Kommission beschreibt in ihrem Vorschlag die heutige Lage mit den 
Begriffen der traditionellen und der "neuen" Armut. Letztgenannte Bezeich­
nung sei gerechtfertigt, weil zum einen größere Bevölkerungsschichten von 

Armut betroffen seien, und andererseits auch Personen mit regelmäßiger 

108 

109 

110 
111 

112 
113 

114 

115 

116 

117 

118 

Ebd., S.13. 

Vgl. Fn. 101, Art. 1 Abs. 2 des Beschlusses. 

Vgl. Fn. 105. 

Ebd., S.14. 

Ebd.,S.16. 

Ebd.,S.17. 

Ebd., S.20. 

Ebd.,s. 26. 

"V orsch\ag für einen Beschluß des Rates über ein mittetfristiges Aktionsprogramm der 

Gemeinschaft zur wirtschartlichen und sozialen Eingliederung der am stärksten be­

nachteiligten Gruppen", KOM (88) 826 v. 22.12.1988, ABI. C 60/11 v. 9.3.1989. 

"Be.schluß des Rates VQm 18. Juli 1989 über ein mittelfristiges Aktionsprogramm der 

Gemeinschaft zur wirtschaftlichen und sozialen Eingliederung der in wirtschaftlicher 

und sozialer Hinsicht benachteiligten Personengruppen", ABI. L 224/10 v. 2.8.1989. 

Ebd., zweite Erwägung. 
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Arbeit, sowohl im städtischen wie im ländlichen Raum, von Armut bedroht 
würden119

• 

Zur Durchführung des Programms hatte die Kommission einen Mittelan­
satz von 95 Mio. ECU vorgeschlagen120

; der Rat hielt einen Betrag von 55 

Mio. ECU für ausreichend 121
• 

Grundsätzliche Kritik an den Gemeinschaftsaktionen zur Bekämpfung 
der Armut besteht in dem Vorwurf, diese Aktionen nützten "eher denjenigen, 
die sich mit der Problematik der Armut beschäftigen und nicht den eigentlich 
Leidtragenden•122

. Außerdem sei es nötig, "stärker zielgerichtete Aktionen 

einzuleiten und weniger nach dem Gießkannenprinzip vorzugehen•123
• 

119 

120 

121 

122 

123 

V'I).. Fn. 116, Kommissionsdokument, S. 4. 

Ebd., Art. 11 des VoiliChlags. 

Vgi. Fn. Hi, Art. 9 des Beschiusses. 

Parlamentsbericht Giannakou-Koutsikou über die Bekämpfung der Armut in der Eu­

ropäischen Gemeinschaft, PE-Dok. A2-171/88 v. 16.8.1988, S. 12; vgl. auch die diesbe­

zügliche Entschließung vom 16.9.1988, ABI. C 262/194 v. 10.10.1988. 

Ebd. 
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iii. DIE SOZIALE DIWiENSiON DES BJt„~~r...11viARA~~ 

In den vorstehenden Abschnitten wurden Entwicklung und gegenwärtiger 

Stand einzelner gemeinschaft-Jicher Aktivitäten auf sozialem Gebiet darge= 
stellt. Gegenstand des vorliegenden Kapitels sind Initiativen zur Gestaltung 
der sozialen Zukunft der Gemeinschaft. In diesem Zusammenhang sind die 
Schlagworte von der "sozialen Dimension des Binnenmarktes"1 und dem "eu­
ropäischen Sozialraum"2 zu nennen. Beide Begriffe dürfen nicht miteinander 
verwechselt werden. Nach Ansicht der von der Kommission zu diesem 
Thema eingesetzten interdirektionalen Arbeitsgruppe ist der Begriff der "so­
zialen Dimension des Binnenmarktes" weniger weitgehend, als der des "eu­
ropäischen Sozialraumes", aber geeignet, letztgenanntem Begriff festere 
Konturen zu geben3. Er umfasse drei Aspekte, nämlich 1. die Voraussetzun­
gen für eine effektive Freizügigkeit in der Gemeinschaft, 2. die sozialen 
Aspekte der Vorschriften, die zur Verwirklichung des Binnenmarktes beitra­
gen und 3. das rechtzeitige Erkennen der zu erwartenden sozialen Änderun­
gen, die durch die Verwirklichung des Binnenmarktes hervorgerufen wer­
den4. Im folgenden werden zunächst die gemeinschaftlichen Initiativen zur 
Gewährieistung der sozialen Dimension des Binnenmarktes untersucht. An­
schließend werden die Bemühungen um die Schaffung einer "Gemeinschafts­
charta der sozialen Grundrechte" dargestellt. 

1 

2 

3 

4 

Vgl. z.B. Bull. EG 9 - 1988, Ziff. 1.1.l. 

Vgl. z.B. die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. NOYember 1988 zum 

europäischen Sozialraum, ABI. C 3'26/'260 v. 19.12.1988. 

Soziales Europa (Sondernummer), Die soziale Dimension des Binnenmarktes, 

Luxemburg i988 1 S~ 15; demgegenüber scheint der Wirtschafi:S- und Sozialausschuß 

von der Kongruenz beider Begriffe auszugehen, vgl. die "Stellungnahme über die so­

zialen Aspekte des Binnenmarktes (Europäischer Sozialraum)", CES (87) 1069 v. 

19.U.1987,ABI. c 356/31V.31.12.1987. 

Ebd. 
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1. Pläne der Gemeinschaftsorgane 

Planung und beginnende Realisierung des nach Art. 8 a EWGV zu er-
iichtenden Binnenmarktes führten zu der Forderung,. für den sozialen Be· 
reich "ein dem Weißbuch über den Binnenmarkt entsprechendes Dokument 
vorzulegen, in dem ein Programm für zeitlich festgelegte verbindliche Sozi­
almaßnahmen, die bis zum 31. Dezember 1992 durchzuführen sind, festgelegt 
wird.s. Einen dieser Forderung entsprechenden Gedanken hatte der Rat 
schon in den Schlußfolgerungen vom 22. Juni 1984 "über ein mittelfristiges 
Aktionsprogramm der Gemeinschaft im Sozialbereich" mit den Worten um­
schrieben, die Sozialpolitik müsse auf Gemeinschaftsebene ebenso ausgebaut 
werden wie die Wirtschafts-, Währungs- und Industriepolitik.6. 

Allerdings geht es bei der sozialen Dimension des Binnenmarktes nicht 
lediglich um die Forderung eines mit der Errichtung des Binnenmarktes par­
allel verlaufenden Ausbaus sozialer Vorschriften und Rechte; vielmehr wird 
zwischen der Verwirklichung des Binnenmarktes und dem Ergreifen sozialer 
Maßnahmen eine Verbindung hergestellt durch die Annahme, die Verwirkli­
chung des Binnenmarktes könne nur dann Erfolg haben, "wenn gleichzeitig 
zu den bereits eingeleiteten wirtschafts-, fmanz-, steuer- und handelspoliti­
schen Lösungsansätzen ein Programm konkreter und terminierter Maßnah­
men angenommen und angewandt wird, die Ausdruck der sozialen Dimen­
sion dieses Marktes sind und zum sozialen Fortschritt beitragen"7. Weniger 
deutlich kommt die Behauptung eines solchen Kausalzusammenhangs in der 
Formulierung zum Ausdruck, die Vollendung des Binnenmarktes müsse un­
trennbar mit der Verwirklichung der sozialen Dimension verbunden sein8

• 

5 

6 

7 

8 

Parlamentsbericht Gomes über die soziale Dimension des Binnenmarktes, PE-Dok.. 

A2-399/88 v. 23.2.1989, S, 19. 

ABi. C 175/1 v. 0.1984. 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. März 1989 zur sozialen Dimen­

sion des Binnenmarktes, ABI. C 96/61 v. 17.4.1989. 

Vgl. die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. November 1988 zum eu­

ropäischen Sozialraum, ABI. C 3'26/262 v. 19.12.1988. 
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Unabhängig von dem Vorhandensein und der Qualität eines Zusammen­

hangs zwischen der Vollendung des Binnenmarktes und dessen sozialer Di­

mension ist auf Gemeinschaftsebene der politische Wille zur Gewährleistung 

der sozialen Dimension des Binnenmarktes erkennbar. 

Der Europäische Rat von Hannover am 27./12,. Juni 1988 betonte "die 
Bedeutung der sozialen Aspekte bei der fortschreitenden Verwirklichung der 

für 1992 gesteckten Ziele" und äußerte die Ansicht, der Binnenmarkt müsse 
so konzipiert werden, "daß er allen Bürgern der Gemeinschaft zugute 
kommt"9

. 

Der Wille der Kommission zur Berücksichtigung der sozialen Dimension 

des Binnenmarktes kam in der Programmrede des Kommissionspräsidenten 

Delors zum Ausdruck, die dieser am 12. Mai 1988 in Stockholm vor dem 

Kongreß des Europäischen Gewerkschaftsbundes gehalten hatte10
. 

Außerdem nahm die Kommission am 14. September 1988 ein Arbeitsdo­

kument über die soziale Dimension des Binnenmarktes an11
. In diesem als 

Diskussionspapier gedachten Dokument legt die Kommission ihr Verständ­
nis der sozialen Dimension des Binnenmarktes und die für richtig erachteten 
Prioritäten dar. Den Schwerpunkt setzt sie auf die Bekämpfung der Arbeits­

losigkeit und schlägt vor, die "kooperative Wachstumsstrategie für mehr Be­
schäftigung"12 auf die gegenwärtige Wirtschaftslage zuzuschneiden. Weiter­

hin schlägt sie Maßnahmen zur Ermöglichung der uneingeschränkten Inan­

spruchnahme der Freizügigkeit und der Niederlassungsfreiheit, zur Verbes­

serung der Mobilität qualifizierter Fachkräfte und zur gegenseitigen Aner­

kennung von Berufsqualifikationen vor13
, alles Maßnahmen, die letztlich 

ebenfalls Bedeutung für den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit haben. 

Außerdem hält es die Kommission im Rahmen einer Politik zur Stärkung 
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, die von Art. 130 a EWGV 

9 

10 

11 

12 

13 

Vgl. die Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EG 6 -19°o8, Ziff. 3~4~1~ 

Vgl. Bull. EG 5 -1988„ Ziff. 1.1.1. 

Vgl. Bull. EG 9 - 1988, Ziff. 1.1.1. bis 1.1.7. 

Dazu vgl. Abschnitt C. II. 3. a). 

Bull. EG 9 - 1988, Ziff. 1.1.4. 
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vorgeschrieben wird, für erforderlich, zugunsten benachteiligter Regionen 
"Produktivkapital anzuziehen und gleichzeitig die Möglichkeit der endogenen 
Entwicklung zu verbessern•14

• 

Hinsichtlich der Frage der ~'1"otwendigk.eit einer Harm.onisier.mg der Voi· 
schriften über die Arbeitsbeziehungen und -bedingungen sieht die Kommis­
sion die Furcht vor einem generellen "sozialen Dumping" bei fehlender Har­
monisierung als unbegründet an, "da die Lohnkosten für die Wettbewerbsfä­
higkeit der Unternehmen nicht alleine ausschlaggebend" seien15. Schließlich 
regt die Kommission die Schaffung einer Gemeinschaftscharta der sozialen 
Rechte an, in der die Grundsätze eines "sozialen Sockels" der Gemeinschaft 
formuliert werden könnten16• 

Das Europäische Parlament äußerte sich in der Sitzung vom 15. März 
1989 umfassend zur sozialen Dimension des Binnenmarktes17. Als wesentli­
che Elemente dieser Dimension werden genannt: 1. die Verwirklichung der 
Freizügigkeit und der Niederlassungsfreiheit, 2. die Harmonisierung in der 
Sozialpolitik, 3. die Rolle der Sozialpartner und der Wirtschaftsdemokratie, 
4. die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 5. die Schul- und Berufsausbildung, 
6. der Schutz der weniger Begünstigten, 7. die soziale Lage von Arbeitneh­
mern aus Drittländern und 8. die Kodifizierung sozialer Grundrechte. 

Etwas anders als die Kommission schätzt Mitberichterstatter Brok in dem 
Parlamentsbericht Gomes18 die Bedeutung unterschiedlicher Lohnkosten für 
die Standortentscheidung von Unternehmen ein. Die Lohnkosten, das Aus­
maß des Sozialschutzes und das Niveau des Arbeitsrechts könnten sehr wohl 
zu dominanten Einflußgrößen bei einer Unternehmensentscheidung werden. 
Aus diesem Grunde dürften die sozialen Rahmenbedingungen des Binnen-

14 Ebd., Ziff. i.15. 
l5 P.bd. 
16 Ebd„ Ziff. 1.1.7. 
17 Vgl. Fn. 7. 
18 Vgl.Fn.5. 
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marktes nicht den Entscheidungen des Marktes überlassen werden, sondern 
müßten gemeinschaftsweit geregelt werden19

. 

Zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit äußert der Mitberichterstatter des 
ebengenannten Berichts .1.'qitzge;ald die Bef.irchtung, die Arbeitslosigkeit 
werde "auch nach 1992 steigen, da a) die verbliebenen nichttarifären Hemm­
nisse für den innergemeinschaftlichen Handel ins Wanken geraten und b) die 
Unternehmen sich an das drastisch veränderte Wettbewerbsfeld anpassen, 
mit dem sie sich wahrscheinlich ab Januar 19'J3 konfrontiert sehen werden..20. 
Er zitiert Schätzungen, nach denen "etwa 250000 - 500000 Arbeitsplätze ver­
lorengehen werden, bevor die Beschäftigungslage sich gegen Mitte der 90er 
Jahre wieder bessert..21

. Hier wird die Notwendigkeit der Berücksichtigung 
der sozialen Dimension des Binnenmarktes deutlich. 

2. Die "Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte" 

Im November 1988 ersuchte die Kommission den Wirtschafts- und Sozi­
alausschuß, Überlegungen über den Inhalt einer Gemeinschaftscharta der 

• - - • - •• ?? " • ~ - • •• ~·- -sozialen Grundrechte anzustellen-. Als Ergebms dieser Uberlegungen ver-
abschiedete der Wirtschafts- und SoziaJausschuß am 22. Februar 1989 eine 
"Stellungnahme zu den sozialen Grundrechten der Europäischen Gemein­
schaften"23. Dieser Stellungnahme zufolge geht es nicht darum, neue Be­
stimmungen zu schaffen, sondern "bereits bestehende und auf anderer Ebene 
anerkannte Vorschriften zunächst heranzuziehen und dann anhand von 
Rechten, die den durch die Schaffung des Binnenmarktes entstehenden 
neuen Bedürfnissen Rechnung tragen und dessen reibungsloses Funktionie­
ren gestatten, in neuer Form festzulegen"24• 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

Ebd., s. 22. 

Eixi., S. 25. 

Ebd. 

Bull. EG 11 - 1988, Ziff. 2.1.116. 

CES (89) 270 V. 22.2.1989, ABI. c 1'26/4 v. 235.1989. 

Ebd„ Ziff. II. 7. 
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Unter Rückgriff auf internationale Übereinkünfte stellte der Wirtschafts­
und Sozialausschuß einen Katalog sozialer Rechte auf, die eingeteilt werden 
in allgemeine, für alle Bevö1kerungsgruppen geltende Normen, wie z.B. das 
Recht auf sozialen Schutz, sozialen Beistand, Sicherheit und Gesundheits­
schutz, das Recht auf Bildung, das Recht auf Chancengleichheit und Gleich­
behandlung sowie das Recht auf Schutz des kulturellen Erbes, und in beson­
dere Regelungen auf dem Gebiet der Arbeitsbeziehungen, des Arbeits­
marktes und der Arbeitsbedingungen. Dazu zählen u.a. die Vere.inigungsfrei­
heit, das Recht auf Tarifverhandlungen, die Freiheit der Berufswahl, das 
Recht auf berufliche Aus- und Weiterbildung sowie Umschulung, der Ju­
gendarbeitsschutz, der Schutz im Falle von Einzel- und Massenentlassungen, 
das Recht auf Jahresurlaub und das Recht auf Schutz im Krankheitsfall. 

Bezüglich der Kodifizierung derartiger Rechte hält es der Wirtschafts­
und Sozialausschuß für erforderlich, daß "die im EWG-Vertrag vorgese­
henen Instrumente und Verfahren eingesetzt werden, um die Wahrung der 
sozialen Grundrechte in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten sicherzu­
stellen und die für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes unver­
zichtbaren Sozialmaßnahmen zu treffen•25. 

Das Europäische Parlament legte in der oben erwähnten Entschließung 
vom 15. März 198~ seine Auffassung von den zu gewährleistenden sozialen 
Grundrechten dar. Bemerkenswert ist, daß das Europäische Parlament die 
sozialen Grundrechte auf Arbeitnehmer beschränken möchte27

• Ähnlich wie 
vom Wirtschafts- und Sozialausschuß gefordert, soll insoweit die Rechtsform 
der Richtlinie gewählt werden28

. Dagegen sollen die allen Bürgern ein­
zuräumenden Rechte, "wie das Recht auf Gesundheitsdienst, auf Wohnraum, 
auf eine befriedigende Umgebung, auf ein menschenwürdiges Dasein, auf so­
zialen Schutz und auf Rente, auf Bildung und Weiterbildung, auf Freizügig-

2.5 

26 

27 

28 

Ebd., Ziff. IV. 

Vgl.Fn. 7. 

Ebd., Ziff. S8; siebe auch Parlamentsbericht Gomes (Fn. S), S. 31. 

Vgl. Fn. 7, Ziff. 57. 
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keit usw.", die als Grundrechte bezeichnet werden, in einer feierlichen Charta 
bekräftigt werden29

• 

Dieses Vorgehen hätte gegenüber dem Vorschlag des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses den terminologischen Vorteil einer klaren Abgrenzung von 
einem allgemeinen Grundrechtskatalog, andererseits den Nachteil, daß der 
Katalog sozialer Rechte durch ausschließliches Anknüpfen an ein Arbeits­

verhältnis möglicherweise zu eng gefaßt würde. 

Einen vermittelnden Weg verfolgt die Kommission in dem Vorentwurf 

einer "Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte,.30. Der Schwerpunkt 

der von ihr vorgeschlagenen sozialen Rechte betrifft zwar die Arbeitnehmer, 
es sind aber auch verschiedene Vorschriften vorgesehen, die für alle Bürger 
gelten sollen. So soll jeder Bürger "den Modalitäten der einzelnen Länder 
entsprechend" ein Recht auf angemessenen sozialen Schutz haben31. Außer­
dem ist vorgesehen, daß jeder Bürger das Recht hat, "sich für Berufsbil­
dungslehrgänge, einschließlich derjenigen auf Hochschulebene, einzuschrei­
ben "32. Schließlich soll jeder Bürger einen Anspruch haben, im Ruhestand 
ein Einkommen zu erhalten, das einen angemessenen Lebensstandard si­
chert33. 

Im Bereich der Arbeitnehmerrechte geht es u.a. um die Gewährleistung 
eines gerechten und angemessenen Entgelts34, um das Recht auf bezahlten 

Jahresurlaub und auf die wöchentliche Ruhezeit35
, um das Recht auf Koaliti­

onsfreiheit und auf Tarifverhandlungen36 und um das Recht auf berufliche 
Fortbildung37• 

29 Ebd., Ziff. 61. 
30 

KOM (89) 248v. 305.1989. 
31 

Eb<l., s. 7. 
32 Ebd.,s. 9. 
33 Ebd.,S.13. 
34 Ebd., S. 5/6. 
35 Ebd.,s. 1. 
36 

Ebd., S.8. 
37 Ebd., s. 9. 
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Abweichend von den Vorstellungen des Wirtschafts- und Sozialausschus­

ses sowie des Europäischen Parlaments hält es die Kommission für sinnvoll, 
die "Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechtew in Form einer feierli­
chen ErkJärnng der Staats- und Regierung......,..hefs der Mitglierl.:.t:uiten zu ver­
abschieden38. Nach Ansicht der für soziale Fragen zuständigen Kommissarin 

Frau Papandreou wäre der Vorschlag einer Verordnung oder Richtlinie un­
realistisch, während andererseits eine Empfehlung oder Entschließung keine 
ausreichende politische Wirkung hätte39

• 

38 

39 
Ebd.,s. 3. 

Europe - Agence Internationale Nr. 5011 v. 105.1989, S. S. 
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D. DAS EUROPA DER BÜRGER AUF WIRT-
SCP.AFfLICHEM GEBIET 

1. DIE GEGENSEITIGE ANERKENNUNG DER DIPLOME 

Die Gewährleistung der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit (Art. 
52 ff und 59 ff EWGV) setzt - neben der Unterlassung von Diskriminierun­
gen aus Gründen der Staatsangehörigkeit - voraus, daß ein Staatsangehöriger 
eines Mitgliedstaates nicht gezwungen ist, zur Ausübung einer beruflichen 
Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat einen dort erforderlichen Befähi­

gungsnachweis vorzulegen, wenn er bereits zur Ausübung dieser Tätigkeit 

aufgrund eines im Heimatland erworbenen Befähigungsnachweises berech­
tigt ist. Daher sieht Art. 57 Abs. 1 EWGV für den Bereich des Niederlas­

sungsrechts vor, daß der Rat "Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise" er~ 
läßt. Darüber hinaus ist er gemäß Art. 57 Abs. 2 EWGV befugt, Richtlinien 
zur Koordinierung der nationalen Vorschriften über die Aufnahme und Aus­
übung selbständiger Tätigkeiten zu erlassen. Diese Vorschriften gelten im 
Rahmen der Freiheit des Dienstleistungsverkehrs gemäß Art. 66 EWGV ent­
sprechend. 

Zu den grundsätzlichen Anforderungen, die an Anerkennungs- und Ko­
ordinierungsrichtlinien zu stellen sind, äußerte sich der Rat in einer Ent­
schließung vom 6. Juni 19741

• Danach sollten insbesondere möglichst wenig 

detaillierte Ausbildungserfordernisse vorgeschrieben werden, da "trotz der 
Unterschiede, die hinsichtlich der Ausbildungsprogramme zwischen den Mit­
gliedstaaten bestehen, in der Praxis eine Vergleichbarkeit der AüSbild;mgs­
abschlüsse, die den Zugang zu gleichartigen Tätigkeitsfeldern eröffnen, in 
groben Umrissen• festgestellt worden sei. 

1 ABI. C 98/1 v. 20.8.1974. 
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1. RicbtUnien für einzelne Berufe 

Für bestimmte Berufe hat der Rat Richtlinien zur gegenseitigen Aner­
kennung von Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonsfigen Befähig-ungs­

nachweisen und Richtlinien zur Koordinierung von Ausbildungsgängen erlas­
sen. Dabei ist er vor allem im medizinischen Bereich tätig geworden. Die 

Anerkennungsrichtlinie für Ärzte stammt vom 16. Juni 19752
, ebenso wie die 

Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 

die ärztliche Tätigkeit3. Die gegenseitige Anerkennung der Befähigungs­
nachweise des Krankenpflegepersonals wurde durch eine Richtlinie vom 27. 
Juni 1977 geregelt4• Auch hier erließ der Rat eine Koordinierungsrichtlinie5. 

Die Anerkennungs- und Koordinierungsrichtlinien für Zahnärzte folgten am 
25. Juli 19786

• Am 18. Dezember 1978 wurden Richtlinien für die Tierärzte 
erlassen7

• Für den Beruf der Hebamme wurden am 21. Januar 1980 eine An­
erkennungs8- und eine Koordinierungsrichtlinie9 geschaffen. Die gegenseitige 
Anerkennung der Befähigungsnachweise der Apotheker und die damit ein­

hergehende Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
bestimmte pharmazeutische Tätigkeiten wurde erst 1985 durch Richtlinien 
geregelt10

. Für alle genannten Berufe mit Ausnahme des Apothekers hat der 
Rat durch Beschlüsse beratende Ausschüsse für die Ausbildung eingesetzt11• 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

ABI. L 167/1v.30.6.1975. 

ABI. L 167 /14 v. 30.6.1975. 

ABI. L 176/1 v. 15.7.1977. 

ABI. L 176/8 v.15.7.1977. 

ABI. L 233/1 v. 24.8.1978 (Anerkennung), ABI. L 233/10 v. 24.8.1978 (Koordinierung). 

ABI. L 362/1 v. 23.12.1978 (Anerkennung), ABI. L 362/7 v. 23.12.1978 (Koordinie­

rung). 

ABL L 33/1 v. 11.2.1980. 

ABI. L33/8v. 11.2.1980. 

ABI. L 253/37 v. 24.9.1985 (Anerkennung), ABI. L 253/34 (Koordinierung). 

Vgl. z.B. den "Beschluß des Rates vom 27. Juni 1977 zur Einsetzung eines Beratenden 

Ausschll5SCS für die Ausbildung in der Krankenpflege", ABI. L 176/11v.15.7.1977. 



121 

Auch im nicht-medizinischen Bereich sind Anerkennungsrichtlinien er­
lassen worden. Hier ist die Richtlinie für das Gebiet der Architektur zu nen­
nen12 sowie, im nicht-akademischen Bereich, die Richtlinie betreffend die 
Personen- und Güterkraftverkehrsuntemehmer13 und die Richtlinie über den 
Zugang zu dem Beruf des Unternehmers im innerstaatlichen und grenzüber­
schreitenden Binnenschiffsgüterverkehr und über die gegenseitige Anerken­
nung der zu diesem Beruf berechtigenden Befähigungsnachweise14

• Für be­
stimmte andere Berufe existieren zwar keine Anerkennungsrichtlinien, aber 
Richtlinien zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlas­
sungsrechts und der Dienstleistungsfreiheit, z.B. für die Friseure15

, oder zur 
Erleichterung der Dienstleistungsfreiheit, z.B. für die Rechtsanwälte16

• 

Anhand der gemeinschaftlichen Vorschriften betreffend die Ärzte17 soll 
im folgenden dargestellt werden, welcher Methoden sich der' Rat zur Rege­
lung der gegenseitigen Anerkennung der Diplome bedient und welche son­
stigen Regelungen er in diesem Zusammenhang trifft. 

Nach Art. 2 der Anerkennungsrichtlinie18 erkennt jeder Mitgliedstaat fldie 
in Artikel 3 aufgeführten Diplome ... , die die anderen Mitgliedstaaten den 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten nach Artikel 1 der Richtlinie 
75/363/EWG ausstellen, an und verleiht ihnen in seinem Hoheitsgebiet die 
gleiche Wirkung in bezug auf die Aufnahme und Ausübung der selbständigen 
Tätigkeiten des Arztes wie den von ihm ausgestellten Diplomen .. .". Der hier 
angesprochene Art. 3 der Richtlinie legt im einzelnen fest, welche Zeugnisse 
der Mitgliedstaaten als Befähigungsnachweise im Sinne der Richtlinie gelten. 
Die in Art. 2 vorgenommene Bezugnahme auf Art. 1 der Richtlinie 

12 
ABI. L 223/15 v. 21.8.1985. 

13 
ABl. L 3'34/37 v. 24.12.1977. 

14 ABi. L 322/20 v. 12.11.1987. 
15 

ABI. L 218/24 v. 27.7.1982. 
16 

ABI. L 78/17 V. 26.3.1977. 
17 Vgl. Fn. 2 und 3. 
18 

ABI. L 167/1v.30.6.1975. 
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75/363/EWG stellt die Verbindung zu der Koordinierungsrichtlinie19 her. 
Die Ausstellung eines unter die Anerkennungsrichtlinie fallenden Diploms 
setzt nach Art. 1 der Koordinierungsrichtlinie voraus, daß der zukünftige 
ßJzt bestimmte, näher ausgeführte, Kenntnisse und Erfah.. .... .mgen e~Jbt. 

In ähnlicher Weise wird von Art. 4 der Anerkennungsrichtlinie die Aner­
kennung der Befähigungsnachweise der Fachärzte geregelt. Art. 9 der Aner­

kennungsrichtlinie schützt "Erworbene Rechte", d.h. er trifft eine Regelung 
zur Anerkennung von Diplomen. die vor Anwendung der Koordinierungs­
richtlinie und aufgrund von Ausbildungsgängen erworben wurden. die den 
Anforderungen der Koordinierungsrichtlinie nicht genügen. 

Neben der Anerkennung von Diplomen sieht die Richtlinie auch Maß­
nahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungs­
rechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr vor. Hervorzuheben 
ist Art. 16 der Richtlinie, der die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Staatsange­
hörigen anderer Mitgliedstaaten, die eine ärztliche Dienstleistung erbringen 
wollen, von der eventuell bestehenden Verpflichtung. eine Genehmigung 
einzuholen oder Mitglied in einer Berufskörperschaft zu werden. zu befreien. 

Schließlich hat der Rat mit Besch!nR vom 16. Jnni 1975 einen Beratenden 

Ausschuß eingesetzt hat20
. Aufgabe dieses Ausschusses ist es gemäß Art. 2 

des Beschlusses, "zur Gewährleistung eines vergleichbar anspruchsvollen Ni­
veaus der ärztlichen Ausbildung - und zwar sowohl der Ausbildung zum Arzt 
als auch der Weiterbildung zum Facharzt - in der Gemeinschaft beizutragen". 

Einen anderen Weg hat der Rat mit der Richtlinie vom 15. September 
1986 über eine spezifische Ausbildung in der Allgemeinmedizin21 beschrit­
ten. Diese Richtlinie regelt nicht die gegenseitige Anerkennung von schon 
bestehenden einzelstaatlichen Diplomen, sondern verpflichtet gemäß Art. 1 
die Mitgliedstaaten. ab 1.1.1990 Diplome über eine spezifische Ausbildung in 
der Allgemeinmedizin zu erteilen, denen ein bestimmter, näher dargelegter, 

19 

20 

21 

ABl. L 167 /14 V. 30.6.1975. 

ABI. L 167 /17 v. 30.6.1975. 

ABI. L 267/27v. 19.9.1986. 
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Ausbildungsgang zugrunde liegen muß. Derartige Diplome müssen die Mit­
gliedstaaten gemäß Art. 8 der Richtlinie anerkennen. 

2. Die allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome 

Das dargestellte Vorgehen im Wege der Schaffung von Einzelrichtlinien 

für bestimmte Berufe hatte zur Folge, daß nur wenigen Bürgern die Mög­

lichkeit gegeben wurde, "eine berufliche Tätigkeit in einem anderen Mitglied­

staat als dem auszuüben, in dem sie die für diese Ausübung notwendigen Di­

plome erworben haben"22
. Um diesem Zustand abzuhelfen, hatte der Ad­

hoc-Ausschuß "Europa der Bürger" gefordert, "daß der allgemeine Lösungs­

ansatz auf eine gegenseitige Anerkennung der Diplome oder anderer Prü­
fungen ohne vorherige Harmonisierung gegründet werden sollte"23• 

Am 9. Juli 1985 legte die Kommission einen "Vorschlag für eine Richtli­
nie des Rates über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch­
schuldiplome" vor24

• Der Wirtschafts- und Sozialausschuß nahm. zu diesem 
Vorschlag am 29. Juni 1986 Stellung25. Das vom Rat konsultierte Europäi­

sche Parlament hatte den Vorschlag in seiner Sitzung am 14. November 1985 
grundsätzlich gebilligt26. Seit der Änderung des Art. 57 Abs. 1 EWGV durch 
Art. 6 Nr. 6 EEA ist für Anerkennungsrichtlinien nicht mehr die Anhörung 
des Europäischen Parlaments ausreichend; vielmehr ist in Zusammenarbeit 

mit diesem ~ gemäß Art. 149 Abs. 2 EWGV - zu verfahren. Dementspre­

chend legte der Rat zu dem inzwischen geänderten Kommissionsvorschlag27 

am 30. Juni 1988 einen Gemeinsamen Standpunkt fest28
• Nachdem das Par-

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

"Allgemeines System zur Anerkennung der Hochschuldiplome", Bull. EG Beil. 8/85, S. 

5/6. 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 14. 

ABI. c 217 /3 V. 28.8.1985. 

ABI. C 15/5 v. 3.4.1986. 

Entschließung zu llem Richtlinienvorschh1g, ABI. C 345/80 v. 31.12.1985. 

KOM (86) 257v. 7.5.1986, ABI. C 143/7v.10.6.I986. 

PE-Dok. C2-125/88 v. 14. September 1988. 



124 

lament zu diesem Gemeinsamen Standpunkt am 26. Oktober 1988 Stellung 
genommen hatte29

, nahm die Kommission gemäß Art. 149 Abs. 2 Buchst. d 
EWGV eine Überprüfung ihres Vorschi~ vo.-30. Am 21. Dezember 1988 
erließ der Rat srh11eßlirh die Fichtlinie "über eine allgemeine Regelung zur 

Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Be­
rufsausbildung abschließen•31

• 

Die Richtlinie ist gestützt auf die Artikel 49, 57 Abs. 1 und 66 EWGV. 
Der Bundesrat hatte in dem Beschluß betreffend den geänderten Richtlini­

envorschlag - vergeblich - gefordert, die Richtlinie auch auf Art. 57 Abs. 2 
EWGV zu stützen, da der Richtlinienvorschlag "in Teilbereichen wesentliche 

E1emente einer Koordinierung der Rechts- und Verwa1tungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten" 
enthalte32

• 

Der ursprünglichen Bezeichnung der vorgeschlagenen Richtlinie als "all­
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschu1dip1ome" wurde der Zu­
satz "die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen" hin­
zugefügt, um deutlich zu machen, daß die Anerkennung der Diplome zu be­
ruflichen und nicht zu akademischen Zwecken33 erfolgen soll34

. 

Art. 1 der Richtlinie enthält eine Reihe von Definitionen. Für den An­
wendungsbereich der Richtlinie am bedeutsamsten ist die Festlegung des Be­
griffs "Diplom•. Nach Art. 1 Buchst. a muß ein Diplom im Sinne der Richtli­
nie folgenden Anforderungen genügen: Der fragliche Befähigungsnachweis 

muß 1. in einem Mitgliedstaat von einer zuständigen Behörde ausgestellt 
worden sein, 2. belegen, daß der Inhaber ein mindestens dreijähriges Stu-

29 

30 

31 

32 

33 

34 

Beschluß des Europäischen Parlaments, ABI. C 309/44 v. 5.12.1988. 

KOM (88) 700 V. 25.11.1988, Aßl. c 15/5 V. 19.1.1989. 

ABI. L 19/16". 24.1.1989. 

Bundesrats-On;. 564/87 (Beschluß) v. 5.2.1988. 

Zu der Frage der akademischen Anerkennung von Studienabschlüssen vgl. die Ent­

schließung des Europäischen Parlaments vom 14. März 1986, ABI. c_ 104/64 V. 

16.4.1984. 

Geänderter Vorschlag (Fn. 27), Kommissionsdokument S. 1. 
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dium an einer Universität oder Hochschule, in der Bundesrepublik Deutsch­

land auch Fachhochschule, absolviert und gegebenenfalls eine darüber hinaus 

erforderliche Berufsausbildung abgeschlossen hat und 3. aussagen, daß der 

Inhaber über die berufiichen Voraussetzungen verfügt, die für den Zugang zu 
einem reglementierten Beruf oder die Ausübung eines solchen in dem das 

Diplom ausstellenden Mitgliedstaat erforderlich sind. Weiter wird grundsätz­
lich vorausgesetzt, daß die nachgewiesene Ausbildung überwiegend in der 
Gemeinschaft erworben wurde. Hervorzuheben ist, daß gemäß Art. 1 Buchst. 

a zweiter Gedankenstrich auch solche Diplome in den Anwendungsbereich 

der Richtlinie fallen, die ein der Dauer eines mindestens dreijährigen Studi­
ums entsprechendes Teilzeitstudium nachweisen. Schließlich fallen gemäß 

Art. 1 Buchst. a auch in einem Drittstaat erworbene und von einem Mitglied­

staat anerkannte Diplome unter die Richtlinie, wenn der anerkennende Mit­

gliedstaat dem Inhaber bescheinigt, daß er über eine dreijährige Berufserf ah­

rung verfügt. Eine weitere Definition des Art. 1 der Richtlinie bezieht sich 

auf den Begriff des reglementierten Berufs. Ein solcher Beruf besteht nach 

Art. 1 Buchst. c der Richtlinie aus der oder den beruflichen Tätigkeit(en), die 
in einem Mitgliedstaat den betreffenden Beruf ausmachen. Als reglemen­
tierte berufliche Tätigkeit wiederum gilt nach Art. 1 Buchst. d der Richtlinie 
eine berufliche Tätigkeit, deren Aufnahme oder Ausübung direkt oder indi­

rekt durch Rechts- oder Verwa1tungsvorschriften an den Besitz eines Di­
ploms gebunden ist. 

Art. 2 legt in Absatz 1 den persönlichen Anwendungsbereich der Richtli­

nie fest. Danach gilt die Richtlinie "für alle Angehörigen eines Mitgliedstaats, 

die als Selbständige oder abhängig Beschäftigte einen reglementierten Beruf 

in einem anderen Mitgliedstaat ausüben wollen". Absatz 2 dieses Artikels 

schließt in sachlicher Hinsicht solche Berufe aus dem Anwendungsbereich 

der Richtlinie aus, die Gegenstand von Einzelrichtlinien betreff end die ge­

genseitige Anerkennung von Diplomen sind. 

Die eigentliche Regelung der Anerkennung erfolgt in den Artikeln 3 und 
4 der Richtlinie. Nach Art. 3 Buchst. a darf ein Mitgliedstaat einem Angehö­
rigen eines anderen Mitgliedstaats den Zugang und die Ausübung eines re~ 

glementierten Berufs nicht wegen mangelnder Qualifikation verweigern, 
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wenn dieser im Besitz eines in einem anderen Mitgliedstaat für die Ausübung 
des ~raglichen Berufs erforderlichen Diploms ist. Art. 3 Buchst. b enthält die­
selbe Rechtsfolge für den Fall, daß der Antragsteller nur deshalb kein Di­
piom vorweisen kann, weil die betreffende berufliche Tätigkeit in dem ande· 
ren Mitgliedstaat nicht reglementiert ist, er aber die materiellen Vorausset -
zungen für eine Anerkennung nachweisen kann. In diesem Fall ist erforder· 
lieh, daß die Ausbildung in einem Mitgliedstaat und nicht in einem Drittstaat 
erworben wurde. Der Eingangssatz von Art. 3 der Richtlinie, beginnend mit 
den Worten: "Wenn der Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung im Aufnahmestaat von dem Besitz eines Diploms abhängig ge· 
macht wird ... ", ist mißverständlich formuliert, da sich die Notwendigkeit ei· 
nes Diploms schon aus der Definition des reglementierten Berufs ergibt. 

Art. 4 der Richtlinie sieht einige Ausgleichsmechanismen vor, deren 
grundsätzliche Notwendigkeit angesichts der fehlenden Harmonisierung der 
Ausbildungsgänge einleuchtet. So kann der Aufnahmemitgliedstaat verlan­
gen, daß der Antragsteller unter bestimmten Voraussetzungen Berufserfah­
rung nachweist, daß er einen höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang ab­
solviert oder daß er eine Eignungsprüfung ablegt. Allerdings ist gemäß Art. 4 
Abs. 2 der Richtlinie eine Kumulierung der Anforderungen unzulässig. Her· 
vorzuheben ist, daß nach Art. 4 Abs. 1 Buchst. b die grundsätzlich beste· 
hende Möglichkeit des Antragstellers, zwischen Anpassungslehrgang und 
Eignungsprüfung zu wählen, bei Berufen, "deren Ausübung eine genaue 
Kenntnis des nationalen Rechts erfordert und bei denen die Beratung 
und/oder der Beistand in Fragen des innerstaatlichen Rechts ein wesentli· 
eher Bestandteil der beruflichen Tätigkeit ist", von dem Aufnahmestaat be­
seitigt werden kann. Hier stellt sich die Frage, ob berufliche Tätigkeiten, für 
die Richtlinien zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlas· 
sungs· oder Dienstleistungsrechts ergangen sind, z.B. für den Beruf des 
Rechtsanwalts35, in vollem Umfang den Einschränkungen des Art. 4 unter· 
worfen werden können. Trotz der Vorschrift des Art. 2 Abs. 2 der Richtli-

35 "Richtlinie des Rates vom 22. März zur Erleichterung der tatsächlichen AWiübung des 

freien Dienstleistungsverkehrs der Rechtsanwälte", ABl. L 78/17 v. 26.3.Im. 
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nie36 wird man davon ausgehen müssen, daß die Richtlinie eine Beschrän­
kung schon bestehender Rechte nicht beabsichtigt. Im Zusammenhang mit 
Art. 4 der Richtlinie stellt sich die weitere Frage, ob das Erfordernis eines 
u.U. dreijährigen Anpassungsiehrgangs nicht faktisch die Ausübung eines 

Berufs ausschließt, insbesondere wenn es lediglich um die Erbringung grenz­
überschreitender Dienstleistungen geht. 

Der ursprünglich von der Kommission vorgeschlagene Art. 5 sah vor, 
''auch Personen, die über eine Hochschulausbildung im Sinne dieses Vor­
schlags verfügen und den entsprechenden Beruf in einem anderen Mitglied­
staat (ausüben wollen), in dem für die Qualifikation keine mindestens drei­
jährige weiterführende Ausbildung nach Abschluß der Sekundarschule erfor­
derlich ist, die Möglichkeit zu geben, in den Genuß der Regelung zu kom­
men..37. Die Kommission akzeptierte die Streichung dieser Vorschrift, da 
möglicherweise "bei einigen 'zweigeteilten' Berufen eine Freizügigkeit in nur 
eine Richtung zwischen einigen Mitgliedstaaten zustande käme"38

• 

Gemäß Art. 8 der Richtlinie muß über einen Antrag auf Ausübung eines 

reglementierten Berufs spätestens vier Monate nach Vorlage der vollständi­
gen Unterlagen unter Angabe von Griinden entschieden werden. 

Trotz starker Abweichungen der Richtlinie von dem ursprünglichen Vor­
schlag äußert sich die Kommission über das Ergebnis zufrieden, da die 
Richtlinie die Grundprinzipien, auf die sie sich gestützt und denen das Par­
lament zugestimmt habe, beibehalte39, 

36 

37 

38 

39 

Vgl. die Awifühnmgen zu Art. 2. 

Standpunkt der Kommission zu dem Gemeinsamen Standpunkt des Rates, Dok. SEC 

(88) 1159 v. 5. September 1988, S. 6 (Dokument enthalten in PE..Dok. Q-125/88 v. 14. 

September 1988). 

Ebd. 

Ebd„ S.2. 
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II. SCHUTZ VON VERBRAUCHERINTERESSEN 

Der Schutz von Verbraucherinteressen wird im EWG-Vertrag an einigen 
Stellen direkt oder indirekt angesprochen. So haben die Vertragsparteien in 
der Präambel des EWG-Vertrags erklärt, "die stetige Besserung der Lebens­
und Beschäftigungsbedingungen ihrer Völker als wesentliches Ziel anzustre­
ben". Gemäß Art. 2 EWGV ist es Aufgabe der Gemeinschaft, u.a. "eine be­
schleunigte Hebung der Lebenshaltung .•. zu fördern". Art. 39 Abs. 1 Buchst. 
e EWGV formuliert als ein Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik, "für die Be­
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tragen". 
Schließlich sieht Art. 100 a Abs. 3 EWGV vor, daß die Kommission bei ihren 
Vorschlägen für die Angleichung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zur Schaffung des Binnenmarktes im Bereich des Verbraucherschutzes von 
einem hohen Schutzniveau ausgeht. 

Verbraucherschutz kann problematisch werden, wenn er auf einzelstaatli­
cher Ebene gewährleistet wird, da diesbezügliche Maßnahmen nichttarifäre 
Handelshemmnisse darsteUen können. Deren Rechtmäßigkeit ist an Art. 36 
EWGV und an der mit dem Urteil vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 
120/78 (Cassis de Dijon)1 eingeleiteten Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs zu messen. In diesem Urteil hat der Gerichtshof entschieden, 
daß derartige Handelshemmnisse nur insoweit hinzunehmen seien, als s.ich 
ihre Notwendigkeit aus zwingenden Erfordernissen u.a. des Verbraucher­
schutzes herleiten 1asse2. Dabei müssen die Mitgliedstaaten den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit beachten, d.h. sie dürfen statt eines Einfuhrverbots 
z.B. lediglich eine Kennzeichnungspflicht vorschreiben, wenn dadurch den 
Verbraucherinteressen Genüge getan ist3• 

1 

2 

3 

Slg. 1979, S. 649. 

Ebd., S. 662; vgl. auch die Mitteilung der Kommission zu diesem Urteil, ABI. C 2S6/2 

v. 3.10.1980. 

Vgl. z.B. das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 12. März 1987, Rs. 178/74 

(Kommission gegen Bundesrepublik Deutschland), Slg. 1987, 1227 (1271), und das Ur­

teil des Europäischen Gerichtshofs vom 11. Mai 1989, Rs. 76/S6 (Kommission gegen 

Bundesrepublik Deutschland), noch nicht in der amtlichen Sammlung. 
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Einzelstaatlichen Maßnahmen des Verbraucherschutzes, die sich han­
delshemmend auswirken, kann dadurch begegnet werden, daß auf Gemein­
schaftsebene Regelungen getroffen werden, die die Berufung auf zwingende 
Erfordernisse des Verbraucherschutzes ausschließen. Das Europäische Par-
lament geht davon aus, ftdaß der Schutz der Interessen der Verbraucher .•. als 
Folgeerscheinung der Grundsätze des freien Dienstleistungs- und Warenver­
kehrs betrachtet werden muß'.4. 

Vor diesem Hintergrund soll im folgenden ein Überblick5 über die ge­
meinschaftliche Tätigkeit zum Schutz der Verbraucherinteressen ·gegeben 
werden. Dabei handelt es sich nicht nur um wirtschaftliche, sondern auch um 
Gesundheits- und Sicherheitsinteressen. Dennoch erfolgt eine einheitliche 
Darstellung im wirtschaftlichen Bereich, da Anknüpfungspunkt für jegliches 
Verbraucherinteresse ein wirtschaftlicher Vorgang, der Erwerb einer Ware 
oder Dienstleistung, ist. 

1. Die Verbraucherpolitik der Gemeinschaft 

Zwar sieht der EWG-Vertrag eine spezifische Verbraucherpolitik der 
Gemeinschaft nicht vor, dennoch hat sich ein gemeinschaftlicher umfassen­
der Ansatz zum Schutz von Verbraucherinteressen entwickelt, der als Ver­
braucherpolitik bezeichnet werden kann6• 

4 

5 

6 

"Entschließung zu Rechtsbehelfen des Verbrauchers" vom 13. Män 1987, ABI. C 

99 /203 V. 13.4, 1987. 

Aus der Vielzahl der den Verbraucher berührenden Vorschriften (vgl. die "Auswahl 

von Richtlinien des Rates von Bedeutung für den Verbraucher" mit Stand vom 

31.5.1974, Anlage 2 des Ersten Programms der EWG für eine Politik zum Schutz und 

zur Unterrichtung der Verbraucher, ABI. C 92/1 v. 25.4.1975) kann hier nur ein kleiner 

Ausschnitt dargestellt werden. 

Vgl. z.B. die als "Entschließung zur Verbraucherpolitik in der Europäischen Gemein­

schaft" bezeichnete Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15, Dezember 

1983, ABl. c 10/75 V, 16.1.1984. 
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Ein erster Schritt war die Einsetzung eines beratenden Verbraucheraus­
schusses durch die Kommission am 25. September 19737

• Aufgabe dieses 
Ausschusses ist es gemäß Art. 2 des Beschlusses, "die Interessen der Ver­
braurher bei der Kommission zu vertreten nnd die Kommission in allen Fra-

gen der Planung und Durchführung der Politik und von Aktionen hinsichtlich 

des Schutzes und der Aufklärung der Verbraucher zu beraten". 

Am 14. April 1975 verabschiedete der Rat ein ~Erstes Programm der Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft für eine Politik zum Schutz und zur 
Unterrichtung der Verbraucher..s. In diesem auf vier Jahre angelegten9 Pro­
gramm wird der Verbraucher "nicht mehr lediglich als Käufer oder Benutzer 
von Gütern und Dienstleistungen für den persönlichen, familiären oder kol­
lektiven Bedarf betrachtet, sondern als jemand, der an allen Aspekten des 
sozialen Lebens, die unmittelbar oder mittelbar auf ihn als Verbraucher 
Auswirkungen haben können, Anteil nimmt•10. 

Darüber hinaus werden dem Verbraucher die folgenden fünf grund­
rechtsähnlichen Rechtspositionen zugestanden: 1. das Recht auf Schutz sei­
ner Gesundheit und Sicherheit, 2. das Recht auf Schutz seiner wirtschaft­
lichen Interessen, 3. das Recht auf Wiedergutmachung erlittenen Schadens, 
4. das Recht auf Unterrichtung und Bildung und 5. das Recht auf Vertre­
tung11. Hinsichtlich dieser Rechte werden in dem Programm jeweils Grund­
sätze und prioritäre Maßnahmen festgelegt. Für die Sicherheit und den Ge­
sundheitsschutz wird gefordert, Güter und Dienstleistungen müßten sicher 
sein oder andernfalls schnell und einfach aus dem Verkehr gezogen werden 
können12• Der Schutz wirtschaftlicher Interessen richtet sich u.a. auf den 

Schutz vor Schaden durch fehlerhafte Waren oder Dienstleistungen13 und vor 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

ABI. L 283/18 v. 10.10.1973. 

ABI. C92/1V.25.4.1975. 

Ebd., Anhang der Entschließung, Ziff. 49. 

Ebd., Ziff. 3. 

Ebd. 

Ebd„ Ziff. 15 Buchst. a. i. 

Ebd., Ziff. 19 Buchst. ii. 
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irreführender Werbung14
• Die Wiedergutmachung erlittenen Schadens soll 

durch Beratung und Beistand bei Klagen gewährleistet werden 15
. Die 

Unterrichtung soll den Verbraucher in die Lage versetzen, die wesentlichen 
Merkmale der angebotenen Güter und Dienstleistungen zu kennen, eine 
sachgerechte Auswahl zu treffen und die Ware zufriedenstellend zu nutzen16

. 

Schließlich sieht das Programm vor, den Verbrauchern, insbesondere unter 
Vermittlung von Verbraucherverbänden, Gehör zu verschaffen. 

Diesem ersten Programm folgte mit der Entschließung des Rates vom 19. 
Mai 1981 ein zweites, auf fünf Jahre konzipiertes, Programm für eine Politik 
zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbraucher17• Im wesentlichen geht 

es um die Weiterführung und den Ausbau der vom ersten Programm einge­
leiteten Aktion18, wobei aber der Akzent auf eine offensivere Verbraucher­
politik gelegt wurde19• Diesen Aspekt begrüßte das Europäische Parlament 
in einer Entschließung vom 16. Oktober 198020. Kritik äußerte das Parlament 

allerdings im Jahr 1983 am Rat bezüglich der Durchführung des Programms. 
Es warf dem Rat Untätigkeit vor21 und forderte ihn auf, Malle Anstrengungen 
zu unternehmen, um die ihm seit Jahren vorliegenden Richtlinienvorschläge 
sofort zu verabschieden"22. Dabei handelte es sich um Vorschläge betreffend 
die Produkthaftung, irreführende und uniautere Werbung, Haustürgeschäfte, 
den Verbraucherkredit und ein Konsumgüterinformationssystem23

, die in­
zwischen sämtlich verabschiedet worden sind24• 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

Ebd., Ziff. 19 Buchst. iii. 

Ebd„ Ziff. 32. 

Ebd., Ziff. 34. 

ABI. C 133/1 v. 3.6.1981. 

Ebd., Anhang der Entschließung, Ziff. 2 . 

Ehd., Ziff. 4. 

ABI. C 291/39 v. 10.11.1980. 

Entschließung vorn 15. April 1983, ABI. C 128/86v.165.1983. 

Entschließung vorn 15. Dezember 1983, ABI. C 10/75 v. 16.1.1984. 

Ebd .. 

Dazu vgl. im einzelnen die Abschnitte D. II. 2. a), b), c) und 3. d); nicht behandelt wird 

die Richtlinie über Haustürgeschäfte, ABI. L 372/31v.31.12.1985. 
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Auf der Grundlage der aus der Sicht der Kommission unbefriedigenden25 

Ergebnisse der beiden Programme legte die Kommission in einer Mitteilung 
vom 4. Juli 1985 ihre Auffassung von der Gestaltung einer künftigen Ver· 

braucherpoiitlk dar26• Als anzustrebende Ziele stellte sie heraus: 1. die in 
der Gemeinschaft vermarkteten Produkte sollten annehmbaren Sicherheits­
und Gesundheitsnormen entsprechen, 2. die Verbraucher müßten in der 
Lage sein, die Vorteile des Gemeinsamen Marktes zu nutzen und 3. die Ver­

braucherinteressen sollten bei anderen Gemeinschaftspolitiken stärker be­

rücksichtigt werden27
• 

Diese Zielsetzung wurde vom Rat gebilli~. Insbesondere das letztge­

nannte Ziel wurde vom Rat in einer Entschließung vom 15. Dezember 1986 
bekräftigt29

• Dieser Entschließung Jag eine Mitteilung der Kommission über 
die "Einbeziehung der Verbraucherpolitik in die anderen gemeinsamen Poli­

tiken"30 zugrunde, in der die Kommission erläuterte, auf welche Weise diese 

Einbeziehung in den Bereichen der Vollendung des Binnenmarktes, der ge­

meinsamen Agrarpolitik, der Wettbewerbspolitik, der SoziaJpolitik und des 
Umweltschutzes erfolgen solle. 

Die Einbeziehung der Verbraucherpolitik in die anderen gemeinschaftli­
chen Politiken und die beiden anderen o.g. Ziele sind nach Ansicht der 
Kommission geeignet, das wirtschaftliche Wachstum zu fördern, "ebenso wie 

die Realisierung eines wirklichen Europas der Bürger"31
• 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

Vgl. "Neuer Impuls für die Politik zum Schutz der Verbraucher", Bull. EG Beil. 6/M, 

S. 8. 

"Neuer Impuls für die Politik zum Schurz der Veroraucher", Bull. EG Beil. 6/86. 

Ebd., S.11. 

Entschließung vom 23. Juni 1986, ABI. C 167 /1v.5.7.1986. 

Entschließung über die fotegration der Verbraucherpolitik in die anderen gemeillSll­

men Politiken, ABI. C 3/1 v. 7.1.1987. 

KOM (86) 540v. 24.10.1986. 

Bull. EG Beil. 6/86 (Fn. 26), S. 17. 
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2. Schutz wirtschaftlicher Interessen der Verbraucher 

a) Vefbraucherinformation 

Um eine sinnvolle Auswahl unter verschiedenen Produkten zu treffen, 
muß sich der Verbraucher möglichst umfassend informieren können. Diesem 
Bedürfnis hat der Rat durch Erlaß der Richtlinie vom 18. Dezember 1978 
"zur Angleichung der Rechtsvorschriften über die Etikettierung und Aufma· 
chung von für den Endverbraucher bestimmten Lebensmitteln sowie die 
Werbung hierfür" Rechnung getragen32

. 

Diese horizontale33, d.h. alle für den Endverbraucher bestimmten Le­
bensmittel betreffende, Richtlinie sieht in Art. 3 für die Etikettierung als 
zwingende Angaben vor: 1. die Verkehrsbezeichnung, 2. das Verzeichnis der 
Zutaten, 3. bei vorverpackten Lebensmitteln die Nettofüllmenge, 4. das Min­
desthaltbarkeitsdatum, 5. gegebenenfalls besondere Anweisungen für Auf­
bewahrung und Verwendung. 6. Angaben über den Hersteller und Verpak­
ker, 7. gegebenenfalls den Ursprungs- oder Herkunftsort und 8. erforderli­
chenfalls eine Gebrauchsanleitung. Diesen notwendigen Angaben Wüf'de 
durch Art. 1 der Änderungsrichtlinie vom 26. Mai 198634 eine neunte hin­
zugefügt, nämlich die Angabe des Alkoholgehalts in Volumenprozent bei 
Getränken mit einem Alkoholgehalt von mehr als 1,2 Volumenprozent. 

Gemäß Art. 9 Abs. 6 der Richtlinie vom 18. Dezember 197835 ist die An­
gabe eines Mindesthaltbarkeitsdatums in bestimmten Fällen nicht erforder­
lich, so bei Wein u.ä. und bei Getränken mit einem Alkoholgehalt von 10 
oder mehr Volumenprozent. Die Richtlinie sieht neben solchen unmittelbar 
geregelten Ausnahmen vielfach die Möglichkeit vor, daß die Mitgliedstaaten 
auf einzelstaatlicher Ebene Maßnahmen treffen. Um die Beseitigung dieser 
Möglichkeit mit dem Ziel vollständiger Harmonisierung ging es bei dem 

32 

33 

34 

35 

ABt. L 33/1 V. 8.2.1979. 

Ebd„ dritte Erwägung der Richtlinie. 

ABl. L 144/38 v. 29.5.1986. 

Vgl. Fn.32. 
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Vorschlag der Kommission36, aufgrund dessen der Rat am 14. Juni 1989 eine 

Änderungsrichtlinie erließ37
• 

Auch die Kenntnis der Preise ist für die Auswahl von Produkten unerläß­
lich. Hinsichtlich der Angabe von Lebensmitteipreisen hatte der Rat schon 
im Jahr 1979 eine Richtlinie erlassen38

, die er am 7. Juni 1988 änderte39
• Die 

Richtlinie betrifft nach Art. 1 Abs. 1 die •Angabe des Verkaufspreises und 

des Preises je Maßeinheit bei Lebensmitteln, die dem Endverbraucher in lo­
sem Zustand oder in Fertigpackungen mit im voraus festgelegten oder mit 

unterschiedlichen Füllmengen zum Kauf angeboten werden". Gemäß der ge· 

änderten Vorschrift des Art. 4 der Richtlinie müssen die genannten Preise 

"der Ware eindeutig zugeordnet, leicht erkennbar und deutlich lesbar ange­

geben sein.AO. Nach Art. 6 der Richtlinie wird der Preis je Maßeinheit bei 

nach Volumen verpackten Lebensmitteln je Liter und bei nach Gewicht ver­

packten Lebensmitteln je Kilogramm angegeben. Durch den geänderten Art. 
8 der Richtlinie41 werden von der Pflicht zur Angabe eines Preises je 
Maßeinheit bestimmte Lebensmittel ausgenommen, die in Fertigpackungen 
mit im voraus festgelegten Füllmengen angeboten werden. 

Auch für andere Erzeugnisse als Lebensmittel hat der Rat durch die 
Richtlinie vom 7. Juni 1988 eine ähnliche Regelung getroffen42

. 

Ein anderer Kommissionsvorschlag aus dem vergangenen Jahr betrifft 

zwei Richtlinien über die Nährwertkennzeichnung von für den Endverbrau­

cher bestimmten Lebensmitteln43• Die Kommission ist der Ansicht, "daß be-

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

KOM (86) 89 v. 22.4.1986, ABI. C 124/5 v. 235.1986; Vorschlag 1987 geändert, KOM 

(87) 242 v. 195.1987, ABI. c 154/10 V. 12.6.1987. 

AB!. L 181J/17 v. 30.6.1989. 

"Richtlinie des Rates vom 19. Juni 1979 über den Schutz der Verbraucher bei der An­

gabe der Lebensmitte/preise", ABI. L 158/19 v. 26.6.191'). 

ABI. L 142/23 v. 9.6.1988. 

Ebd. 

Ebd. 

ABI. L 142/19 v. 9.6.1988. 

KOM (88) 489v. 5.10.1988, ABI. C 282/8 und ABl. C 282/lOv. 5.11.1988. 
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reits jetzt die zwingend vorgeschriebene Kennzeichnung bestimmter Nähr­
stoffe bei verschiedenen Lebensmitteln in Betracht gezogen werden muß", 
daß aber "die ausführlichen Vorschriften sowie der Anwendungsbereich der 
obligatoP..schen Kennzeichnung jetzt nicht festgelegt werden könnentt44. Aus 
diesem Grunde schlägt die Kommission eine Richtlinie vor, durch die sie er­
mächtigt 'Wird, die Einführung einer zwingend vorgeschriebenen Nährwert­
kennzeichnung - unter Beachtung eines bestimmten Verfahrens - vorzuneh­
men, wenn sie dies für erforderlich hält45. 

Eine zweite Richtlinie soll die Nährwertkennzeichnung für den Fall 
zwingend vorschreiben, daß auf dem Etikett oder in der Werbung eine 
nährwertbezogene Angabe gemacht wird46. Gemäß der Legaldefinition des 
Art. 1 des Vorschlags ist eine nährwertbezogene Angabe "jede Darstellung, 
durch die erklärt, behauptet bzw. indirekt zum Ausdruck gebracht wird, daß 
ein Lebensmittel bestimmte Eigenschaften hinsichtlich der Energie besitzt, 
die es liefert und/oder der Nährstoffe, die es enthält". Tritt die Pflicht zur 
Nährwertkennzeichnung aufgrund der genannten Vorschriften ein, so muß 
diese die Angabe des Energiewertes und die Angabe der Protein-, 
Kohlehydrat-, Zucker-, Fett-, Faserstoff- und Natriummengen umfassen47. 

Der Bundesrat hat das Bedenken geäußert, eine zwingend vorgeschrie­
bene Nährwertkennzeichnung sei für kleinere Betriebe kaum realisierbar und 
im Hinblick auf die dadurch zu erwartende Verteuerung auch nicht allen 
Verbrauchern zumutbar. Er plädiert deshalb für eine fakultative Kennzeich­
nungsregelung 48

• Darüber hinaus wendet er sich gegen den Versuch der 
Kommission, eine Regelung zu veranlassen, durch die sie die Nährwertkenn­
zeichnungspflicht - entsprechend dem ersten Vorschlag - selbst, ohne Beteili­
gung des Rates, festsetzen kann. Dadurch würden auch die Bundesländer 

45 

46 

47 

48 

Ebd., Kommisiiionsdokument S. 5. 

Ebd., S. 13, Art. 1 des ersten Vorschlags. 

Ebd., S. 20, Art. 2 des zweiten Vorschlags. 

Ebd., S. 20, Art. 3 Abs. 1 des zweiten Vorschlags. 

Bundesrats-Drs. 506/88 (Beschluß)v. 10.2.1989. 
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ihre Möglichkeit verlieren, Einfluß auf Entscheidungen nach dieser Richtli­
nie zu nehmen 49. 

Im Zusammenhang mit der Informierung der Verbraucher soll schließ­
lich noch die Richtlinie vom 10. September 1984 zur Angleichung der einzel­
staatlichen Vorschriften über jrrefübreode Werbung erwähnt werden50

• 

Nach Art. 2 der Richtlinie bedeutet Werbung "jede Äußerung bei der Aus­

übung eines Handels, Gewerbes, Handwerks oder freien Berufs mit dem 
Zie~ den Absatz von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen ... zu 
fördern". Entsprechend derselben Vorschrift handelt es sich bei irreführen­
der Werbung um "jede Werbung, die in irgendeiner Weise- einschließlich ih­
rer Aufmachung - die Personen, an die sie sich richtet oder die von ihr er­
reicht werden, täuscht oder zu täuschen geeignet ist und die infolge der ihr 
innewohnenden Täuschung ihr wirtschaftliches Verhalten beeinflussen kann 
oder aus diesen Gründen einen Mitbewerber schädigt oder zu schädigen ge­
eignet ist". 

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten gemäß Art. 4, für geeignete 

und wirksame Möglichkeiten zur Bekämpfung irreführender Werbung zu 
sorgen. Insbesondere muß ermöglicht werden, gerichtlich und/oder auf dem 
Verwaltungswege gegen solche Werbung vorzugehen. Die zuständigen Stel­
len müssen nach Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie in die Lage versetzt werden, 

unter bestimmten Voraussetzungen die Einstellung oder die Verhinderung 
irreführender Werbung anzuordnen, "auch wenn kein Beweis eines tatsächli­
chen Verlustes oder Schadens oder der Absicht oder Fahrlässigkeit seitens 
des Werbenden erbracht wird". Außerdem muß die zuständige Stelle gemäß 
Art. 6 der Richtlinie ermächtigt werden, "vom Werbenden Beweis für die 
Richtigkeit von in der Werbung enthaltenen Tatsachenbehauptungen zu ver­
langen", falls dies angemessen erscheint. Einem weiterreichenden einzel­
staatlichen Schutz steht die Richtlinie gemäß Art. 7 nicht entgegen. 

49 

50 
Ebd. 

ABI. L 250/17 v. 19.9.1984. 
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b) Haftung für fehlerhafte Produkte 

Die Harmonisierung einzelstaatlicher Rechts- und Verwaltungsvor­

schriften über die Haftung für fehlerhafte Produkte ist Gegenstand einer 
Richtlinie vom 25. Juli 198551• Die Angleichung auf diesem Gebiet wurde für 

erforderlich gehalten, weil die Unterschiedlichkeit der Vorschriften "den 

Wettbewerb verfälschen, den freien Warenverkehr innerhalb des Gemeinsa­

men Marktes beeinträchtigen und zu einem unterschiedlichen Schutz des 
Verbrauchers vor Schädigungen seiner Gesundheit und seines Eigentums 
durch ein fehlerhaftes Produkt führen kann'.s2• 

Art. 4 der Richtlinie bestimmt, daß der Geschädigte "den Schaden, den 
Fehler und den ursächlichen Zusammenhang zwischen Fehler und Schaden 

zu beweisen" hat. Art. 1 der Richtlinie ist zu entnehmen, daß eine verschul­

densunabhängige Haftung begründet werden sollte und nicht lediglich eine 

Beweislastumkehr im Bereich des Verschuldens. Dennoch sieht Art. 7 der 

Richtlinie Möglichkeiten des Haftungsausschlusses vor, die die Regelung 

praktisch eher als Beweislastumkehr erscheinen lassen. 

Gemäß Art. 10 müssen die Mitgliedstaaten eine dreijährige Verjährungs­

frist, beginnend mit der Kenntnis des Geschädigten vom Schaden, Fehler 
oder von der Identität des Herstellers, vorsehen. Ein vertraglicher Haftungs­
ausschluß oder eine Haftungsbegrenzung sind durch Art. 12 der Richtlinie 
ausgeschlossen. Art. 16 Abs. 1 ermöglicht es den Mitgliedstaaten, die Haf­

tung des Herstellers für "Schäden infolge von Tod oder Körperverletzungen, 

die durch gleiche Artikel mit demselben Fehler verursacht wurden, auf einen 
Betrag von nicht weniger a1s 70 Millionen ECU" zu begrenzen. Gemäß Art. 

19 der Richtlinie waren die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Richtlinie bis 

zum 29. Juli 1988 in einzelstaatliches Recht umzusetzen. 

51 

52 
ABI. L 210/'19 V. 7.8.1985. 

Ebd„ erste Erwägung. 
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c) Angleichung der Vorschriften über den Vemraucherkredit 

Nachdem die Kommission schon im Februar 1979 einen Vorschlag für 
eine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschi....:Jten der 

Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit gemacht53 und ihn im Juni 1984 
geändert hatte54, erließ der Rat am 22. Dezember 1986 die entsprechende 
Richtlinie55

. Motiv für diese Richtlinie war die Befürchtung von - durch die 
Unterschiedlichkeit der Rechtsvorschriften verursachten - Wettbewerbsver­
zerrungen zwischen den Kreditgebern der verschiedenen Mitgliedstaaten56 

sowie die Beschränkung der Möglichkeit für den Verbraucher, in einem an­
deren Mitgliedstaat Kredit aufzunehmen57 und die daraus folgende Behinde­
rung des freien Verkehrs von Waren und Dienstleistungen, soweit der Ver­
braucher dafür Kredit aufnehmen würde58

. 

Art. 4 der Richtlinie schreibt für Kreditverträge die Schriftform sowie die 
Angabe des effektiven Jahreszinses und der Bedingungen, unter denen der 
effektive Jahreszins geändert werden kann, vor. Der effektive Jahreszins wird 
nach Art. 1 Buchst. e der Richtlinie definiert als "die Gesamtkosten des Kre­
dits für den Verbraucher, die als jährlicher Vomhundertsatz des gewährten 
Kredits ausgedrückt sind und nach den in den Mitgliedstaaten angewandten 
Methoden ermittelt werden". Nach Art. 8 der Richtlinie ist der Verbraucher 
zu vorzeitiger Tilgung bei angemessener Ermäßigung der Gesamtkosten be­
rechtigt. Falls der Kreditgeber seine Ansprüche gegen den Verbraucher an 
einen Dritten abtritt, stehen dem Verbraucher gemäß Art. 9 der Richtlinie 
seine gegen den Kreditgeber begründeten Einreden auch gegenüber dem 
Dritten zu. Schließlich verpflichtet Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie die Mitglied­
staaten dazu, entweder die Kreditgeber in bestimmter Weise zu kontrollie-

53 

54 

55 

56 

57 

58 

ABI. C80/4v. 27.3.1979. 

ABI. C 183/4 v. 10.7.1984. 

ABI. L 42/48 V. 12.2.1987. 

Ebd., zweite Erwägung. 

Ebd., dritte Erwägung. 

Ebd., vierte Erwägung. 
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ren, oder Einrichtungen zu schaffen, die Beschwerden über Kreditverträge 
entgegennehmen und Informationen und Ratschläge erteilen. 

Eine Änderung der Richtlinie über den Verbraucherkredit hat die Korn· 
• • - - - - - - • - - - • - <:O ~- • - - - • • • 

mission dem Rat am 18. Mai 1988 vorgeschlagen~'. Ziel des Vorschlags sst 
es, in einem ersten Schritt "eine geeignete mathematische Formel für die Be· 
rechnung des effektiven Jahreszinses festzulegen.60, also diese Berechnung 
nicht länger den Mitgliedstaaten zu überlassen. Die an diesem Vorschlag ge­
äußerte Kritik richtet sich dagegen, lediglich eine - wenn überhaupt erfor­
derliche61 - mathematische Formel einzuführen, ohne gleichreitig auch über 
die Frage der darüber hinaus zu berücksichtigenden Kostenfaktoren wie Be­
arbeitungs- und Vermittlungsgebühr, Kreditprovisionen, Disagio sowie 
eventuelle Versicherungsprämien Konsens erzielt zu haben62. 

d) Der Vorschlag der Kommission über Pauschalreisen 

Mit dem "Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Pauschalreisen, 
darunter auch Pauschalurlaubsreisen und Pauschalrundreisen.63, dem Rat 

- - - - - - - - - - - - - • - - - - -- . M - - •• am 23. März 1988 vorgelegt und am 11. Juni 1989 geändert~, möehte dJe 
Kommission die ihrer Analyse zufolge zwischen den Leistungserbringern des 
Fremdenverkehrsgewerbes in den verschiedenen Mitgliedstaaten bestehen­
den Wettbewerbsverzerrungen beseitigen65• 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

KOM (88) 201 v. 25.1988, ABI. c 155/10 V. 14.6.1988. 

Ebd., dritte Erwägung des Vorschlags. 

Der Bundesrat hiilr eine vi::rbal beschriebene Methode für sinnroller, vgl. Bundesrats­

Drs. 283/88 (Beschluß) rom 23.9.1988. 

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses, CES (88) 1082 v. 27.10.1988, 

ABI. C 337/1 v. 31.12.1988; ~auch dei Pul~mentsbericht HOOfl, Pß..I)Qk. A2-'118/88 

V, 6.3.1989, S. 11. 

KOM (88) 41 V, 21.3.1988, ABI. c 96/5 V. 12.4.1988. 

ABI. c 190/10 V. 21.7.1989. 

Vgl. Fn. 63, Kommissionsdokument S. 12. 
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Der Vorschlag enthält in Art. 3 Vorschriften über das öffentliche Anbie­
ten und den Verkauf von Pauschalreisen sowie über den Inhalt von Pro­
spekten und in Art. 4 Grundsätze für die Vertragsgestaltung. So ist in Nr. 3 
dieses Artikels vorgesehen, daß der Verbraucher in bestimmten Fällen einen 
Ersatzmann benennen darf, in Nr. 4, daß der Verbraucher vor ungerechtfer­
tigten Preiserhöhungen zu schützen ist, und in Nr. 5, daß der Verbraucher 
ein Rücktrittsrecht hat, wenn sich der Preis der Reise um mindestens 10 % 
erhöht, sich die Pauschalleistungen erheblich ändern oder die Abreise "in 
objektiv nicht vertretbarer Weise, gleichgültig aus welchem Grund, verzögert 
wird, es sei denn, es handelt sich um ein Verschulden des Verbrauchers". 

In dem Parlamentsbericht lackson zu dem Vorscblag66 wird die Kritik 
geäußert, der Richtlinienentwurf sei "ein unzulänglicher Versuch, ein derart 
vielschichtiges Problem anzugehen.67

• Einigen Bestimmungen mangle es an 
Klarheit, und die voraussichtlichen Auswirkungen auf die Kosten von Pau­
schalreisen würden einfach ignoriert68

. Insofern wird der Kommission vor­
geworfen, einen Aspekt der Richtlinie, "der für Verbraucher und Leistungs­
erbringer von so entscheidender Bedeutung ist", völlig unzulänglich behan­
delt zu haben69

• Das Europäische Parlament hat hinsichtlich des Richtlinien-
- - - - - •• - - - '7n - - -

vorschlags umfangreiche Anderungen vorgeschlagen"', von denen hier nur 
der Ausschluß jeglicher Preisänderung nach voller Bezahlung des Kaufprei­
ses genannt werden soll 71. Die Kommission ist dieser Anregung durch die 
Änderung ihres Vorschlags nachgekommenn. Nach dem ursprünglichen 
Entwurf der Kommission sollte gemäß Art. 4 Buchst. a eine Preisänderung 
stets zulässig sein, wenn dies nach dem Vertrag ausdrücklich gestattet ist. Da 
es sich bei Pauschalreiseverträgen überwiegend um Formularverträge han-

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

PE-Dole. A2-368/88 v. 27.1.1989; auch der Wirtschafts- und Sozialaus.schu8 bat inzwi­

schen Stellung genommen, ABI. C 102/27 v. 24.4.1989. 

Ebd., s. 21. 

Ebd. 

El>d. 

Sitzung vom 15. Februar 1989, AB1. C 69/95 v. 20.3.1989. 

Ehd., 13. Änderung. 

Vgl. Fn. 64. 



141 

dein wird, kann die vorgenommene Änderung als gerechtfertigt angesehen 
werden. 

e) Der Zugang der Verbraucher zum Recht 

Die Problematik eines angemessenen Zugangs der Verbraucher zum 

Recht umschreibt die Kommission in ihrem Memorandum zu diesem 
Thema73 mit den Worten, die Rechte, die aus EWG-Richtlinien flössen, 
müßten zur Verbesserung der Stellung der Verbraucher auch ausgeübt bzw. 
durchgesetzt werden können74

• Dem stünden aber verschiedene Hindernisse 
entgegen, z.B. finanzieller und psychologischer Art75. 

In dem Memorandum erörtert die Kommission verschiedene Möglich­
keiten, dem Verbraucher die Verfolgung seiner Ansprüche zu erleichtern, 
ohne sich allerdings schon für bestimmte Problemlösungen zu entscheiden. 
Behandelt werden beispielsweise die Fragen, ob gerichtlichen oder Verwal­
tungsverfahren der Vorzug zu geben sei76

, ob die Verfahrensvorschriften und 
die Verfahrenssprache vereinfacht werden sollten 77, ob ein besonderes 
..... 11 •• 11 • ~ ... "' ........ ·'7R • ... ... „ •• • . • • • . 
;'.)cnJJcnmngsvermnren emzurunren sei -- una 01:> AouexnvXJagen, erwa von 

den Verbraucherverbänden geführt, zugelassen werden sollten 79
• Letztlich 

geht es der Kommission darum, "daß die Entschädigung der Verbraucher in 
der ganzen Gemeinschaft im. großen und ganzen das gleiche Niveau er­
reicht.so. 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

"Zugang dei: Verbrauchei: zum Recht", Bull. EG Beil. 2/85. 

Ebd., s. 5/6. 

Ebd., S.6. 

Ebd.,S. 8. 

Ebd., s. 9/10. 

Ebd., S.10. 

Ebd.,S.11. 

Ebd., S.13. 
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In einer das Memorandum ergänzenden Mitteilung81 bekräftigt die 
Kommission die Notwendigkeit, den Zugang der Verbraucher zum Recht zu 
verbessern, "insbesondere in einer wirtschaftlichen Situation, in der die 
Wahlmöglichkeiten des Verbrauchers in der Gemeinschaft ständig zuneh­
men, in der zugleich aber die Angebotsbedingungen für den einzelnen Ver­
braucher immer unübersichtlicher werden.82

• Außerdem kündigt sie an, sie 
werde die Opportunität prüfen, fteine Rahmenrichtlinie über die Einführung 
eines allgemeinen Rechts für Verbraucherorganisationen, die kollektiven 
Interessen der Verbraucher vor Gericht geltend zu machen, auszuarbeiten..s3

. 

Auf die "zunehmende Gemeinschaftsdimension des Problems des Zu­
gangs des Verbrauchers zum Recht~ weist der Rat in einer Entschließung 
vom 25. Juni 1987 hin84. Diese verlange seitens der Gemeinschaft eine ver­
stärkte Aufmerksamkeit für Beschwerde- und Streitfälle, die sich aus grenz­
überschreitenden Geschäftstätigkeiten und aus unmittelbaren Kontakten zwi­
schen Verbrauchern eines Mitgliedstaats und Geschäftsleuten und Händlern 
eines anderen Mitgliedstaats er~ben. Wie von der Kommission in der er­
gänzenden Mitteilung gefordert , bekräftigt der Rat in der Entschließung 
seine "Verpflichtung auf Grundsätze, deren Ziel ein verbesserter Zugang der 
Verbraucher zum Recht ist". 

81 

82 

83 

84 

85 

KOM (87) 210v. 75.1987. 

Ebd., S.4. 

Ebd.,S. 3. 

ABI. C 176/2 v. 4. 7.1987. 

Vgl. Fn. 81, S. 4. 
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3. Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Verbraucher 

a) Initiativen für eine allgemeine Produktsicherheit 

In der "Mitteilung der Kommis.5ion über die Sicherheit des Verbrauchers 
gegenüber Konsumgütern..86 wurde auf den Umfang und die beträchtlichen 
wirtschaftlichen Folgen von Unfällen im privaten Bereich hingewiesen, die 
"teilweise auf Konsumgüter und ihre Verwendung, teilweise auf das Verhal­
ten des Benutzers zurückzuführen sind..87• Daher hielt die Kommission den 

Erlaß einer allgemeinen Richtlinie über die Sicherheit des Verbrauchers ge­
genüber Konsumgütern für notwendig, "durch die den Herstellern, den 
Händ1ern und Importeuren eine allgemeine Verpflichtung auferlegt wird, nur 
sichere Produkte herzustellen und zu vermarkten..ss. Der Rat begrüßte in ei­

ner Entschließung vom 25. Juni 19sT9 die Mitteilung der Kommission und 
nahm Kenntnis "von der Absicht der Kommission, einen Vorschlag zur Ein­
führung einer allgemeinen Verpflichtung in diesem Sinne zu erstellen". Auch 
der Wirtschafts- und Sozialausschuß hatte in einer Initiativstellungnahme zur 
Päoduktsicheiheit eine derartige Richtliraie gefordert90

+ Einen entsprechen--­
den Vorschlag hat die Kommission inzwischen angenommen91

• 

b) Schutz vor Lebensmittelimitaten 

Der Umstand, daß "der Markt „. von einer ständig zunehmenden Zahl 
von Konsumgütern überschwemmt (wird), die andere nachahmen und hier-

86 

87 

88 

89 

90 

91 

KOM (87) 209 v. 8.5.1987. 

Ebd„ S.1. 

Ebd., S.16. 

ABI. C 176/3 v. 4.7.1987. 

Stellungnahme vom 27.4.1988, ABI. C 175/12 v. 4.7.1988. 

Vgl. den "Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die allgemeine Produktsicher­

heit", KOM (89) 162 (abgedruckt in Bundesrats-Dr&. '362/89 v. 23.6.1989), ABI. C 

193/1 v. 31.7.1989. 
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durch eine falsche, für die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher ge­
fährliche Verwendung zur Folge haben"92

, bewog die Kommission, dem Rat 
eine Richtlinie zur gemeinschaftsweiten Regelung derartiger Imitationen 
vorzusch1agen93. Ursache für diesen Vorsch1ag war aus der Sicht der Kom­

mission auch der Umstand, daß die diesbezüglichen Regelungen in den ein­
zelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich seien und dadurch Handels­
hemmnisse entstünden94• 

Am 25. Juni 1987 hat der Rat die Richtlinie erlassen95• Sie bezieht sich 
nach Art. 1 Abs. 2 auf "Erzeugnisse, die zwar keine Lebensmittel sind, bei 
denen jedoch aufgrund ihrer Form, ihres Geruchs, ihrer Farbe, ihres Ausse­
hens, ihrer Aufmachung. ihrer Etikettierung, ihres Volumens oder ihrer 
Größe vorhersehbar ist, daß sie von den Verbrauchern, insbesondere von 
Kindern, mit Lebensmitteln verwechselt werden und deshalb zum Mund ge­
führt, gelutscht oder geschluckt werden, was mit Risiken wie der Gefahr des 

Erstickens, der Vergiftung, der Perforation oder des Verschlusses des Ver­
dauungskana1s verbunden ist". Gemäß Art. 2 der Richtlinie haben die Mit­

gliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, "um die Vermark­
tung, die Einfuhr und entweder die Herstellung oder die Ausfuhr der unter 
diese Richtiinie fallenden Erzeugnisse zu untersagen". Die Mitgiiedstaaten 
mußten der Richtlinie gemäß Art. 6 bis zum 26. Juni 1989 nachgekommen 
sein. 

92 

93 

94 

95 

"Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten für Erzeugnisse, deren tatsächliche Beschaffenheit nicht erkennbar ist 

und die die Gesundheit oder die Sicherheit der Veibraucher gefährden", KOM (86) 

499 v. 29.9.1986, ABI. C 272/10 v. 28.10.1986, S. 1 des Kommissionsdokuments. 

Ebd. 

Ebd. 

ABI. L tn./49 v. 11.7.1987. 
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c) Sicherheit von Spielzeug 

Der Schutz des Kindes als Verbraucher wurde schon in der zuletzt er­
wähnten Richtlinie hervorgehoben; wiederum die Kinder sind Schutwbjekt 
der vom Rat am 3. Mai 1988 erlassenen Richtlinie zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Sicherheit von Spielzeug96. 

Diese Richtlinie weist eine lange Vorgeschichte auf, die 1980 mit einem er­
sten Vorschlag begonnen hatte97. Die Richtlinie betrifft gemäß Art. 1 Abs. 1 
"alle Erzeugnisse, die dazu gestaltet oder offensichtlich bestimmt sind, von 
Kindern im Alter bis 14 Jahren zum Spielen verwendet zu werden". Absatz 2 
dieses Artikels verweist auf einen Anhang zu der Richtlinie, in dem Erzeug­
nisse aufgeführt sind, die nicht als Spielzeug im Sinne der Richtlinie gelten -
z.B. Christbaumschmuck, Sportgeräte, Modeschmuck für Kinder, aber auch 
Druckluftwaffen, Pfeilspiele, bei denen Pfeile mit Metallspitze verwendet 

werden, und Feuerwerkskörper - , "entweder weil sie nicht für Kinder be­
stimmt sind oder weil sie eine besondere Überwachung oder besondere Be­
dingungen für ihren Gebrauch erfordern"98

• 

Nach Art. 2 der Richtlinie darf Spielzeug nur dann in den Verkehr ge­
bracht werden, "wenn es die Sicherheit und/oder Gesundheit von Benutzern 
oder Dritten bei einer bestimmungsgemäßen oder vorhersehbaren Verwen­

dung unter Berücksichtigung des üblichen Verhaltens von Kindern nicht ge­
fährdet". Dabei stellt Absatz 3 dieses Artikels klar, daß auch die kostenlose 
Verteilung von Spielzeug davon erfaßt wird. Art. 3 der Richtlinie verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, alle zweckdienlichen Maßnahmen zu ergreifen, damit 
Spielzeug nur dann in den Verkehr gebracht wird, wenn es bestimmten, in 
Anlage II genannten, Sicherheitsanforderungen entspricht. Bei diesen Si-

96 

98 

AB1. L 187/1 v. 16.7.1988; vgl. auch die über den Vetbraucherschutz hinausgehende 

"Mitteilung der Kommission über eine Informations- und Sensibilisierungskampagne 

der Gemeinschaft im Bereich der Kindersicherheit", KOM (87) 211v.115.1987. 

Vgl. die DaIStellung dieser Enmicklung in dem •vorschlag fü:r eine Richtlinie des 

Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Sicherheit 

von Spielzeug•, KOM (86) 541v.16.10.1986, S. 1/2. 

Vgl. Fn. 96, fünfte Erwägung der Richtlinie. 
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cherheitsanforderungen geht es um physikalische und mechanische Merk­
male des Spielzeugs (z.B. Bruchfestigkeit), um die Entflammbarkeit, um 
chemische Merkmale, um elektrische Eigenschaften, um die Hygiene und um 
Radioaktivität. Nach Art. 4 der Richtlinie dürfen die Mitglle-Ostaaten das In­
verkehrbringen von der Richtlinie entsprechendem Spieluug in ihrem Ge­
biet nicht behindern. 

d) Infonnadonen über Gefahren und Unfälle 

Im Bereich der Information über durch die Verwendung von Erzeugnis­
sen verusachte Gefahren und Unfälle ist die Gemeinschaft in zweierlei Weise 
aktiv geworden. Zunächst ist die "Entscheidung des Rates vom 22. April 1986 
über ein Demonstrationsvorhaben im Hinblick auf die Errichtung eines ge­
meinschaftlichen Informationssystems über Unfälle durch Konsumgüter"99 

zu nennen, die im Anschluß an einen 1981 beschlossenen Modellversuch100 

gefaßt wurde. Das Demonstrationsvorhaben verfolgt gemäß Art. 1 Abs. 2 der 
Entscheidung das Ziel, "Daten über Unfälle durch Konsumgüter zu sam­
meln, um die Unfallverhüt11ng zu fördern und die Sicherheit von Konsumgü­
tern sowie die Unterrichtung und Aufklärung der Verbraucher über eine 
bessere Nutzung der Erzeugnisse zu verbessern". 

Eine andere gemeinschaftliche Aktivität betrifft die "Einführung eines 
gemeinschaftlichen Systems zum raschen Austausch von Informationen über 
die Gefahren bei der Verwendung von Konsumgütern"101. Dieses System ist 
nicht auf langfristige Beobachtung und Auswertung von Daten, sondern ge­
mäß Art. 1 der Entscheidung auf schnellsten Informationsaustausch gerich­
tet, falls ein Mitgliedstaat Sofortmaßnahmen beschließt, "um die tatsächliche 

99 

100 

101 

ABI. L 100/23 v. 26.4.1986. 

"Entscheidung des Rates vom 23. Juli 1981 zur Durchführung eines Modellversuchs be­

treffend ein genieinschaftliches System zur Information über Unfälle bei Vetwendung 

bestimmter Erzeugn~ außerhalb beruflicher Tätigkeiten und dei; Straßenverkehrs", 

ABI. L 229/1 v. 13.8.1981. 

Entscheidung des Rates vom 2. März 1984, ABI. L 70/16 v. 13.3.1984. 
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oder mögliche Vermarktung oder Verwendung eines Erzeugnisses oder eines 
Postens eines Erzeugnisses in seinem Gebiet zu unterbinden, zu beschränken 
oder besonderen Auflagen zu unterwerfen, weil das betreffende Erzeugnis 
odei der Posten eines Erzeugnisses bei noimaler und vorheisehbaiei Ver„ 
wendung eine ernste und unmittelbare Gefahr für die Gesundheit oder Si~ 
cherheit der Verbraucher darstellt"102

. Da die Entscheidung gemäß Art. 8 
Abs. 2 am 6. März 1988 ihre Gültigkeit verloren hatte, beschloß der Rat am 
21. Dezember 1988 die Fortsetzung bis zum 30. Juni 1990103• 

102 

103 

Vgl. auch den Bericht der Kommission über das Funktionieren des S}'Stems, KOM 

(88) 121v.11.3.1988. 

Aßt. L 17 /52 v. 21.1.1989. 
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III. ARBEITNEHMERFREIZÜGIGKEIT UND •BESCHÄFTIGUNG IN 

DER ÖFFENTLICHEN VERWALTUNG" 

Die für die Arbeitnehmerfreizügigkeit grundlegende Vorschrift des Art. 
48 EWGV sieht in Absatz 4 vor: "Dieser Artikel findet keine Anwendung auf 
die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung". Eine ähnliche Bestim­
mung enthält Art. 55 Abs. 1 EWGV für das Niederlassungsrecht und - in 
Verbindung mit Art. 66 EWGV - für den freien Dienstleistungsverkehr. Da­
nach findet das jeweilige Kapitel des EWG-Vertrags keine Anwendung auf 
Tätigkeiten, "die in einem Mitgliedstaat dauernd oder zeitweise mit der Aus­
übung öffentlicher Gewalt verbunden sind~. 

Das Europäische Parlament unternahm in der Sitzung vom 17. Januar 
1972 den Versuch, beide Bestimmungen zu defrnieren1. Hinsichtlich der die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit einschränkenden Vorschrift, um die es im folgen­
den allein gehen soll, stellte das Parlament fest, "daß Artikel 48 Absatz 4 auf 
jede Beschäftigung angewandt werden kann, die ein Mitgliedstaat zu seiner 
öffentlichen Verwaltung rechnet, unabhängig vom Inhalt der im Rahmen die­
ser Beschäftigung geieistei:en Täi:igkeit"2. Es äußerte aber den Wunsch, "daß 
die Mitgliedstaaten die Anwendung von Artikel 48 Absatz 4 so weit wie mög­
lich auf Beschäftigungen beschränken, die mit der Ausübung öffentlicher 
Gewalt verbunden sind"3. Art. 48 Abs. 4 EWGV ziele nämlich in erster Linie 
darauf ab, die Ausübung einer tatsächlichen öffentlichen Gewalt den eigenen 
Staatsangehörigen vorzubehalten4

. Obwohl das Parlament also die Notwen­
digkeit, Art. 48 Abs. 4 EWGV eng auszulegen, erkannt hatte, tendierte es in 
dieser Entschließung dahin, den Begriff "Beschäftigung in der öffentlichen 
Verwaltung" organisatorisch zu bestimmen. 

1 

2 

3 

4 

"Entschließung zur Definition der Begriffe 'öffentliche Verwaltung' und 'öffentliche 

Gewalt' in den Mitgliedstaaten und ihre Folgen für die Anwendung von Artikel 48 Ab­

satz 4 und Artikel 55 des EWG-Vertrags", ABI. C 10/4 v. 5.2.1972. 

Ebd., Ziff. 7 der Entschließung. 

Ebd., Ziff. 11 der Entschließung. 

.Ebd., Ziff. B der Entschließung. 
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Der Europäische Gerichtshof hat sich in mehreren Urteilen zu diesem 
Problem und zu anderen mit der Auslegung von Art. 48 Abs. 4 EWGV zu­

sammenhängenden Fragen geäußert und den Anwendungsbereich der Vor-

schritt präzisiert 

Im folgenden werden zunächst die wesentlichen Aussagen dieser 
Rechtsprechung vorgestellt. Anschließend soll auf die Aktion der Kommis­

sion im Hinblick auf eine eingeschränkte Anwendung der Ausnahmevor­
schrift des Art. 48 Abs. 4 EWGV eingegangen werden. 

1. Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 

a) DeF Begriff des Arbeitnehmers 

Art. 48 Abs. 4 EWGV setzt als eine die Arbeitnehmerfreizügigkeit be­

schränkende Vorschrift zunächst voraus, daß es bei der dort genannten "Be­
schäftigung in der öffentlichen Verwaltung" um die Beschäftigung als Arbeit­

nehmer geht. In der Rechtssache 66/85 (Lawrie-Blum)5 war diese Voraus­
setzung von dem im Ausgangsverfahren beklagten Land Baden-Württemberg 
bestritten und vorgetragen worden, die unter die Bildungspolitik fallende Tä­
tigkeit eines Studienreferendars gehöre nicht zum Wirtschaftsleben im Sinne 
von Art. 2 EWGV, sie stelle vielmehr den letzten Abschnitt der Berufsaus­
bildung des künftigen Lehrers dar6• 

Der Gerichtshof entschied demgegenüber, für den Anwendungsbereich 
des Art. 48 EWGV sei nur erforderlich, daß die Tätigkeit den Charakter ei­

ner entgeltlichen Arbeitsleistung habe, unabhängig davon, in welchem Be­
reich sie erbracht werde 7. Er stellte erneut fest, daß der Begriff des Arbeit-

5 

6 

7 

Urteil v. 3.7.1986, S\g. 1986, S. 2121. 

Ebd., s. 2143. 

F.bd., s. 2145. 
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nehmers eine gemeinschaftsrechtliche Bedeutung hat8, und beschrieb als we­
sentliches Merkmal des Arbeitsverhältnisses, "daß jemand während einer be­
stimmten Zeit für einen anderen nach dessen Weisung Leistungen erbringt, 
für die er als Gegenleistung eine Vergütung erhält"9. 

b) Der Begriff der öffentlichen Verwaltung 

Art. 48 Abs. 4 EWGV wirft ferner die Frage auf, ob der Begriff "öffentli­
che Verwaltung" auf die einzelstaatlichen Rechtsordnungen verweist, oder ob 
ihm eine gemeinschaftsrechtliche Bedeutung zukommt. In seinem Urteil vom 
17.11.1980 in der Rechtssache 149/79 (Kommissionfltalien)10 entschied der 
Gerichtshof, daß der Begriff eine gemeinschaftsrechtliche Bedeutung hat. 
Andernfalls würden die Einheit und die Wirksamkeit des Gemeinschafts­
rechts beeinträchtigt; die Gleichbehandlung der Staatsangehörigen aller Mit­
gliedstaaten wäre nicht gewährleistet11. 

Hinsichtlich der weiteren Frage, ob Art. 48 Abs. 4 EWGV eng oder weit 
auszulegen ist, hatte der Gerichtshof in dem Urteil vom 12.2.1974 in der 
- • . ---·-- ·- •. 1?- •.•.. ~· .....• --Kechtssache 152/13 (.Sotg.mr- testgesteut, die in Absatz 4 des ArttlceJs 48 

zugelassenen Ausnahmen könnten "nicht weiter reichen, als der Zweck es 
erfordert, um dessentwillen sie vorgesehen sind"13. Noch deutlicher formu­
lierte der Gerichtshof diese Aussage in dem Urteil vom 16.6.1987 in der 
Rechtssache '22.5/85 (Kommission/Italien)14

, in dem es heißt, Art. 48 Abs. 4 
EWGV sei als Ausnahme vom Grundprinzip der Freizügigkeit und der 
Nichtdiskriminierung der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft so auszulegen, 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

Vgl. auch das Urteil v. 19.3.1964, Rs. 75/63 (Unger), Slg. 1964, S. 379 (400), und das 

Urteil v. 23.3.1982, Rs. 53/81 (Levin), Slg. 1982, S. 1035 (1049). 

Ebd., s. 2144. 

Slg. 1980, S. 3881. 

Ebd., s. 3903. 

Slg. 1974, S. 153. 

Ebd.,S.162. 

Slg. 1987, S. 2625. 
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daß sich seine Tragweite auf das beschränke, was zur Wahrung der Interes­
sen, die diese Bestimmung den Mitgliedstaaten zu schützen erlaube, unbe­
dingt erforderlich sei15• 

Diese enge Auslegung der Ausnahmevorschrift des Art. 48 Abs. 4 EWGV 
korrespondiert mit einer weiten Auslegung des Begriffs "Arbeitnehmer"16

. 

Der Freizügigkeit der Arbeitnehmer soll dadurch zu voller Wirksamkeit ver­
holfen werden17

• 

Nachdem der Gerichtshof klargestellt hatte, daß der Vorschrift des Art. 
48 Abs. 4 EWGV eine gemeinschaftsrechtliche Bedeutung zuzumessen ist, 
war die Frage zu entscheiden, ob bei der Ermittlung dieser Bedeutung einer 
"organisatorischen" oder einer "funktionellen"18 Auslegung der Vorzug zu 
geben ist. Der Gerichtshof entschied in dem Urteil in der Rechtssache 
149/79 vom 17.12.198019

, Art. 48 Abs. 4 EWGV nehme solche Stellen vom 
Anwendungsbereich des Art. 48 EWGV aus, "die eine unmittelbare oder 
mittelbare Teilnahme an der Ausübung hoheitlicher Befugnisse und an der 
Wahrnehmung solcher Aufgaben mit sich bringen, die auf die Wahrung der 
allgemeinen Belange des Staates oder anderer öffentlicher Körperschaften 
gerichtet sind"20. Die Beschäftigung auf derartigen Stellen setze nämlich ein 
Verhältnis besonderer Verbundenheit des jeweiligen Stelleninhabers zum 
Staat sowie die Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten voraus, die dem 

Staatsangehörigkeitsband zugrunde lägen21• 

Diese Entscheidung für eine funktionelle Betrachtungsweise begründete 
der Gerichtshof mit der Erwägung, daß "die Träger hoheitlicher Befugnisse 
in den einzelnen Mitgliedstaaten wirtschaftliche und soziale Aufgaben über-

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

Ebd., s. 2638. 

Vgl. das Urteil v. 3.6.1986, Rs. 139/85 (Kempf), Slg., 1986, S. 1741 (1750). 

Vgl. das Urteil v. 23.3.1982, Rs. 53/81 (Levin), Slg. 1982, S. 1035 (1050). 

Zu den Begriffen vgl. den Schlußantrag des Generalanwalts Mancini in der Rechtssa­

che 307 /S4 (KommissionfFrankreich), Urteil v. 3.6.1986, Slg. 1986, S. 1725 (1730). 

Vgl. Fn. 10. 

Ebd., S. 3900. 

Ebd. 
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nommen haben oder in Bereichen tätig werden, die nicht den typischen Auf­
gaben der öffentlichen Verwaltung zugerechnet werden können, sondern 
vielmehr ihrem Wesen nach in den Anwendungsbereich des EWG-Vertrages 
fq11„„.22 
.a.au..,u • 

Gegen die funktionelle Auslegung war in der Rechtssache 149 /79 von der 
belgischen Regierung, der Vertreterin des beklagten Mitgliedstaats, und von 
der französischen Regierung vorgebracht worden, die Nichtzulassung auslän­
discher Arbeitnehmer zu Stellen, die zunächst keine Teilnahme an der Aus­
übung hoheitlicher Befugnisse mit sich brächten, sei dann notwendig, wenn 
die Stellen in höheren Dienstgraden, die von der betreffenden Laufbahn 
umfaßt seien, zur Ausübung von Hoheitsbefugnisren berechtigten23

. 

Demgegenüber stellte der Gerichtshof in folgerichtiger Anwendung der 
funktionellen Auslegung fest, es sei den Mitgliedstaaten erlaubt, ihren 
Staatsangehörigen den Zugang zu solchen Stellen vorzubehalten, die mit der 
Ausübung derartiger Befugnisse verbunden seien. Die daraus resultierende 
Diskriminierung innerhalb der Verwaltung schränke die Freizügigkeit weni­
ger ein, als der völlige Ausschluß von Staatsangehörigen anderer Mitglied­
staaten24. Diese Auffassung bestätigte der Gerichtshof in dem Urteil in der 
Rechtssache 225/85-is. - -

Die vom Gerichtshof entwickelte Inhaltsbestimmung der Wendung "Be­
schäftigung in der öffentlichen Verwaltung" wies insofern eine Unklarheit 
auf, als nicht zu erkennen war, ob eine unter Art. 48 Abs. 4 EWGV fallende 
Beschäftigung sowohl die Ausübung hoheitlicher Befugnisse als auch die 
Wahrnehmung allgemeiner Belange des Staates mit sich bringen müßte, oder 
ob das Vorliegen einer von beiden Voraussetzungen ausreichte. 

Es hätte auf der Linie einer restriktiven Auslegung des Art. 48 Abs. 4 
EWGV gelegen, wenn der Gerichtshof das kumulative Vorliegen beider 

22 

23 

24 

"25 

Ebd. 

Ebd„ s. 3903. 

Ebd., S. 3904. 

Vgl. Fn. 14, S. 2639; zu dem "Laufbahnargument" vgl. auch das Urteil v. 3.6.1986, Rs. 

'YJ'T/84 (Kommission/Frankreich), Slg. 1986, S. 1725. 
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Voraussetzungen hätte fordern wollen. Generalanwalt Mancini vertrat in der 
Rechtssache 307 /84 (Kommission/Frankreich) die Auffassung, beide Vor­
aussetzungen müßten erfüllt sein26. Die Kommission teilte diese Auffassung 
in der Rechtssache 66/85 (Lawrie-Blum)27 und sie blieb in dem in dieser Sa­
che ergangenen Urteil unwidersprochen28

• 

In dem Urteil in der Rechtssache Zl.5/85 allerdings erläuterte der Ge­
richtshof den Begriff "Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung" dahin­
gehend, es müsse der Beweis erbracht werden, daß die Stelleninhaber "mit 
der Ausübung hoheitlicher Befugnisse oder der Wahrung der allgemeinen 
Belange des Staates betraut sind"29• Er führte aus. "staatliche Leitungs- und 
Beratungsfunktionen in wissenschaftlichen und technischen Fragen könnten 
als Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung in Sinne von Artikel 48 Ab­
satz 4 EWG-Vertrag angesehen werden•30. Mit dieser Entscheidung schien 
der Gerichtshof klargestellt zu haben, daß die genannten Voraussetzungen 
nicht kumulativ vorliegen müssen. 

Zweifel an diesem Ergebnis weckt das Urteil vom 30. Mai 1989 in der 
Rechtssache 33/88 (Allue/Coonan)31. Der Gerichtshof führte im Hinblick 
auf die Tätigkeit eines Fremdsprachenlektors an einer Universität aus, die 
Unterrichtstätigkeit bringe keine unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an 
der Ausübung hoheitlicher Befugnisse und an der Wahrnehmung solcher 
Aufgaben mit sich, die auf die Wahrung der allgemeinen Belange des Staates 
oder anderer öffentlicher Körperschaften gerichtet sind, und setze kein Ver­
hältnis besonderer Verbundenheit des jeweiligen Stelleninhabers zum Staat 
sowie die Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten voraus, die dem Staats­
angehörigkeitsband zugrunde liegen32• Die Voraussetzung der Ausübung ho-

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

Vgl. den Schlußantrag von Generalanwalt Mancini (Fn. 18). 

Vgl. Fn. 5, S. 2146. 

Ebd., s. 2147. 

Vgl. Fn.14, S. 2639. 

Ebd. 

Urteil noch nicht in der amtlichen Sammlung. 

Ebd„ Rn. 7. 
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heitlicher Befugnisse ist mit der der Wahrung allgemeiner Belange des Staa· 
tes durch ein mehrdeutiges "und" verknüpft. Außerdem scheint der Gerichts­
hof die besondere Verbundenheit mit dem Staat und die Gegenseitigkeit von 
Rechten und Pflichten nicht mehr nur als Erläuterung der unter Art. 48 Abs. 
4 EWGV fallenden Stellen, sondern als selbständige dritte Voraussetzung 
anzusehen. 

c) Die Zuordnung einzelner Stellen 

In Anwendung der genannten Grundsätze nahm der Europäische Ge­
richtshof in den einzelnen Rechtsstreitigkeiten eine Zuordnung von Beschäf­
tigungen zu dem Begriff der öffentlichen Verwaltung vor. 

In dem Endurteil vom 26.5.1982 in der Rechtssache 149/7933 subsumierte 
er die Stellen mit der Bezeichnung "Leiter der Technischen KontrolleH, 
"Hauptkontrolleur", •Arbeitskontrolleur", "Inventar kontrolleur" und "Nacht· 
wächter" der Stadtverwaltung von Brüssel sowie die Stellen mit der Bezeich­
nung "Architekt" der Stadtverwaltung von Brüssel und der Gemeindeverwal­
tung von Audergbem untei den \ 7oibeha1t des Art 48 Abs. 4 E\VG\', nicht 
aber die Stelle eines Nachtwächters bei einer belgischen Eisenbahngesell­
schaft und eine Vielzahl anderer Stellen, z.B. die eines Lokomotivführers, ei­
nes Gleisbauarbeiters und eines Malergehilf en34

• 

In den folgenden Urteilen setzte der Gerichtshof die einschränkende 
Auslegung des Art. 48 Abs. 4 EWGV fort. So übt eine Krankenschwester in 
einem öffentlichen Krankenhaus ebenso wenig eine "Beschäftigung in der 
öffentlichen Verwaltung" aus35, wie ein Studienreferendar36, ein Forscher 

33 

34 

35 

36 

Slg. 1982, S. 1845. 

Ebd., s. 1851. 

Vgl. das Urteil in der Rs. 307/84 (Fn. 18), S. 1739. 

Vgl. Fn. S, S. 2147. 
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beim italienischen nationalen Forschungsrat37 und ein Fremdsprachen1ektor 
an einer Universität38• 

2. Die Aktion der Kommission 

Am 18. März 1988 veröffentlichte die Kommission im Amtsblatt der Eu­
ropäischen Gemeinschaften eine Mitteilung über ihre Aktion ~auf dem Ge­
biet der Anwendung von Art. 48 Absatz 4 EWG-Vertrag"39

, die den Zweck 
verfolgt, allen Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten "die weitestgehende 
Freizügigkeit zur Berufsausübung zu gewährleisten..40. Ziel der Kommission 
ist es vor allem, "daß die Mitgliedstaaten die Vorschriften über die Freizü­
gigkeit der Arbeitnehmer und die Gleichbehandlung der Arbeitnehmer der 
Gemeinschaft beim Zugang zur Beschäftigung entsprechend den Grundsät­
zen des Vertrags tatsächlich anwenden, ohne Vorschläge für neue Gemein­
schaftsvorschriften unterbreiten zu müssen.41. 

Sie legt zunächst dar, auf welche Bereiche sich die Aktion nicht erstreckt, 
weil sie ihrer Ansicht nach unter den Vorbehalt des Art. 48 Abs. 4 EWGV 
fallen. Die Kommission nennt die Streitkräfte, die Polizei und sonstige Ord­
nungskräfte, die Rechtspflege, die Steuerverwaltung und die Diplomatie. 
Darüber hinaus nimmt sie solche Stellen von ihrer Aktion aus, die die Aus­
übung hoheitlicher Befugnisse wie die Ausarbeitung, die Durchführung oder 
die Überwachung der Anwendung von Rechtsakten sowie die Beaufsichti­
gung nachgeordneter Stellen mit sich bringen42• Dagegen will die Kommis­
sion ihre Aktion vorrangig auf Einrichtungen erstrecken, die mit der Ver­
waltung und Erbringung kommerzieller Dienstleistungen betraut sind, auf 
Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitswesens, auf staatliche Bildungs-

37 

38 

39 

40 

41 

42 

Vgl. Fn. 14, S. 2639. 

Vgl. das Urteil v. 305.1989, Rs. 33/88, Rn. 7, noch nicht in der amtlichen Sammlung. 

ABI. c 72/2 V. 18.3.1988. 

Ebd., Einleitung. 

Ebd., dritter Abschnitt. 

Ebd. 
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einrichtungen und auf mit ziviler Forschung befaßte staatliche Forschungs.. 
einrichtungen43

• Die Tätigkeit in solchen Einrichtungen sei im allgemeinen 
so weit von den spezifischen Tätigkeiten der öffentlichen Verwaltung, wie sie 
der Gerichtshof definiert hat, entfernt, daß sie nur in außergewöhnlichen 

Fällen unter die Ausnahme nach Artikel 48 Absatz 4 EWG-Vertrag fielen 44
• 

Die Kommission beabsichtigt, in der Weise vorzugehen, daß sie den be­

treffenden Mitgliedstaaten die Ergebnisse ihrer Prüfung in den ausgewählten 

Bereichen mitteilt und diese auffordert, den Zugang zur Beschäftigung in 
diesen Bereichen für Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten zu öffnen. 
Dabei behält sie sich vor, "erforderlichenfalls auf Art. 169 des EWG-Vertrags 

zurückzugreifen und ein Verfahren gegen Mitgliedstaaten einzuleiten, die 
gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag verstoßen.45• 

Der Bundesrat nahm zu der Aktion in zwei Beschlüssen Stellung. In dem 
ersten Beschl~ stellte er fest, die Auffassung der Kommission hätte zur 
Folge, "daß weite Gebiete, die bisher in den Ländern zum Aufgabenbereich 

des Staates gehören und die nach dem Funktionsvorbehalt des Artikels 33 
Abs. 4 GG regelmäßig durch Beamte wahrzunehmen sind, für Staatsangehö­
rige von EG-Mitgliedstaaten zu öffnen wären.47

• Außerdem bemängelte er, 
die Kommission grenze den Ausnahmebereich des Art. 48 Abs. 4 EWGV zu 
schematisch nach Sachbereichen ab, ohne funktionelle Gesichtspunkte hin­
reichend zu berücksichtigen. Es sei stets eine Prüfung im Einzelfall e1fo1der­
lich 48. 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

Ebd. 

Ebd. 

Ebd. 

"Beschluß des Bundesrates zur Entschließung des Bundesrates zu den Maßnahmen der 

EG-Kommission zur Anwendung des Artikels 48 Ab&. 4 EWG-Vertrag•, Bundesrats­

Drs. 80/88 (Beschluß)v. 18.3.1988. 

Ebd„ Anlage, s. 3. 

Ebd. 
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Positiver fiel etwa ein Jahr später die zweite Stellungnahme des Bundes­
rates aus49. Er äußerte sich zustimmend zu dem Vorhaben der Kommission 
und zu ihrer Ansicht, die Ausnahmevorschrift des Art. 48 Abs. 4 EWGV 
gelte nicht generell für die öffentliche Verwaltung, sondern nur für sokhe 
Tätigkeiten, die in Zusammenhang mit hoheitlichen Befugnissen und spezifi­
schen Diensten des Staates stünden50

. Zwar hielt er die Kritik an der Ab­
grenzung nach Bereichen aufrecht51

, machte aber im folgenden Ausführun­
gen und Vorschläge zu der Frage, wie die Beschäftigung von Staatsangehöri­
gen anderer Mitgliedstaaten in bislang Inländern vorbehaltenen Bereichen 
mit dem Grundgesetz, insbesondere mit Art. 33 Abs. 4 GG, in Einklang ge­
bracht werden könne52• 

Bemerkenswert ist insofern die Ankündigung, als besonderer zusätzlicher 
Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur Förderung der Freizügigkeit 
werde angestrebt werden, "nach verfassungsrechtlicher Prüfung in § 4 Abs. 2 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes eine Ausnahme von der Eigenschaft als 
Deutscher im Sinne des Artikels 116 GG für die Berufung in das Beamten­
verhältnis auch zur Gewährleistung der Freizügigkeit nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaften vorzusehen..s3. 

49 

50 

51 

52 

53 

"Beschluß des Bundesrates zur Aktion der Kommission auf dem Gebiet der Anwen­

dung von Artikel 48 Absatz 4 EWG-Vertrag: Freizügigkeit der Art>eitnehmer und Zu­
gang zur Beschäftigung in der öffentlichen Vetwaltung der Mitgliedstaaten", Bundes­

rats-Drs. 178/88 (Beschluß) v. 10.3.1989. 

Ebd.,S.1. 

Ebd., S.2. 

Ebd., S. 2/3. 

Ebd., S.3. 



158 

E. DIE FREIBEIT DES PERSONENVERKEHRS 
IN EINEM EUROPA DER BÜRGER 

I. DIE BESEITIGUNG DER PERSONENKONTROLLEN AN DEN 

INNERGEMEINSCHAFI'LICHEN GRENZEN 

Art. 8 a EWGV beschreibt den bis zum 31. Dezember 1992 schrittweise 
zu verwirklichenden Binnenmarkt als "einen Raum ohne Binnengrenzen, in 
dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital 
gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages gewährleistet ist". Damit ist al­
lerdings nicht die Abschaffung der Binnengrenzen selbst gemeint, sondern 
lediglich die "Aufhebung aller Kontrollen an den Binnengrenzen der Ge­
meinschaft"1. also die Aufüebung all dessen, was eine Grenze spürbar macht. 

Die an den Grenzen durchgeführten Kontrollen können vielfältige 
Zwecke verfolgen. Sie können der Einhaltung steuerlicher Vorschriften, ins­
besondere der Steuerfreimengen, dienen2, sie können sich auf die Beachtung 
von Devisenvorschriften beziehen3, sie können aber auch polizeilichen Zwek­
ken dienen 4• 

Neben diesen Kontrollen, die als Personenkontrollen bezeichnet werden 
können, werden weitere Kontrollen vorgenommen, die sich z.B. auf die 
transportierten Güter5 oder auf technische Vorschriften, Genehmigungen 

1 

2 

3 

4 

5 

Mitteilung der Kommission "Europa der Bürger", Bull. EG Beil. 2/88, S. 19. 

Vgl. die Mitteilung der Kommission "Europa der Bürger", KOM (84) 446 v. 24.9.1984, 

s. 5 ff. 

Ebd., s. 11. 

Ebd. 

Vgl. dazu die "Richtlinie des Rates vom 1. Dezember 1983 wr Erleichterung der Kon­

trollen und Veiwaltungsfonnalitäten im Güteiverkehr zwischen den Mitgliedstaaten", 

ABI. L 359/8 v. 22.12.1983, geändert dutch Richtlinie vom 15. Dezember 1986, ABI. L 
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und sonstige Unterlagen beziehen, denen Fahrzeuge zu entsprechen haben6
. 

Derartige Kontrollen beziehen sich zwar nicht auf Personen, sondern auf 
Waren oder Beförderungsmitte~ gleichwohl verursachen sie notwendiger­
weise für den Fahrz.eugführer Verzögerungen beim Grenzübertritt Für die 

eine Grenze überschreitende Person ist es letztlich gleichgültig, ob eine Ver­
zögerung auf einer Personenkontrolle oder auf auf einer Kontrolle von Ware 
oder Fahrzeug beruht. Zudem müssen - wie anfangs gesagt - in einem "Raum 
ohne Binnengrenzen" sämtliche, wie auch immer gearteten Grenzkontrollen 

entfallen. Die folgende Darstellung ist dennoch auf die für alle Bürger be­
deutsamen Bemühungen um die Erleichterung und schließlich Abschaffung 
der Personenkontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft beschränkt. 

1. Bedingungen für die Abschaltung der Personenkontrollen 

Die vollständige Abschaffung der Personenkontrollen an den Binnen­
grenzen der Gemeinschaft wirft eine Vielzahl unterschiedlicher Probleme 
auf. Anfang 1989 legte die Kommission einen Bericht "über die Abschaffung 
der Personenkontrollen an den innergemeinschaftlichen Grenzen" voi7„ in 
dem sie sich zu dem Stand der Arbeiten auf den für regelungsbedürftig er­
achteten Gebieten äußert. 

Im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Terrorismus nimmt sie be­
zug auf den im August 1987 vorgelegten "Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über die Kontrolle des Erwerbs und des Führens von Waffen.s. Das 

6 

7 

8 

24/33 v. 27.1.1987, und die "Verordnung (EWG) Nr. 4283/88 des Rates vom 21. De­

zember 1988 zur Abschaffung bestimmter Ausgangsförmlichkeiten beim Überschreiten 

der Binnengrenzen der Gemeinschaft - Zusammenlegung der Grenzabfertigungsstel­

len", ABI. L 382/1v.31.12.1988. 

Vgl. dazu den "Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Abbau von 

Grenzkontrollen der Mitgliedstaaten im Straßen- und Binnenschiffsverkehr", KOM 

(88) 800/Rev. v. 8.2.1989, ABI. C 85/7 v. 7.3.1989. 

KOM (88) 640 v. 16.1.1989. 

KOM (87) 383 v. 28.7.1987, ABI. C 23.S/8 v. 1.9.1987. 
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Europäische Parlament hatte in einer Entschließung vom 9. Oktober 1986 
darauf hingewiesen, "daß Kontrollen an den Binnengrenzen der Gemein­
schaft kein geeignetes Mittel zur Bekämpfung des Terrorismus sind und le-
diglich von den Erfordernissen engerer Zusammenarbeit über die Staats­
grenzen hinweg ablenken"9• In diesem Zusammenhang ist auch auf die Dis­
kussion um die Schaffung einer ~Europäischen Bundespolizei~ hinzuweisen10

. 

Ein weiteres Handlungsfeld ist die Angleichung der Drogengesetze. 
Insofern stellt die Kommission zwar fest, "daß die Gesetze der Mitgliedstaa­
ten faktisch bereits stark angeglichen sind"11, allerdings bestünden Unter­
schiede in der Anwendung der Strafgesetze. Zudem müßten die Staaten ge­
genüber den Drogenabhängigen eine gemeinsame politische Haltung ein­
nehmen12. Auch die Vertragsstaaten des Schengener Übereinkommens ha­
ben "wegen der unterschiedlichen Strafverfolgung in den Niederlanden einer­
seits und den übrigen Vertragsstaaten andererseits - in bezug auf den Handel 

mit weichen Drogen und ihrem Besitz" - Einigungsschwierigkeiten13
• Es be­

stünde der Anreiz, "sich in den Niederlanden mit Drogen zu versorgen und 
nach Öffnung der Grenzen diese Drogen unkontrolliert auf den deutschen 
Markt zu bringen"14. Diese Situation führte zum Teil zu der Auffassung, "daß 
die Strafen angeglichen oder Mindestmengen für beschlagnahmte 
Rauschmittel festgelegt werden müßten•15. 

9 

10 

11 
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•Entschließung zu den Grenzkontrollen zur Bekämpfung des Terrorismus•, ABI. C 

2.83/75 v. 10.11.1986. 
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Auch das Asylrecht und der Flüchtlingsstatus wurden als koordinierungs­
bedürftig erkannt16

, denn "die Abschaffung der Kontrollen an den Binnen­

grenzen bringt die vollständige Freizügigkeit aller Personen - ungeachtet ih­
rer Staats!'lngehörigkeit - in der gesamten Gem.eim:chaft mit skh"17• Bereits 

in dem Weißbuch der Kommission über die Vollendung des Binnenmarkts 
hatte die Kommission angekündigt, sie werde "spätestens 1988 Maßnahmen 
zum Asylrecht und zur Lage der Flüchtlinge" vorschlagen18

. In einer Anwort 
auf eine Schriftliche Anfrage erklärte die Kommission am 8. Juli 1988, daß 
die Vorarbeiten für eine Richtlinie über das Asylrecht und den Status von 
Flüchtlingen "bereits so weit fortgeschritten (sind), daß dieser Termin auf je­
den Fall eingehalten werden kann"19

• Dennoch hat die Kommission bislang 
einen entsprechenden Vorschlag nicht unterbreitet. Aus deutscher Sicht wird 

die Harmonisierung des Asylrechts auf Gemeinschaftsebene für notwendig 
gehalten, weil andernfalls die Gefahr bestehe, "daß sich die Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund ihrer weitergehenden asylrechtlichen Regelungen im­
mer mehr zum 'Reserveasylland' innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
entwickelt"20

. 

Weiteren Koordinierungsbedarf sieht die Kommission im Bereich der 
- - --..,1 - - - - - - - - - - --

VisapolitilC''. Allerdings ist ihrer Ansicht nach der Vorschlag einer Richtlinie 
nicht notwendig; die Mitgliedstaaten müßten vielmehr ihre Politik in den 
hierfür geeigneten Gremien koordinieren22

. Außerdem hält die Kommission 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

Ebd., S.17. 

Ebd. 

KOM (&S) 310 v. 14.6.1985, S. 15. 

Antwort auf die Schriftliche Anfrage Nr. 2ffJ/88, ABI. C 24/15 v. 30.1.1989. 

Antrag des Landes Baden-Württemberg für eine "Entschließung des Bundesrates zur 

Harmonisierung des Asylrechts auf europäischer Ebene•, Bundesrats-Drs. 586/88 v. 

6.12.1988, s. 3. 

Vgl. Fn. 8, S. 19. 

Ebd., S.20. 
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die Koordinierung der Auslieferungsvorschriften23 und die Verstärkung der 
Kontrollen an den Außengrenzen der Gemeinschaft24 für erforderlich. 

Schließlich entsteht mit der Abschaffung der Personenkontrollen das 
Problem der Zuwt:isung neuer Aufgaben an die bisher mit der Kontrolle be­
trauten Personen. Die Kommission bat sich dieser Problematik angenommen 
und eine MA TTHEUS genannte Pilotaktion zum Austausch von Beamten 
der Zollverwaltungen zur Vorbereitung auf neue Aufgaben vorgeschlagen25• 

Für diese Aktion will die Kommission 2.5 Mio. ECU aufwenden. Ziel ist es 
u.a., "einer möglichst großen Zahl von Beamten der Zollverwaltungen eine 
entsprechend angepaßte zusätzliche Berufsausbildung zuteil werden zu las­
sen"26. 

Eine "Gruppe von Koordinatoren", eingesetzt vom Europäischen Rat in 
Rhodos27

, erarbeitete inzwischen einen Bericht über die auf einzelnen Ge­
bieten zu treffenden Maßnahmen. Die Schlußfolgerungen dieses Berichts 
wurden vom Europäischen Rat in Madrid am 21i/27. Juni 1989 gebilligr28. In 
dem sogenannten Palma-Dokument29 schlagen die Koordinatoren verschie­
dene Maßnahmen bezüglich der Kontrollen an den Außengrenzen und Maß. 
nahmen hinsichtlich der Abschaffung der Personenkontrollen an den inner­
gemeinschaftlichen Grenzen vor. Diese sind jeweils eingeteilt in "wesentliche 
Maßnahmen" und "anzustrebende Maßnahmen". Hinsichtlich der Abschaf­
fung der Kontrollen an den innergemeinschaftlichen Grenzen werden die 
Gebiete illegale Einwanderung, Drogenhandel, Transport von Waren durch 
Reisende, Visapolitik, Asylrecht und Flücht~tatus, Terrorismus, Verbes-

23 

24 

25 

26 

27 
28 

29 

Ehd.,S.21. 

Ebd., s. 26. 

informatorische Aufzeichnung P-16 (1989). 

Ebd. 

Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EG 12 -1988, Ziff. 1.1.3. 

Vgl. Europe - Agence Internationale Nr. 5045 v. 28.6.1989, S. 4. 

Vgl. Europe -Agence Internationale Nr. 5051 v. 6.7.1989, S. 11. 
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serung der Informationsaustauschsysteme, Waffenrecht und Zusammenar­
beit von Polizei- und Zollbehörden in den Grenzgebieten genannt3(). 

2. Maßnahmen zur Beseitigung der Personenkontrollen 

a) Die Erleichtetung des Grenzübertritts durch Steuerbefreiungen 

Die Vorschriften des EWG-Vertrags über die Steuern gehen von dem 
Bestimmungslandprinzip aus, d.h. Exporte in einen anderen Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft werden von den inländischen Abgaben entlastet und von dem 
importierenden Mitgliedstaat mit den dort geltenden Abgaben belastet31

. 

Allerdings hat der Rat schon in der ersten Umsatzsteuerrichtlinie "das Ziel 
der Beseitigung der Besteuerung der Einfuhr und steuerlichen Entlastung 
der Ausfuhr" f estgeschrieben32. Voraussetzung dafür ist aber die Schaffung 
einer "weitgehenden Harmonisierung der indirekten Steuern"33• 

Bei Einfuhren von Privatleuten kann es zu Doppelbesteuerungen kom­
men. wenn der Staat der Einfuhr die inländischen Abaaben erhebt. obwohl 
eine. Entlastung durch den Staat der Ausfuhr nicht erlolgt ist34• V~r allem 
aber wird der Grenzübertritt durch "umständliche, zeitraubende Formalitä­
ten"35 erschwert. 

3() 

31 

32 

33 

34 

35 

Ebd. 

Vgl. Art. 95 ff EWGV. 

"Erste Richtlinie des Rates vom 11. April 1967 zur Harmonisierung der Rechtsvor­

schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer", ABl. Nr. 71/1301 v. 14.4.1967. 

"Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal­

tungsvorschriften über die Befreiung von den Umsat7.steuem und den Sondervcr­

brauchssteuem bei der Einfuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr", ABI. L 133/6 

v. 4.6.1969, erste Erwägung, vgl. auch Art. 99 EWGV. 

Vgl. die Mitteilung der Kommission an den Rat "Europa der Bürger", KOM (84) 446 

V. 24.9.1984, S. 6. 

Ebd. 
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Um diesen Zustand zu erleichtern, hat die Gemeinschaft ein System so­
genannter Steuerbefreiungen eingeführt36

• Die "schrittweise Erweiterung der 
Steuerbefreiungen für Einzelpersonen bei Überschreitung der innergemein-
schaftlichen Grenzen" ist u.a. Gegenstand einer Vereinba..r1.mg des Rates und 
der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 197137

• 

Auch der Ad-hoc-Ausschuß "Europa der Bürger• forderte in seinem Zwi­
schenbericht einen Ausbau der Steuerbefreiungen38

• 

Das System der Steuerbefreiungen zeichnet sich dadurch aus. daß in be­
stimmten Grenzen auf eine Besteuerung seitens des Einfuhrstaats verzichtet 
wird, wenn der eingeführte Gegenstand bereits im Staat der Ausfuhr ord­
nungsgemäß versteuert wurde39

. Das Bestimmungslandprinzip wird also in­
soweit durch das Ursprungslandprinzip ersetzt. 

Der Schwerpunkt der Steuerbefreiungen liegt, trotz dadurch bewirkter fi­
nanzieller Vorteile, nicht auf wirtschaftlichem Gebiet, sondern im Bereich 
der Vereinfachung des Grenzübertritts40

• Im folgenden sollen die einzelnen 
Befreiungstatbestände41 näher dargestellt werden. 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

Ebd.,S.5. 

Vgl. die "Entschließung des Rates und der Vertreter der Regierungen der Mitglied­

staaten vom 22. März 1971 über die stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- und 

Währungsunion in der Gemeinschaft", ABI. C '11!,/1 v. 27.3.1971. 

Bull. EG Beil. 7 /85, S. 11-13. 

Vgl. für den Reiseverkehr Fn. 34, S. 6. 

Vgl. die Behandlung der Steuerbefreiungen in KOM (84) 446 (Fn. 34) unter dem 

Stichwort "Zollformalitäten", ebd., S. 5. 

Auf die Steuerbefreiung bei der Einfuhr von Waren in Kleinsendungen nichtkommer­

z.ieller Art, geregelt durch Richtlinie vom 19. Dezember 1974, ABI. L '354/57 v. 

30.12.1974, wird nicht eingegangen, weil sie keine Bedeutung für die Erleichterung des 

Grenzübertritts hat. 
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aa) Einfuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 

Die erste Reiseverkehtsrichtlinie vom 28. Mai 196942 regelte im Hinblick 

auf den Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten in Art. 2 eine Steuerbe­
freiung für Waren im Gesamtwert von 75 RE je Person, "sofern die Einfuhr 
keinen kommerziellen Charakter hat". Dies ist gemäß Art. 3 Nr. 2 anzuneh­
men, wenn die Einfuhr gelegentlich erfolgt und die Ware "zum persönlichen 
Ge- oder Verbrauch der Reisenden oder in ihrem Haushalt, oder ... als Ge­
schenk bestimmt" ist, wobei aber weder Artikel noch Menge der Ware Anlaß 
zu der Besorgnis geben dürfen, daß "die Einfuhr aus geschäftlichen Gründen 
erfolgt". 

Neben dieser wertbestimmten Freigrenze enthält Art. 4 der Richtlinie 
eine Regelung der Steuerbefreiung bestimmter Waren43

, deren Wert gemäß 
Art. 4 Abs. 3 "bei der Ermittlung der in den Artikeln 1 und 2 genannten Frei­

beträge außer Ansatz gelassen" werden sollte. 

Eine Erhöhung der Freigrenze und der mengenmäßigen Begrenzungen 
erfolgte mit Richtlinie vom 12. Juni 197244

• Durch Art. 5 dieser Richtlinie 
wurde außerdem in die erste Reiseverkehrsrichtlinie ein Art. 7 a eingefügt, 
der den Mitgliedstaaten die Verpflichtung auferlegte, die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen, "um es den Reisenden zu ermöglichen, stillschwei­
gend oder durch einfache mündliche Erklärung zu versichern, daß sie die 
Begrenzungen und Bedingungen für die zulässigen Befreiungen einhalten". 
Damit sollten insbesondere die Grenzkontrollen erleichtert werden45

• 

42 

43 

44 

45 

Vgl.Fn. 33. 

Z.B. Tabakwaren: 200 Zigaretten oder 100 Zigarillos oder SO Zigarren oder 250 

Gramm Rauchtabak. 

ABI. L 139/28 V. 17.6.1972. 

Ebd., zweite Erwägung. 
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Ende 1978 wurde die Freigrenze auf 180 ERE festgelegt46
• Weitere Er· 

höhungen folgten 198247
, 198448 und 198549

, so daß die Freigrenz.e nunmehr 
bei 350 ECU lag. Außerdem wurde in Art. 1 Nr. 1 Buchst. c festgelegt, daß 
der Rat "lllle zwei Jllhre, erstmllk späte.stens am 31. Oktober 1987, eine An· 
passung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Freibeträge mit dem Ziel, 
den realen Wert beizubehalten", vornehmen sollte, Die letzte Erhöhung der 
Freigrenze auf 390 ECU erfolgte am 21. Dezember 198850. 

Eine vom Europäischen Parlament vorgeschlagene neue Eiwägung51
, 

welche nach Ansicht der Kommission deutlich machen sollte, "daß die in die· 
ser Richtlinie vorgesehenen Einfuhrbeschränkungen am 31. Dezember 1992, 
dem für die Vollendung des Binnenmarktes vorgesehenen Datum, auslaufen 
sollen'.s2, wurde vom Rat nicht angenommen. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Länder Dänemark, Griechen· 
land und Irland ermächtigt sind, geringere Freigrenzen festzulegen53, weil 
das derzeit in diesen Mitgliedstaaten geltende Steuersystem "wegen der zu 
befürchtenden Folgen für die Volkswirtschaft nicht die volle Anwendung der 
Steuerfreigrenze auf Reisende aus den anderen Mitgliedstaaten" gestatte54. 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

"Dritte Richtlinie des Rates vom 19. Dezember 1978 zur Harmonisiel'llng der Rechts­

und Verwaltungsvorschriften über die im grenzüberschreitenden Reiseverkehr gel­

tende Regelung für die Umsatzsteuern und Sonderverbrauchssteuern•, ABl. L '366/'1JS 

v. 28.12.1978. 

Richtlinie vom 29. Juni 1982, ABI. L W6/35 v. 14.7.1982. 

Richtlinie vom 30. April 1984, ABI. L 117 /42 v. 3.5.1984. 

Richtlinie vom 8. Juli 1985, ABI. L 183/24 v. 16.7.1985. 

ABI. L 382/41 v. 31.12.1988. 

Vgl. ABI. c 235/137 V. 12.9.1988. 

Vgl. die "Änderung des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates zur neunten Ände­

rung der Richtlinie 69/169/EWG „.•, KOM (88) 540 v. 30.9.1988 (ABI. C 272/6 v. 

21.10.1988), s. 2. 

Vgl. die jüngste Festlegung in der Richtlinie mm 21. Dezember 1988 (Fn. 50). 

"Richtlinie vom 8. Juli 1985 (Fn. 49), neunte Erwägung. 



167 

bb) Einfuhr bei Verlegung des Wohnsitzes 

Am 28. März 1983 verabschiedete der Rat die Richtlinie "über Steuerbe-
freiungen bei der endgültigen Einfuhr persönlicher Gegenstände durch Pri­
vatpersonen aus einem Mitgliedstaat.s5, um "der Bevölkerung der Mitglied­
staaten die Existenz der Europäischen Gemeinschaft stärker zum Bewußt­

sein" zu bringen56
• Die Steuerbefreiung setzt nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der 

Richtlinie z.B. für Straßenkraftfahrzeuge und Wohnwagen voraus, daß diese 
mindestens sechs Monate vor der Wohnsitzverlegung in Gebrauch genom­
men wurden. Für sonstige Gegenstände gilt nach dieser Vorschrift eine Min­
destgebrauchsfrist von drei Monaten. Im Falle der Wohnsitzverlegung be­
steht nach Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie die Möglichkeit, steuerbefreite Ein­
fuhren bis zu zwölf Monaten nach der Verlegung des gewöhnlichen Wohnsit­
zes vorzunehmen. 

Für die Einfuhr von Heiratsgut macht Art. 9 der Richtlinie unter be­
stimmten Voraussetzungen eine Ausnahme von der in Art. 2 Abs. 2 Buchst. b 
der Richtlinie vorgeschriebenen dreimonatigen Gebrauchsfrist. 
Die in Art. 10 der Richtlinie geregelte Einfuhr von Erbschaftsgut betrifft 
nicht den Fall einer Wohnsitzverlegung, sondern den Fall der Einfuhr von 
Gegenständen, die sich in einem anderen Mitgliedstaat befmden und die ein 
Angehöriger eines Mitgliedstaats durch Erbfall erwirbt. 

Zu dieser Richtlinie unterbreitete die Kommission dem Rat Ende 1986 
einen Änderungsvorschlag57, mit dem sie u.a. die Abschaffung der dreimo­
natigen Gebrauchsfrist und die Streichung des in Art. 4 normierten Verbots, 
die eingeführten Gegenstände innerhalb von zwölf Monaten nach der Ein­
fuhr zu veräußern, zu vermieten oder zu verleihen, verfoJgr58. Darüber hin­
aus schlägt die Kommission, wie in der Mitteilung "Europa der Bürger" im 

55 

56 

57 

58 

ABI. L 105/64 V. 23.4.1983. 

Ebd„ erste Etwägung. 

KOM (86) 584/2 v. 23.12.1986, ABI. C 5/2 v. 9.1.1987. 

Ebd„ Kommissionsdokument, S. 2/3. 
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Jahr 1984 angekündigf9
, eine Erleichterung des Grenzübertritts vor, indem 

die Gewährung der Steuerbefreiung "von der Aufstellung eines formlosen 
Verzeichnisses der Güter in Verbindung mit einer entsprechend dem Muster 
im Anhang dieser Richtlinie abgegebenen Erklärung in einer der Amtsspra­
chen der Gemeinschaft abhängig gemacht" wirdro. 

Nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments61 änderte die Kom­
mission ihren Vorschlag62• Nunmehr schlägt sie u.a. die völlige Streichung 
der Mindestgebrauchsfristen vor63

; dann blieben entsprechend Art. 2 der 
Richtlinie64 die ordnungsgemäße Versteuerung in einem Mitgliedstaat und 
die tatsächliche Ingebrauchnahme als Voraussetzungen für die Steuerbefrei­
ung persönlicher Gegenstände übrig. 

cc) Endgültige Einfuhr bestimmter Gegenstände 

Art. 14 Buchst. d der sechsten Umsatzsteuerrichtlinie65 verpflichtet die 
Mitgliedstaaten, "die endgültige Einfuhr von Gegenständen, für die eine an­
dere als die im Gemeinsamen Zolltarif vorgesehene Zollbefreiung gilt oder, 
wenn sie aus einem Drittland eingeführt worden wären, gelten wiirde", von 
der Mehrwertsteuer zu befreien. Nach Absatz 2 dieses Artikels war es Auf­
gabe der Kommission, Vorschläge zur genaueren Beschreibung des Gel­
tungsbereichs der Steuerbefreiungen zu unterbreiten. Aufgrund eines ent­
sprechenden Vorschlagsfiti erließ der Rat am 28. März 1983 die Richtlinie zur 
Festlegung des Anwendungsbereichs von Art. 14 Buchst. d der sechsten Um-

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

Vgl. KOM (84) 446v. 24.9.1984, S. 7. 

Vgl. Fn. 58, S. 11. 

ABI. c 318/23 V. 30.11.1987. 

KOM (88j 298 v. 265.1988, ABi. c 179/8 V. 8.7.1988. 

Ebd., Art. 1 des geänderten Vorschlags. 

Vgl. Fn.55. 

ABI. L 145/1 v. 13.6.1977. 

ABI. C 171/8 v. 11.7.1980. 
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saasteuerrichtlinie 67• Die Richtlinie sieht, neben der in Titel I behandelten 

Mehrwertsteuerbefreiung für die Einfuhr persönlicher Gegenstände durch 

Privatpersonen aus Drittländern, beispielsweise in Titel III die fakultative 
Steuerbefreiung von Einfuhren mit einem Gesamtwert von 22 ECU, in Titel 

IV die Steuerbefreiung von anläßlich einer Betriebsverlagerung eingeführten 

Investitionsgütern, in Titel VII Steuerbefreiungen von für Organisationen der 

Wohlfahrtspflege bestimmten Gegenständen und in Titel IX die Steuerbe­

freiung bei der Einfuhr von Gegenständen der Absatzförderung vor. 

Nachdem die Kommission Anfang 1987 eine Änderung der Vorschrift 
vorgeschlagen hatte68, verabschiedete der Rat am 13. Juni 1988 die entspre­
chende Richtlinie69

• Neben anderen Änderungen ist nach Art. 1 Nr. 2 dieser 

Richtlinie nunmehr die Mehrwertsteuerbefreiung bei der Einfuhr von Ge­
genständen, deren Gesamtwert 10 ECU nicht übersteigt, obligatorisch; jen­
seits dieses Betrags bis zwn Gesamtwert von 22 ECU bleibt es bei der fa­

kultativen Befreiung. 

dd) Vorübergehende Einfuhr von Gegenständen 

Steuerbefreiungen bei vorübergehender Einfuhr bestimmter Verkehrs­

mittel werden durch eine Richtlinie vom 28. März 1983 geregelt 70. Gegen­

stand der Steuerbefreiungen sind gemäß Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie 
Straßenkraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wassersportfahrzeuge, Sportflugzeuge, 
Fahrräder und Reitpferde, nicht aber gemäß Absatz 3 dieses Artikels Nutz­

fahrzeuge. Die Steuerbefreiung betrifft nach Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie die 
Umsatzsteuern, Sonderverbrauchssteuern und sonstigen Verbrauchsabgaben 
sowie in der Bundesrepublik die Kfz-Steuer. 

67 

68 

69 

70 

ABI. L 105/38 v. 23.4.1983. 

KOM (87) 21 v. 3.2.1987, ABI. C 53/9 v. 28.2.1987; Änderung des Vorschlags nach 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments, KOM (88) 271v.35.1988. 

ABI. L 151/79 V. 17.6.1988. 

ABI. L 105/59v. 23.4.1983. 
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Art. 3 der Richtlinie bestimmt für die Steuerbefreiung bei vorübergehen­
der Einfuhr zur privaten Nutzung, daß der Einführende seinen gewöhnlichen 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben muß und daß das einge­
fiihrte Verkehrsmittel "weder veräußert noch vermietet oder an einen Ge­
bietsansässigen dieses Staates verliehen werden" darf. Die Steuerbefreiung 
wird nach dieser Vorschrift "je Zwölfmonatszeitraum für höchstens sechs 
Monate mit oder ohne Unterbrechung" gewährt. 

Art. 4 der Richtlinie betrifft die Steuerbefreiung bei vorübergehender 
Einfuhr zur beruflichen Nutzung und ist auf die Einfuhr von Personenfahr­
zeugen beschränkt. Das Personenfahrzeug muß von einer Privatperson ein­
geführt werden, die - ebenso wie bei der Einfuhr zu privater Nutzung - ihren 
gewöhnlichen Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem der Einfuhr 
hat; außerdem darf das Fahrzeug weder zur entgeltlichen Personenbeförde­
rung, noch zur entgeltlichen oder unentgeltlichen Güterbeförderung zu ge­
werblichen oder geschäftlichen Zwecken benutzt werden. Auch hier sind 
Veräußerung, Vermietung und Verleihung untersagt. Die Steuerbefreiung 
wird grundsätzlich für sechs Monate - mit oder ohne Unterbrechung - je 
Zwölfmonatszeitraum gewährt. 

Art. 5 der Richtlinie sieht Ausnahmen von den genannten Befristungen 
vor, wenn ein Personenfahrzeug für regelmäßige Fahrten zu einem in einem 
anderen Mitgliedstaat gelegenen Arbeitsplatz benötigt oder von einem Stu­
denten in einem anderen Mitgliedstaat benutzt wird, der sich dort aus­
schließlich zum Zwecl: des Studiums aufbält. 

Anfang 1987 hat die Kommission umfangreiche Änderungen dieser 
Richtlinie vorgeschlagen71• Insbesondere soll die Dauer der Steuerbefreiung 
je Zwölfmonatszeitraum bei Einfuhren zur privaten Nutzung von sechs auf 
neun Monate ausgedehnt werden, wenn eine Person ein Fahrzeug "in den 
Mitgliedstaat, in dem sie ihre beruflichen Bindungen hat, einführt~72. Außer­
dem schlägt die Kommission die Aufnahme einer Vorschrift vor, mit der das 
Problem der Nutzung eines in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen 

71 

72 
KOM (87) 14 v. 2.2.1987, ABI. C 40/7 "· 18.7.1987. 

Ebd., Art. 1 Nr. 2 dei; Vorschlags. 
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Fahrzeugs durch einen im Staat der vorübergehenden Einfuhr Ansässigen 73 

gelöst werden soll 74
• 

Eine Änderung ihres Vorschlags nahm die Kommission aufgrund der 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments75 vor76

• Hervorzuheben ist, daß 
danach auch ein Gebietsansässiger das eingeführte Fahrzeug "während der 
Zeiträume .. „ in denen sich die Privatperson, die das Fahrzeug eingeführt 
hat, in dem Mitgliedstaat der vorübergehenden Einfuhr aufhält", soll benut­

zen können 77• Art. 5 der Richtlinie soll dahingehend geändert werden, daß 
neben dem Studenten das für die Zeit des Studiums eingeführte Fahrzeug 
"ebenfalls vom Ehegatten des Studenten oder vom Partner, der eine feste 

Bindung mit dem [r] Studenten [in] hat, benutzt werden (kann), falls die Ge­
setzgebung des Mitgliedstaats einen solchen Begriff anwendet"78

• Schließlich 
hat die Kommission zwei neue Erwägungen aufgenommen, die dem Ziel der 
völligen Beseitigung der Steuergrenz.en gewidmet sind79

. 

Die siebzehnte Umsatzsteuerrichtlinie80 regelt hinsichtlich der vorüber­
gehenden Einfuhr anderer Gegenstände als Beförderungsmittel die Befrei­
ung von der Mehrwertsteuer. Nach Art. 10 der Richtlinie wird die Steuerbe­
freiung für Gegenstände gewährt, die aus einem Mitgliedstaat vorübergehend 
in einen anderen eingeführt werden, wenn diese in unverändertem Zustand 
wieder ausgeführt werden sollen, die Voraussetzungen der Art. 9 und 10 
EWGV erfüllen, im Ausfuhrstaat in Übereinstimmung mit den dort gelten­

den Mehrwertsteuerregeln erworben wurden, einer nicht im Gebiet des 
Einfuhrstaats ansässigen Person gehören und keine Verbrauchsgüter zur 
einmaligen Nutzung sind. Titel II der Richtlinie enthält eine umfangreiche 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

Zu diesem Problem vgl. das Urteil des Gerichtshofs vorn 11. Dezember 1984, Rs. 

134/83 (Abbink), Slg. 1984, S. 4097. 

Vgl. Fn. 71, Art. 1 Nr. 3 Buchst. c des Vorschlags. 

ABI. C 318/24 v. 30.11.1987. 

KOM (88) 197 v. 265.1988, ABI. C 184/9 v. 14.7.1988. 

Ebd., Art. 1 Nr, 2 Buchst. b des geänderten Vorschlags. 

Ebd., Art. 1 Nr. 4 des geänderten Vonchlags. 

Ebd., !ieehste und siebte Erwägung. 

ABI. L 192/20 V. 24.7.1985. 



172 

Regelung der Mehrwertsteuerbefreiung bei vorübergehender Einfuhr aus ei· 
nem Drittland. 

ee) Einfuhr von endgültig mit Mehrwertsteuer belasteten Gegenständen 

Nach Art. 2 Nr. 2 der sechsten Umsatzsteuerrichtlinie81 unterliegt die 
Einfuhr von Gegenständen der Umsatzsteuer. Eine Unterscheidung zwischen 
Gegenständen, für die eine steuerliche Entlastung durch den Staat der Aus· 
fuhr möglich ist, und solchen Gegenständen, die endgültig mit Mehrwert· 

steuer belastet sind, erfolgt nicht. 

Dieser Umstand führte zu Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof. 
In dem Urteil vom 5. Mai 1982 in der Rechtssache 15/81 (Schu1)82 kam der 
Gerichtshof zu dem Ergebnis, daß es zwar "den Mitgliedstaaten beim gegen· 
wärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts freisteht, bei der Einfuhr von Waren 
die Mehrwertsteuer auszugleichen, die sie auf gleichartige inländische Waren 
erheben"83

, ein solcher Ausgleich sei aber nur insoweit gerechtfertigt, als die 
eingeführten Waren nicht bereits im Ausfuhrmitgliedstaat mit der Mehrwert· 
steuer belastet worden seien, da andernfalls die Besteuerung bei der Einfuhr 
in Wirklichkeit eine zusätzliche Abgabe wäre, die die eingeführten Waren 
stärker belasten würde, als gleichartige inländische WarenS4. Insofern sei 
auch die Tragweite von Art. 2 Nr. 2 der sechsten Umsatzsteuerrichtlinie neu 
zu bestimmen85

. 

Diese Rechtsprechung wurde bestätigt in dem Urteil vom 25. Februar 
1988 in der Rechtssache 299/86 (Drex1)86

, in der der Gerichtshof ausführte, 
für die Erhebung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr sei der Restbetrag der 
im Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten und im Zeitpunkt der Einfuhr noch im 

81 

82 

83 

S4 
85 

86 

ABI. L 145/1 v. 13.6.1977. 

Slg. 1982, S. 1400. 

Ebd., s. 1431. 

Ebd .. 

Ebd., s. 1434. 

Noch nicht in der amtlichen Sammlung. 
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Wert des Gegenstands enthaltenen Mehrwertsteuer in der Weise zu berück­
sichtigen, daß dieser Restbetrag nicht in die Besteuerungsgrundlage einbezo­
gen und von der bei der Einfuhr geschuldeten Mehrwertsteuer abgezogen 
werde87• 

Am 23. Juli 1984 hatte die Kommission dem Rat den Vorschlag für eine 
sechzehnte Umsatzsteuerrichtlinie vorgelegt88, die eine "Gemeinsame Rege­
lung für bestimmte Gegenstände, die endgültig mit der Mehrwertsteuer bela­
stet worden sind und von einem Endverbraucher eines Mitgliedstaats aus ei­
nem anderen Mitgliedstaat eingeführt werden", treffen soll. Die Kommission 
änderte diesen Vorschlag, der in Art. 4 ein relativ umständliches Erstattungs­
system bei der Ausfuhr und eine Berücksichtigung der erfolgten Erstattung 
bei der Einfuhr vorsah, im Jahr 198689

• In Art. 4 schlägt sie nun grundsätzlich 
die Befreiung von der Mehrwertsteuer vor, wenn seit der ersten mehrwert­
steuerpflichtigen Lieferung des betreffenden Gegenstands bestimmte Fristen 
vor der Einfuhr verstrichen sind. Falls eine Steuerbefreiung danach nicht in 
Betracht kommt, soll gemäß Art. 5 des Vorschlags eine Erstattung der 
Restmehrwertsteuer bei der Ausfuhr und gemäß Art. 7 des Vorschlags eine 
entsprechende Änderung der Besteuerungsgrundlage erfolgen. 

b) Weitere Maßnahmen zur Beseitigung der Personenkontrollen 

aa) Initiativen auf Gemeinschaftsebene 

Die anfänglichen Ansätze hinsichtlich der Beseitigung von Personenkon­
trollen standen im Zusammenhang mit den Bemühungen um die Schaffung 
einer Paßunion und bewgen sich auf die Abschaffung der Paßkontrollen in­
nerhalb der Gemeinschaft90

. Am 23. Juni 1981 kamen die im Rat vereinigten 

87 
88 

89 

90 

Rn. 13 des Urteils. 

ABI. c 226/2 V. 28.8.1984. 

KOM (86) 163 v. 21.3.1986, ABI. C %/5 v. 24.4.1986. 

Vgl. die Schlußfolgerungen der Staats- und Regierungschefs anläßlich der Tagung am 

9./10. Dezember 1974 in Paris, EG-Gesamt!)(:richt 8/1974, S. 339. 
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Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten überein, daß sich die Mit­
gliedstaaten bemühen würden, einen Paß nach einheitlichem Muster späte­
stens vom 1. Januar 1985 an auszustellen91

• Im Jahr 1988 war dieser Paß in 
::illen Mitglie,ktaaten mit Ausn::ihme der Nie-Oerfande nnd des Vereinigten 
Königreichs eingeführt92. In einer Entschließung vom 7. Juni 198493 legten 
der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied­
staaten fest, daß "die Kontrollbehörden bei Vorlage des Passes nach einheit­
lichem Muster davon (ausgehen), daß die Zugehörigkeit zu einem Mitglied­
staat angenommen werden kann". Diese Maßnahme sollte dazu dienen, "den 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten den Grenzübertritt zu erleichtem"94• 

Auf seiner Tagung in Fontainebleau im Juni 1984 ersuchte der Europäi­
sche Rat den Rat und die Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu prüfen, "durch die 
innerhalb kurzer Zeit, auf jeden Fall aber vor Ende des ersten Halbjahres 
1985, erreicht werden kann, daß „. alle Polizei- und Zollförmlichkeiten an 
den innergemeinschaftlichen Grenzen entfallen"95

. In einer Mitteilung zu den 
Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Fontainebleau stellte die 
Kommission Überlegungen zu diesem Themenkreis an96. 

Am 23. Januar 1985 legte sie einen "Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Erleichterung der für die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
geltenden Kontrollen und Förmlichkeiten an den innergemeinschaftlichen 
Grenzen" vorm. Im Mai 1985 änderte die Kommission den Vorschlag98 und 
nannte ihn von nun an "Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur ersten 
Phase der Abschaffung der für die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 

91 

92 

93 

95 

96 

97 

98 

ABI. C 241/1 v. 19.9.1981. 

Mitteilung der Kommission "Europa der Bürger", Bull. EG Beil. 2/88, S. 8. 

ABI. C 159/1 v. 19.6.1984. 

Ebd. 

Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EG 6 · 1984, S. 12. 

KOM (84) 446 v. 24.9.1984. 

KOM (84) 749v. 24.1.1985, ABI. C47/5 v.19.2.1985. 

ABI. C 131/5 v. 30.5.1985. 
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geltenden Kontrollen und Förmlichkeiten an den innergemeinschaftlichen 
Grenzen". 

Nach Art. 1 des geänderten Vorschlags regelt die Richtlinie "gewisse 
Voraussetzungen, unter denen die Kontrollen und Förmlichkeiten, denen die 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten unterzogen werden können. an den 
innergemeinschaftlichen Grenzen bis 1992 schrittweise abgebaut werden". 
Dabei gelten gemäß Art. 2 Abs. 2 des geänderten Vorschlags aJs Kontrollen 
und Förmlichkeiten "alle Kontrollen und Förmlichkeiten, die im innerge­
meinschaftlichen Verkehr für die Personen und die von diesen mitgeführten 
Waren, einschließlich von Devisen, aber mit Ausnahme von Beförderungen 
kommerzieller Art, gelten". Art. 3 des Vorschlags stellt für Staatsangehörige 
der Mitgliedstaaten. "die die Voraussetzungen nach Artikel 2 Absatz 1 erfül­
len", d.h. die "die Vorschriften über den Personenverkehr wie auch die Vor­
schriften über den Warenverkehr, insbesondere bezüg11ch des Betrages oder 
der Mengen der steuerfrei zugelassenen Waren, einhalten", den Grundsatz 
des freien Grenzübertritts ~ unabhängig vom benutz:ten Verkehrsmittel - auf. 
Nach Art. 4 des Vorschlags bleiben die Mitgliedstaaten zu stichprobenartigen 
Kontrollen und - ausnahmsweise - zu zeitweiligen verstärkten Kontrollen 
befugt. 

Art. 5 des Vorschlags präzisiert den Grundsatz des freien Grenzübertritts 
für den Grenzübertritt in einem privaten Kraftfahrzeug. Danach kann "das 
betreffende Fahrzeug die Grenze mit herabgesetzter Geschwindigkeit passie­
ren, damit die für die Kontrolle zuständigen Beamten eine einfache optische 
Überwachung ausüben können. ohne daß das Fahrzeug - von Sonderfällen 
abgesehen - anhalten muß". Zur Erleichterung dieser Kontrolle sieht Art. 6 
des geänderten Vorschlags vor, daß diejenigen Staatsangehörigen der Mit· 
gliedstaaten, die die Voraussetzungen für die Anwendung des Grundsatzes 
des freien Grenzübertritts erfüllen, dies durch eine an der Windschutzscheibe 
angebrachte Plakette von mindestens 8 Zentimetern Durchmesser mit dem 
Buchstaben E auf grünem Grund erklären. 

Für den Grenzübertritt in Flughäfen und Häfen bestimmt Art. 9 Abs. 2 
des Vorschlags, daß die Mitgliedstaaten grün und rot gekennzeichnete 
Durchgänge einrichten, wobei nach Art. 9 Abs. 3 die Benutzung des grünen 
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Durchgangs als Erklärung gilt, daß auf den Betreffenden der Grundsatz des 
freien Grenzübertritts anzuwenden ist. Beim Grenzübertritt in internationa­
len Zügen und in Omnibussen wird gemäß Art. 11 des Vorschlags dieselbe 
Erklärung "allein durch das spontane Vorweisen des geschlossenen, in einem 
Mitgliedstaat ausgestellten Reisepasses oder Personalausweises" abgegeben. 

Schon in der Sitzung vom 14. Juni 1985 drängte das Europäische Parla­
ment den Rat, die Richtlinie zu verabschieden und zu diesem Zweck eine 
Sondersitzung durchzuführen99

. Es erneuerte den Appell, die Richtlinie un­
verzüglich zu erlassen, in einer Entschließung vom 13. März 1986100

. Den­
noch wurde die Richtlinie bis heute nicht erlassen. Zudem beklagt die Kom­
mission, daß der Vorschlag "im Rat durch Kompromißvereinbarungen in sei­
ner Substanz immer mehr ausgehöhlt" worden sei101

. So sei das Prinzip des 
freien Grenzübertritts aufgegeben worden. Außerdem seien alle Flughäfen 
und Seegrenzen ausgenommen worden. Schließlich habe man die deutsch­
dänische Grenze mit der Begründung ausgeklammert, Dänemark sei dem 
nordischen Übereinkommen über die Paßkontrollen beigetreten, und den 
Vorschlag in eine bis zum 31. Dezember 1990 befristete Übergangsrichtlinie 
umgewandelt102

• Daher erwägt die Kommission, den Vorschlag zurückzu­
nehmen103. 

Der Rat bestätigte am 14. November 1988 in einer Antwort auf eine 
Schriftliche Anfrage, "daß ein umfassendes Einvernehmen über einen Richt­
linien-Kompromißtext herrscht"104

• Allerdings scheint die Verabschiedung 
der Richtlinie von der Verbesserung der zwischenstaatlichen Zusammenar-

100 

101 

102 

103 

104 

•Entschließung zur Beseitigung der Verkehrsbehinderungen an den Binnengrenzen•, 

ABL C 175/277 v. 15.7.1985. 

"Entschließung zur Vereinfachung der Personenkontrollen an den innergemeinschaft­

lichen Grenzen•, ABl. C 88/85 v. 14.10.1986. 

"Bericht der Kommission über die Abschaffung der Personenkontrollen an den inner­

gemeinschaftlichen Grenzen", KOM (88) 640 v. 16.1.1989, S. 12 

Ebd., S. 12/13. 

Ebd„S.13. 

Antwort auf die Schriftliche Anfrage Nr. 1124 /88, ABI. C 332/49 v. 27.12.1988. 
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beit bei der Bekämpfung von Kriminalität, Terrorismus und Drogenhandel 
sowie der illegalen Einreise abzuhängen105

. 

bb) Zwischenstaatliche Aktivitäten 

Der relativen Erfolglosigkeit der Bemühungen auf Gemeinschaftebene 
stehen einige - bi- und multilaterale - zwischenstaatliche Abkommen gegen­
über. 

So sch1ossen die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreichs am 13. Juni 1984 ein Abkommen "über den schrittweisen Abbau 
der Kontrollen an der deutsch-französischen Grenze•106• Im Titel 1 dieses 
Abkommens wurden unverzüglich anwendbare Maßnahmen festgelegt, die 
gemäß Art. 1 allen Angehörigen der Mitgliedstaaten der EG zugute kommen 
sollen. Art. 2 und Art. 3 sehen für den Grenzübertritt im Straßenverkehr eine 
Regelung vor, wie sie dann von der Kommission aufgegriffen wurde107

• Dar­
über hinaus wurde in Titel Il ein "Zweiter Schritt" vereinbart, der darin be­
steht, daß die Vertragsparteien verschiedene Maßnahmen im Hinblick auf 
den Abbau der Kontrollen prüfen und einleiten. Schließlich regelt Titel III 
"Bis zum 31. Dezember 1986 zu ergreifende Maßnahmen". Hier werden 
Schritte zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrifen insbeson­
dere im Ausländerrecht, im Betäubungsmittelrecht und im Waffenrecht, so­
wie gemeinsame Bemühungen um die Angleichung der Mehrwertsteuersätze 
und der Verbrauchssteuern innerhalb der Europäischen Gemeinschaft ge­
nannt. 

Knapp ein Jahr später, am 14. Juni 1985, vereinbarten die Regierungen 
der Bundesrepublik Deutschland, Frankreichs, Belgiens, der Niederlande 
und Luxemburgs in Sehengen den schrittweisen Abbau der Kontrollen an 

105 

106 

107 

Vgl. ebd., in diesem Sinne auch die Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen 

Rates von Rhodos am 2./3. Dezember 1988, Bull. EG 12 - 1988, Ziff. 1.1.3. 

BGBl. 1984 II, S. 768. 

Vgl. Abschnitt E. 1. 2. b) aa). 
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den gemeinsamen Grenzen108
• Auch in diesem Übereinkommen wurden 

zunächst kurzfristig durchzuführende Maßnahmen festgelegt, insbesondere 
in Art. 2 und Art. 3 wiederum die freie Durchfahrt mit verminderter Ge­
schwindigkeit und - zur Erleichterung der Sichtkontrolle • das Anbringen ei­

ner grünen Plakette an der Windschutzscheibe als Erklärung, daß die grenz­
polizeilichen Vorschriften, die Steuerfreigrenzen und die Devisenvorschriften 

eingehalten werden. Außerdem verpflichteten sich die Vertragsparteien ge­
mäß Art. 7, sich um die Angleichung ihrer Sichtvermerkspolitik zu bemühen, 

und gemäß Art. 8 und Art. 9 zum gemeinsamen Kampf gegen den illegalen 
Handel mit Betäubungsmitteln, gegen Kriminalität und gegen Waffenhandel. 

Titel II des Übereinkommens enthält langfristig durchzuführende Maß­
nahmen, die gemäß Art. 30 "möglichst bis zum 1. Jantiar 1990 durchgeführt" 
werden sollen. Hervorzuheben ist, daß die Vertragsparteien gemäß Art. 17 
"den Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen und deren Verle­
gung an ihre Außengrenzen" anstreben, Diesem Ziel dienen verschiedene 

flankierende Maßnahmen, die in demselben Titel vereinbart wurden. Bei­
spielsweise verpflichteten sich die Vertragsparteien gemäß Art. 18, Gesprä­
che über Vereinbarungen polizeilicher Zusammenarbeit, über internationale 

Rechtshilfe und Auslieferung und über gemeinsame Verbrechensbekämp­
fung einzuleiten. Nach Art. 19 streben die Vertragsparteien die Angleichung 
der Rechtsvorschriften auf den Gebieten des Betäubungsmittelrechts, des 
Rechts des Waffen- und Sprengstoffverkehrs und des Hotelmelderechts an. 

Der Stand der Verhandlungen Ende 1988 über die langfristig durchzufüh­
renden Maßnahmen ist der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 

Anfrage zu den "Folgen des Schengener Übereinkommens und der Vollen­
dung des europäischen Binnenmarktes"109 und dem "Bericht der Kommission 
über die Abschaffung der Personenkontrollen an den innergemeinschaftli­
chen Grenzen"110 zu entnehmen. Die Abschaffung der Personenkontrollen 

zum vereinbarten Termin des 1.1.1990 ist einer Äußerung des Bundesinnen-

108 

109 

110 

GMBl. 1986, S. 79. 

Bundestags-On. 11/l594 v. 30.11.1988; vgl. auch den Vorentwurf für eine Vertragsre­

gelung, Informationsbrief Ausländerrecht 1989, S. n. 
KOM (88) 640 v. 16.1.1989, S. 9. 
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ministers zufolge fraglich geworden; es beständen noch ungelöste Probleme 
im Kampf gegen die Kriminalität, im Bereich des niederländischen Verhal­
tens gegenüber Drogen und bei der Schaffung von Informationsnetzen zwi­
schen den Poliz.eibehörden der Vertragsstaaten111• 

Schließlich haben die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und 
Dänemarks am 20. Juni 1986 ein Abkommen über Erleichterungen des 
Grenzübertritts geschlossen112. Dieses Abkommen betrifft gemäß Art. 1 den 
Grenzübertritt an der gemeinsamen Grenze der Vertragsstaaten von Ange­
hörigen der EG-Mitgliedstaaten und von Angehörigen der Nordischen Staa­
ten. Es sieht teilweise ähnliche Maßnahmen vor, wie die schon genannten 
Abkommen, nicht aber die völlige Abschaffung von Personenkontrollen. 

111 

112 
Europe -Agencc Internationale Nr. 5045 v. 28.6.1989. S. 11. 

BGBI. 1987 II, S. 134. 
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II. DAS RECHT ZUM AUFENTHALT IN ANDEREN MITGLIED­

STAATEN DER GEMEINSCHAFf 

Das "Europa der Bürger" bliebe ohne ein für alle Angehörigen der Mit­

gliedstaaten geltendes Recht zum Aufenthalt im gesamten Gemeinschaftge­
biet unvollendet1. Gegenwärtig existiert ein solches allgemeines Aufenthalts­
recht noch nicht. Nur bestimmte Personengruppen können aus dem EWG­
Vertrag und dem sekundären Gemeinschaftsrecht eine Berechtigung zum 
Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft herleiten, Im fol­
genden soll zunächst dargestellt werden, um welche Personengruppen es da­
bei im wesentlichen geht. Anschließend werden die Initiativen auf Gemein­
schaftsebene zur Schaffung eines allgemeinen Aufenthaltsrechts behandelt. 

1. Das geltende Gemeinschaftsrecht 

a) Die Regelung des EWG-Veltrags 

Der EWG-Vertrag sieht ein Aufenthaltsrecht nur für Personen vor, die 
sich zum Zweck wirtschaftlicher Betätigung, d.h. als Arbeitnehmer2, als selb­
ständig Enverbstätige3 sowie im Rahmen des freien Dienstleistung.wer­
kehrs4, in einen anderen Mitgliedstaat begeben wollen. 

1 

2 

3 

4 

In diesem Sinne 11uch der Ad-hoc-Ausschuß "Europa der Bürger" in seinem Zwischen­

bericht, Bull. EG Beil. 7/85, S. 14/lS. 

Vgl. Art. 48 ff EWGV, insb. Art. 48 Abs. 3 Buchst. c EWGV. 

Vgl. Art. 52 ff EWGV. 

Vgl. Art. 59 ff EWGV, insb. Art. 60 Abs. 3 EWGV. 
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b) Regelungen des sekundären Gemeinschaftsrechts 

Die durch das primäre Gemeinschaftsrecht getroffene Regelung wird 
durch Vorsch.•iften des sekundären Gemeinschaftsrechts ergänzt und erwei ... 
tert. 

Im Bereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit ist zunächst die Art. 48 
EWGV konkretisierende Verordnung des Rates Nr. 1612/685 zu nennen, die 
in Art. 7 Abs. 1 und Abs. 3 die berufliche Wiedereingliederung eines ar­
beitslos gewordenen Arbeitnehmers in einem anderen Mitgliedstaat regelt, 
mithin voraussetzt, daß der Verlust des Arbeitsplatzes das Aufenthaltsrecht 
nicht ohne weiteres beendet. Dementsprechend sieht Art. 7 Abs. 1 der 
"Richtlinie des Rates vom 15. Oktober 1968 zur Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre 
Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft.6 vor, daß einem Arbeit­
nehmer eine Aufenthaltserlaubnis nicht allein aus dem Grund unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit entzogen werden darf. 

Eine Erweiterung des Aufenthaltsrechts auf den Ehegatten und be­
stimmte 7 Verwandte, vor allem die noch nicht 21 Jahre alten Kinder des Ar­

beitnehmers, erfolgte durch Art. 10 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1612/688 in 
Verbindung mit Art. 4 Abs. 1 der eben genannten Richtlinie9

. 

Nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats dürfen der Arbeitnehmer und seine auf enthaltsberechtigten 

5 

6 

7 

8 

9 

"Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügig­

keit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft", ABL L 257/2 v. 19.10.1968. 

ABI. L257/13v.19.10.1968. 

Eine Ausdehnung des Kreises der begünstigten Personen strebt die Kommission mit 

dem "Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 

(EWG) Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemein­

S(haft•, ABI. C Hl0/6 v. 21.4.1989, an, vgl. Art. 1 Ziff. 7 des Vorschlag11; vgl. auch die 

Kritik des Bundesrates an dem Vorschlag, Bundesrats-On;. 214/89 (2. Beschluß) v. 

30.6.1989. 

Vgl. Fn. 5. 

Vgl. Fn. 6. 
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Familienangehörigen aufgrund der Verordnung der Kommission Nr. 1251/70 
vom 29. Juni 197010 unter bestimmten Voraussetzungen dort verbleiben. 
Hervorzuheben ist, daß den Familienangehörigen das Verbleiberecht gemäß 
Art. 3 Abs. 1 der Verordnung auch nach dem Tod des verbleibeberechtigten 
Arbeitnehmers und gemäß Art. 3 Abs. 2 unter Umständen sogar dann zu­
steht, wenn der verstorbene Arbeitnehmer ein Verbleiberecht noch nicht er­
worben hatte. 

Für den Bereich des Niederlassungsrechts und der Freiheit des Dienst­
leistungsverkehrs gestaltet die diesbezügliche Richtlinie vom 21. Mai 197311 

das Aufenthaltsrecht näher aus und schließt durch Art. 1 vor allem den Ehe­
gatten und die Kinder des Berechtigten in den begünstigten Personenkreis 

• 12 em . 

Hinsichtlich der Dauer des Aufenthalts bei der Erbringung oder dem 
Empfang von Dienstleistungen stellt Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie klar, daß 
sich eine zeitliche Begrenzung aus dem Begriff der Dienstleistung nicht ent­
nehmen läßt, daß vielmehr dem Berechtigten bei einem Aufenthalt von mehr 
als drei Monaten eine Aufenthaltserlaubnis ausgestellt wird. 

Ein auf die Verwurzelung im Aufnahmestaat gegründetes Interesse am 
Verbleib in einem anderen Mitgliedstaat nach Beendigung einer beruflichen 
Tätigkeit kommt - außer für Arbeitnehmer - naturgemäß nur für Personen in 
Betracht, die sich in diesem Mitgliedstaat niedergelassen haben, nicht aber 
für Personen, die von der Dienstleistungsfreiheit Gebrauch gemacht haben. 
Das Verbleiberecht für Niedergelassene wird durch die "Richtlinie des Rates 

10 

11 

12 

Diese Verordnung erließ die Kommission zur Durchführung von Art. 48 Abs. 3 

Buchst. d EWGV. 

"Richtlinie des Rates vom 21. Mai 1973 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbe­

schränkungen für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft 

auf dem Gebiet der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs", ABI. L 172/14 v. 

28.6.1973. 

Das Aufenthaltsrecht dieser Personen ist der Richtlinie nicht mit gleicher Deutlichkeit 

zu entnehmen, wie dies für Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie betreffend die Arbeitnehmer 

(Fn. 6) der Fall ist, ergibt sich aber jedenfalls aus dem Verbleiberecht der Familienan­

gehörigen; dazu sogleich. 
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vom 17. Dezember 1974 über das Recht der Staatsangehörigen eines Mit­
gliedstaats, nach Beendigung der Ausübung einer selbständigen Erwerbstä­
tigkeit im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu verbleiben"13, ähn­
lich geregelt, wie für Arbeitnehmer und deren Familienangehörige. Die 
Richtlinie ist mangels einer Art. 48 Abs. 3 Buchst. d EWGV vergleichbaren 
Vorschrift für den Bereich des Niederlassungsrechts auf Art. 235 EWGV ge­
stützt; die Notwendigkeit der Schaffung dieser Richtlinie wird mit einer der 
Situation der Arbeitnehmer gleichzuachtenden Interessenlage begründet14

• 

Aus dem Bereich des sekundären Gemeinschaftsrechts ist abschließend 
noch die übergreifende "Richtlinie des Rates vom 25. Februar 1964 zur Ko­

ordinierung der Sondervorschriften für die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
oder Gesundheit gerechtfertigt sind"15, zu erwähnen, die z.B. in Art. 3 Abs. 2 
vorsieht, daß aufenthaltsrechtliche Maßnahmen gegen einen Staatsangehöri­
gen eines Mitgliedstaats aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicher­
heit nicht allein auf den Umstand einer strafrechtlichen Verurteilung gestützt 
werden können. Außerdem.berechtigen gemäß Art. 4Abs. 1 nur bestimmte, 
im Anhang der Richtlinie aufgeführte Krankheiten oder Gebrechen einen 
Mitgliedstaat, die Einreise eines Staatsangehörigen eines anderen Mitglied­
staats zu verweigern. Schließlich sieht die Richtlinie bestimmte Anforderun­
gen an die Form einer das Aufenthaltsrecht beendenden Entscheidung sowie 
die Verpflichtung der Mitgliedstaaten vor, den Betroffenen die gleichen 
Rechtsbehelfe zu eröffnen, wie sie Inländern gegenüber Verwaltungsakten 
zustehen. 

13 

14 

15 

Aßt. L 14/10 V. 20.1.1975. 

Ebd., zweite und dritte Erwägung. 

ABI. Nr. 56(85-0 v. 4.4.1964, erweitert durch Richtlinie vom 18. Mai 1972, ABI. L 

121/32 v. 26.5.1972, und durch Richtlinie vom 17. Dezember 1974, ABI. L 14/14 v. 

29.1.1975. 
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c) Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof hat durch seine Rechtsprechung, die hier 
nur exemplarisch dargestellt werden kann, den Kreis der aufenthaltsberech= 
tigten Personen konkretisiert und erweitert. 

Ansatzpunkt für eine Ausdehnung des aus der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
resultierenden Aufenthaltsrechts ist der Begriff des Arbeitnehmers, dem eine 
gemeinschaftsrechtliche Bedeutung zukommt16. Hierzu stellte der Gerichts­

hof grundsätzlich fest, der Begriff "Arbeitnehmerft sei als ein den Geltungsbe­

reich der Freizügigkeit festlegender Begriff weit auszulegen17
• Eine weite 

bzw. "nicht einschränkendeft Auslegung des Begriffs "Arbeitnehmer" nahm 
der Gerichtshof in dem Urteil vom 23. März 1982 in der Rechtssache 53/81 
(Levin)18 vor, in dem er entschied, ein Angehöriger eines Mitgliedstaats, der 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats tatsächlich eine echte Tätig­
keit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis ausübe, sei auch dann als Arbeitneh­
mer anzusehen, wenn er mit der Tätigkeit weniger verdiene, als im Aufent­
haltsstaat als Existenzminimum angesehen werde19

. Mit Urteil vom 
3.6.198620 stellte der Gerichtshof außerdem klar, daß die Arbeitnehmerei­
genschaft auch dann erhalten bleibt, wenn der eine tatsächliche und echte 
Tätigkeit ausübende Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats zur Er­
gänzung seiner Einkünfte auf fmanzielle Unterstützung seitens des Aufnah­
mestaats angewiesen ist21

• 

Eine extensive Auslegung des Aufenthaltsrechts von Familienangehörigen 
nahm der Gerichtshof in dem Urteil vom 13. Februar 1985 in der Rechtssa-

16 

17 

18 

19 

2() 

21 

Vgl. das Urteil des Europäischen Gerichtshofs v. 19.4.1964, Rs. 75/63 (Unger), Slg. 

1964, s. 379 (396). 

Urteii v. 3.6.1986, Rs. 139/85 (Kempf), Sig. 1986, S. 1i41 (1i48). 

Slg. 1982, S. 1035. 

Ebd„ S. 1053. 

Vgl. Fn. 17. 

Ebd., S. 1752 (fenor des Urteils). 
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ehe 267 /83 (Diatta)22 vor. Er entschied, Art. 10 der Verordnung Nr. 1612/68 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehme~ verlange nicht, daß Familienan­
gehörige des Arbeitnehmers ständig bei diesem wohnten. Daher könne der 
Ehegatte eines Wanderarbeitnehmers die gemeimmme Wohnung in Schei­

dungsabsicht verlassen, ohne das Aufenthaltsrecht - zumindest bis zur for­
malen Auflösung der Ehe - zu verlieren24

• 

Auf dem Gebiet der Dienstleistungsfreiheit ist vor allem das Urteil vom 
31.1.1984 in den verbundenen Rechtssachen 22.6/82 und 26/83 (Luisi und 
Carbone )25 von Bedeutung. Der Gerichtshof stellte in den Entscheidungs­
gründen fest, "daß der freie Dienstleistungsverkehr die Freiheit des Dienst­
leistungsempfängers einschließt, sich zur Inanspruchnahme einer Dienstlei­
stung in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, ohne durch Beschränkun­
gen ... daran gehindert zu werden, und daß Touristen sowie Personen, die 
eine medizinische Behandlung in Anspruch nehmen, und solche, die Studien­
oder Geschäftsreisen unternehmen, als Empfänger von Dienstleistungen an­
zusehen sind"26. Hiermit bestätigte der Gerichtshof zum einen, daß das schon 
sekundärrechtlich eingeräumte Recht des Dienstleistungsempfängers zum 
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat direkt aus dem EWG-Vertrag ab­
zuleiten ist, und bezeichnete außerdem Touristen sowie Studien- und Ge­
schäftsreisende als Leistungsempfänger, ohne dies näher auszuführen. 

An diese Rechtsprechung knüpfte der Gerichtshof in seinem Urteil vom 
2.2.1989 in der Rechtssache 186/87 (Cowan)27 an und entschied, daß ein na­
tionales Opferentschädigungsgesetz gegen Art. 7 Abs. 1 EWGV verstößt, 
wenn es neben Inländern nur bestimmten Ausländern, nicht aber einem 
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats zugute kommt, der als Dienstlei-

22 

23 

24 

25 

26 

27 

Slg. 1985, S. 567. 

Vgl. Fn. 5. 

Vgl. Fn. 22, S. 589/590. 

S!g. 1984, S. 377. 

Ebd., s. 403. 

Urteil noch nicht in der amtlichen Sammlung. 
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stungsempfänger Opfer eines Gewaltverbrechens geworden ist28
• In den Ur­

teilsgründen bezeichnete der Gerichtshof Touristen erneut als Dienstlei­
stungsempfänger29. Daraus kann gefo]gert werden, daß der Gerichtshof Tou­
risten auch ohne Bezu_g zu einer konk_reten Leistung als Dien.o;tleistungs­

empfänger im Sinne von Art. 59 ff EWGV ansieht, denen als solchen ein 
Aufenthaltsrecht zusteht. 

Eine weitere substantielle Ausdehnung des aufenthaltsberechtigten Per­
sonenkreises erfolgte mit dem Urteil vom 13. Februar 1985 in der Rechtssa­
che 293/83 (Gravier)30

• Hier entschied der Gerichtshof, daß die Vorausset­
zungen für den Zugang zur Berufsausbildung - es ging um allein von auslän­

dischen Studenten erhobene Gebühren für die Immatrikulation an einer bel­
gischen Kunsthochschule - gemäß Art. 128 EWGV in den Anwendungsbe­

reich des EWG-Vertrags fallen und daß daher eine Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit gegen Art. 7 Abs. 1 EWGV verstößt31. 

Außerdem nahm der Gerichtshof eine weite Auslegung des Begriffs "Be­
rufsausbildung" vor, die es ihm ermöglichte, nicht nur ein Hochschulstudium, 
sondern grundsätzlich jedes Universitätsstudium als Berufsausbildung einzu­
stufen32. 

Für das Aufenthaltsrecht ergibt sich aus diesen Entscheidungen, daß mit 
dem Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zu der im Hoheitsgebiet eines 

anderen Mitgliedstaats erteilten Berufsausbildung notwendigerweise das 
Recht zum Aufenthalt während der Berufsausbildung verbunden ist, und daß 
nunmehr alle Studenten, deren Studium nicht ausnahmsweise lediglich der 
Vervollkommnung der Allgemeinbildung dient33, eine zum Aufenthalt in ei­

nem anderen Mitgliedstaat berechtigende Berufsausbildung absolvieren. 

28 

29 

31 

32 

33 

Vgl. den Tenor des Urteils. 

Vgl. Fn. 27, Rn.15. 

S\g. 198.S, S. 593. 

Ebd., S. 613. 

Vgl. das Urteil v. 2.2.1988, Rs. 'JA/U (Blaizot), Rn. 19 und 20, noch nicht in der amtli­

chen Sammlung. 

Ebd., Rn. 20 des Urteils. 
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2. Die Kommissionsvorschläge für ein allgemeines Aufenthaltsre.cht 

a) Der Vorschlag aus dem Jahr 1979 

Die Bemühungen der Kommission um die Schaffung eines für alle Staats­

angehörigen der Mitgliedstaaten geltenden Aufenthaltsrechts gehen zurück 

auf das Jahr 1979. Am 31. Juli 1979 legte die Kommission dem Rat einen 
RichtlinienvorschJag "über das Aufenthaltsrecht der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats" vor34, den sie 

im Laufe der Zeit dreimal änderte35
. Nachdem eine Einigung im Rat un­

wahrscheinlich geworden war36, zog die Kommission ihren Vorschlag am 3. 
Mai 1989 zurüclc37

. 

Der Vorschlag war auf die Einstimmigkeit erfordernde Vorschrift des 
Art. 235 EWGV gestützt, weil der EWG-Vertrag "keine Befugnisse hinsicht­
lich des freien Personenverkehrs unabhängig von der Ausübung einer Er­
werbstätigkeit vorgesehen" habe38

• 

Gemäß Art. 1 des Vorschlags sollte die Richtlinie für alle Staatsangehöri­
gen der Mitgliedstaaten gelten, die nicht schon aufgrund von - näher be­
schriebenen - Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts ein Aufenthaltsrecht 
haben. Das diesen Personen gemäß Art. 4 Abs. 1 des Vorschlags einzuräu­
mende "Recht auf ständigen Aufenthalt" hätten die Mitgliedstaaten nach Art. 

4 Abs. 2 des Vorschlags allerdings von dem Nachweis ausreichender Mittel 
für den eigenen Lebensunterhalt und für den Lebensunterhalt von Familien­
angehörigen abhängig machen können. 

37 

38 

ABI. C 207/14v.17.8.19?9. 

Erste Änderung: ABI. C 188/7 v. 25.7.1980, zweite Änderung: ABI. C '192/3 v. 
11.11.1980, dritte Änderung: ABI. C 171/8 v. 10.7.1985. 

Zu den Streitpunkten vgl. Europe - Agence Internationale Nr. 4991 v. 8.4.1989, S. 

11/12. 

Vgl. Europe - Agence Internationale Nr. 5008 v. 45.1989, S. 7. 

Vgl. den ursprünglichen Vorschlag (Fn. 34), zweite Erwägung. 
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Bemerkenswert erscheint die zuletzt vorgenommene Änderung des Vor­
schlags am 6.6.198539, mit der aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten ausgenommen werden solJten, "die sich 
ausschließlich zum Zweck ihrer Berufsausbildung an einer Universität oder 
höheren Lehranstalt in einen anderen Mitgliedstaat begeben". Hier liegt die 
Vermutung nahe, daß die Kommission dem Urteil des Europäischen Ge­
richtshofs in der Rechtssache '193/83 (Gravier)40 Rechnung tragen wollte, 
indem sie den Anwendungsbereich der Richtlinie um solche Personen ver­
minderte, die schon aufgrund des geltenden Rechts - insbesondere ohne den 
Nachweis ausreichender Mittel- zum Aufenthalt in einem anderen Mitglied­
staat berechtigt sind. Dabei nahm die Kommission die erst in dem Urteil in 
der Rechtssache 24/86 (Blaizot)41 ausgesprochene Einbeziehung von Uni­
versitätsstudiengängen in den Begriff der Berufsausbildung vorweg. 

b) Die Vorschläge aus dem Jahr 1989 

Unmittelbar nach Rücknahme des ersten Vorschlags über ein allgemei­
nes AufenthaJtsrer.ht42 verabschiedete die Kommission drei Richtli_nJenvor­
schläge, die in ihrer Gesamtheit das gleiche Ziel wie der erste Vorschlag 
verfolgen 43• Denn die Schaffung eines allgemeinen Aufenthaltsrechts ist "im 
Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes noch dringlicher gewor­
den..44, einmal "aufgrund der Erwartungen der europäischen Bürger.45, aber 
auch deshalb, weil eine Kontrolle unterschiedlicher Aufenthaltsrechte durch 
die Abschaffung der Grenzkontrollen erschwert würde. 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

ABI. C 171/Bv. 10.7.1985. 

Vgl. Fn. 30. 

Vgl.Fn.32. 

Vgl. dazu den vorstehenden Abschnitt. 

KOM (89) 275 v. 26.6.1989, ABl. C 191/2 v. 28.7.1989. 

Ebd., S.2. 

Ebd. 
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Es handelt sich um einen Vorschlag "über das Aufenthaltsrecht der Stu­
denten", gestützt auf Art. 7 Abs. 2 EWGV, um einen Vorschlag "über das 
Aufenthaltsrecht der aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen Arbeitnehmer 
und der selbständig Erwerbstätigen", gestützt auf Art. 49 und 54 EWGV, so­
wie um einen Vorschlag "über das Aufentha1tsrecht", gestützt auf Art. 100 
EWGV. 

Die ersten beiden Vorschläge können, falls der Rat die Wabl der Rechts­
grundlagen aku:ptiert, mit qualifizierter Mehrheit angenommen werden, für 
den dritten Vorschlag ist Einstimmigkeit erforderlich. Die durch die Wahl 
der genannten unterschiedlichen Rechtsgrundlagen angestrebte Erleichte­
rung der Beschlußfassung ist der eigentliche Sinn der Dreiteilung einer in­
haltlich zusammenhängenden Regelung 46

• 

Der erste, das Aufenthaltsrecht der Studenten regelnde, Vorschlag 47 

scheint zunächst nur deklaratorischer Art zu sein, da - wie gezeigt - Studen­
ten nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs grundsätzlich 
ein Recht zum Aufenthalt in dem Mitgliedstaat, in dem sie studieren, haben. 
Allerdings sieht der Vorschlag in Art. 1 auch ein Aufenthaltsrecht des Ehe­
gatten und der unterhaltsberechtigten Kinder des Studenten vor, welches sich 
aus der genannten Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht eindeutig ableiten 
läßt. Voraussetzung für das Aufenthaltsrecht ist, daß die aufenthaltsberech­
tigten Personen Krankenversicherungsschutz genießen. Falls ein Student der 
Sozialhilfe bedarf, ist für deren Gewährung nach Art. 1 Abs. 3 des Vor­
schlags der Aufnahmestaat zuständig. Dieser kann sich seine Aufwendungen 
von dem Herkunftsmitgliedstaat erstatten lassen. In diesem Fall ist gemäß 
Art 2 Abs. 1 3. UA für die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis die Zu­
stimmung des Herkunftsmitgliedstaats erforderlich. 

Der zweite, die Rentner betreffende, Vorschlag48 bezieht sich nach der 
Begründung der Kommission nur auf noch nicht vom Gemeinschaftsrecht 

46 

47 

48 

Vgl. die Stellungnahme des Kommissionsvizepräsidenten Bangemann, Europe -

Agence Internationale Nr.~ v. 4.5.1989, S. 7. 

KOM (89) 275 v. 26.6.1989, S. 9-12. 

Ebd„ s. 13 - 16. 
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geschützte Personen, nämlich solche, "die während der aktiven Zeiten ihres 
beruflichen Lebens von dem Recht auf Freizügigkeit bzw. auf freie Nieder­
lassung nicht Gebrauch gemacht haben oder die von diesem Recht während 
aktiver Zeiten ihres beruflichen Lebens Gebrauch gemacht haben, aber in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem, in den sie aufgenommen werden wol­
len.49. Fraglich ist, ob ein Aufenthaltsrecht für diesen Personenkreis auf die 
Artikel 49 und 54 EWGV gestützt werden kann. Die Kommission argumen­
tiert, nach geltendem Gemeinschaftsrecht würden bestimmte Sozialversiche­
rungsansprüche unabhängig davon zuerkannt, ob die betreffende Person in 
dem Aufnahmemitgliedstaat gearbeitet hat oder nichfO. Außerdem stellt die 
Kommission den Ruhestand als Teil des Erwerbslebens, als "nichtaktiven 
Teil des beruflichen Lebens", dar51, mit der Begründung. das berufliche Le­
ben werde auch nicht durch Zeiten des Urlaubs oder der Arbeitslosigkeit 
unterbrochen52

• 

Der dritte Vorschlag53 dient als Auffangregelung. Gemäß Art. 1 des Vor­
schlags gewähren die Mitgliedstaaten den Angehörigen der Mitgliedstaaten, 
"denen das Aufenthaltsrecht nicht aufgrund anderer Bestimmungen des Ge­
meinschaftsrechts zuerkannt ist, sowie deren Familienangehörigen nach der 
Definition des Artikeis 10 Absatz 1 der Verordnung lbWG) Nr. 1612i68 
unter der Bedingung das Aufenthaltsrecht, daß sie für sich und ihre Famili­
enangehörigen Krankenversicherungsschutz genießen und über ausreichende 
Existenzmittel verfügen, durch die sichergestellt ist, daß sie während des 

Aufenthalts nicht der Sozialhilfe des Aufnahmestaats zur Last fallen". 

49 

50 

51 

52 

53 

Ebd„S. i. 

Ebd. 

Elxl., s. 6. 

Ebd. 

KOM (89) 275 v. 26.6.1989, S. 17 - 20. 


